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Die Juden in der Rechtspflege. 


Im dritten Theil ſeiner „Lehre vom modernen Staat“ 
(S. 229) ſagt Bluntſchli nach einer Polemik gegen die Vor⸗ 
kämpfer des „chriſtlichen Staates“: 

„Der moderne Staat iſt daher kein chriſtlicher Staat 
mehr, weder im Sinne der mittelalterlichen Theokratie 
und Prieſterherrſchaſt, noch im Sinne der Bevorzugung 
chriſtlicher Bekenntnißgläubiger und der Unterdrückung und 
Zurückſetzung der Nichtchriſten.“ 

Ein anderer hervorragender Rechtslehrer, Prof. Sohm, 
in feinen rein politiſchen Anſchauungen chriſtlich⸗national⸗ 
ſozial, äußerte ſich am 24. September 1895 in Dresden auf 
dem Kongreß für innere Miſſion zu dieſer Frage alſo: 

„So wenig es eine chriſtliche Naturwiſſenſchaft geben 
kann, ſo wenig kann es geben ein chriſtliches Recht. Luther 
hat das chriſtliche Recht verbrannt, damit das Chriſten⸗ 

thum frei werde. „Weg mit dem chriſtlichen Recht!“ Das 
iſt das Urtheil der Reformation. „Weg mit dem chriſtlichen 
Staat!“ Das iſt das Urtheil der Weltgeſchichte. Der 
chriſtliche Staat iſt längſt vorüber. In unſeren Tagen 
hat man den Verſuch gemacht, in abgeſchwächter Form 
die Idee des chriſtlichen Staates zu erneuern“ 

Und ſelbſt der Antiſemit Paul de Lag arde giebt 

zu (Deutſche Schriften S. 24): - 

: „Es it albern, die Juden darum am Staatsleben nicht 
Theil nehmen zu laſſen, weil der Staat chriſtlich ſei. Der Staat 
‚it nicht chriſtlich, und das, was man jetzt ſein Chriſtenthum 
nennt, geradezu gemeinſchädlich. Juden dürfen am Staatsleben 
nichl Theil nehmen, wann und weil ſie unfähig dazu ſind: einen 
andern Grund, ſie auszuſchließen, giebt es nicht; es käme auf die 
a au: je lange dieſe nicht gemacht ift, hat Niemand ein 

rtheil“. 

Derſelben Anſchauung huldigt heute die geſammte ge⸗ 
bildete Welt. In Preußen hatte man in leitenden Kreiſen 
ſchon vor fünfzig Jahren die Lehre vom chriſtlichen Staat 
überwunden. So heißt es in Art. 14 der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde für den Preußiſchen Staat vom 31. Januar 1850: 
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„Die chriſtliche Religion wird bei denjenigen Ein⸗ 
richtungen des Staates, welche mit der Religions⸗ 
übung im Zuſammenhange ſtehen, unbeſchadet der im 
Be 12 gewährleiſteten Religionsfreiheit, zu Grunde 
gelegt.“ 

Ueber dieſe Einrichtungen hinaus hat die Religion mit 
dem Staatsweſen nichts zu thun. Das wird in der ſehr 
wichtigen Frage, welche Vorausſetzungen für die Bekleidung 
von öffentlichen Aemtern erfüllt ſein müſſen, noch beſonders 

zum Ausdruck gebracht ($ 4): 

„Alle Preußen ſind vor dem Geſetze gleich. Standes⸗ 
vorrechte finden nicht ſtatt. Die öffentlichen Aemter ſind, 
unter Einhaltung der von den Geſetzen feſtgeſtellten Be⸗ 
dingungen, für alle dazu Befähigten gleich zugänglich.“ 

Kein Geſetz ſchreibt vor, daß eine ſolche Bedingung die 
Zugehörigkeit zur chriſtlichen Religion ſei. Daß man trotz⸗ 
dem dieſen klaren Beſtimmungen zuwider bei Anſtellung 
von Juſtizbeamten verfahren iſt und verfährt, iſt bekannt. 

Den theoretiſchen Satz der preußiſchen Verfaſſung vom 
nichtchriſtlichen Staat übernahm der Norddeutſche Bund 
durch das Geſetz vom 9. Juli 1869, betreffend die Gleich⸗ 
berechtigung der Konfeſſionen in bürgerlicher und ſtaats⸗ 
bürgerlicher Beziehung. Dieſes Geſetz hat nur einen Artikel 
(ſ. dieſes Buch S. 12). 

Es erhielt ſpäter im Deutſchen Reiche Geltung. Es 
hält ſonach die Angehörigen aller Glaubensgemeinſchaften. 
für befähigt, das Richteramt zu bekleiden. Mit Recht, 
denn was iſt zum tüchtigen Richter nöthig? Gerechtig⸗ 
keitsſinn, gediegene Kenntniſſe, ein offener Sinn für 
das werkthätige Leben und liebevolles Eingehen auf das 
Vorbringen der Parteien. Ein Richter kann mit dieſen 
Eigenſchaften mehr, ein anderer weniger begabt ſein. Wo 
das eine oder das andere der Fall, iſt die Zugehörigkeit zu 
einer Religionsgenoſſenſchaft nicht die Urſache dieſer Er⸗ 
ſcheinung. Das trifft auch für den Richter moſaiſchen 
Glaubens zu. Weshalb auch gerade auf ihn nicht? 

Die jüdiſchen Studenten gehen in überwiegend großer 
Zahl aus Kreiſen hervor, die nur ſo lange über Einkommen 
verfügen, als ſie Erwerb haben. Sicherlich nicht weniger 
als andere verwenden ſie ihre Lehrjahre als Vorbereitung 
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emitiſch durchtränkten Lande!) Richter jüdiſcher Religion an⸗ 
zuſtellen. Wenn jemand nicht angeſtellt werde, weil er 
jüdiſch ſei, dann liegt auch nach des Herrn Miniſters Auf⸗ 
faſſung eine Verfaſſungsverletzung vor. Wenn aber jemand 
nicht angeſtellt werde, weil er aus irgend welchen Gründen 
ungeeignet für das Amt erſcheine, jo ſei dagegen nichts ein⸗ 
zuwenden. Welches ſind denn aber die „irgend welchen 
Gründe“? Doch nur ſeine Religion! Der Antiſemitismus 
des Landes iſt doch kein Grund, der in dem jüdiſchen Amts⸗ 
anwärter liegt. Aber das Köſtlichſte kommt in den folgenden 
Worten: Warum, ſo fährt der Herr Miniſter der Gerechtig⸗ 
keit fort, beklage man ſich nicht, daß es keine jüdiſchen 
Kreisräthe u. ſ. w. gebe? Seit 1848 ſchon ſollten grund⸗ 
ſätzlich konfeſſionelle Unterſchiede keinen Einfluß auf die 
ſtaatsbürgerlichen Rechte üben, und dennoch ſei in dieſer 
ganzen Zeit kein jüdiſcher Richter ernannt. 

Nach dieſer ſchönen Theorie wird alſo durch Jahr⸗ 
zehnte lange Uebung das Recht der Nichtanſtellung ſeitens 
des Staates erſchaffen! Und da wundert man ſich noch 
über die von den Parteiantiſemiten angerichtete Verwirrung 
klaren Rechts. Der Herr Juſtizminiſter von Heſſen aber 
iſt mit Recht entrüſtet über den Vorwurf, ſeine Regierung 
ſetze ſich über die klaren Beſtimmungen der Verfaſſung 
hinweg. Sis legt fie ja nur in ihrem Geiſte aus. 

Sachſen wandelt im Weſentlichen die Wege Heſſens. 
Neuerdings ſoll, wenn man einer antiſemitiſchen Quelle 
glauben darf, eine ganz kleine Wendung hierin eingetreten 


1) Dagegen haben die alten Deutſchen gern jüdiſche Richter 
ertragen. Im vierten Jahrhundert, als ſich Romanen und Weſt⸗ 
gothen in die Herrſchaft der ſpaniſchen Halbinſel theilten und ein- 
ander heftig befehdeten, erfreuten ſich die Juden vollkommener Re: 
ligionsfreiheit; fie wurden zu öffentlichen Aemtern und Würden 
zugelaſſen und waren (Felix Dahn „Die Könige der Germanen“ 
Band V, S. 181) beſonders beliebt als Richter und für 
derartige Stellen um ſo geeigneter, als man ihnen mehr Unpar⸗ 
teilichkeit und Neutralität zuſchrieb, als den feindlich gegenüber⸗ 
ſtehenden Romanen und Gothen! 

Heute nach 1400 Jahren iſt man in Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich ſo weit, daß man die Juden aus dem Richterſtande aus⸗ 
ſtoßen will, nicht weil fie ſchlechte Richter Kudern weil fie Juden ſind. 
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ſein. Ein antiſemitiſches Blatt berichtet, daß hier und da 
ein Richter jüdiſchen Glaubens angeſtellt worden ſei. 

In Preußen iſt in dieſem Punkte die Praxis eine 
andere als bei der Anſtellung anderer Beamten. Aber 
freilich kann keine Rede davon ſein, daß dabei den jüdiſchen 
Juriſten eine Behandlung zu theil wird wie ihren chriſt⸗ 
lichen Kollegen. Nach den Mittheilungen eines ſehr 
Eingeweihten iſt ſeit etwa zwanzig Jahren im preußiſchen 
Juſtizminiſterium feſtſtehende Praxis, jüdiſche Aſſeſſoren 

nicht an den nur mit einem Richter beſetzten Amts⸗ 
gerichten, ſowie ferner nicht an denjenigen kleineren 
Amtsgerichten anzuſtellen, an denen ſchon ein jüdiſcher 
Richter angeſtellt iſt. Da nun die Aſſeſſoren ihre erſte 
Anſtellung der Regel nach überhaupt nur an kleineren 
Amtsgerichten finden, ſo ergiebt ſich von ſelbſt, daß der 
Kreis der den jüdiſchen Aſſeſſoren offen ſtehenden Gerichte 
viel beſchränkter iſt als derjenige der Gerichte, bei denen 
die chriſtlichen Aſſeſſoren unterkommen; eine weitere Folge 
dieſes Umſtandes muß ſein, daß die erſteren fpäter ange⸗ 
ſtellt werden als die letzteren, und das iſt ſeit etwa zwanzig 
Jahren der Fall. Im Jahre 1890 wurden, und zwar kurz 
hinter einander, zwei jüdiſche Richter zu Oberlandes⸗ 
gerichtsräthen befördert. Das hat ſich nicht wiederholt, 
trotzdem in der letzten Zeit hervorragende Richter des 
Kammergerichts die Anſtellung eines eminent tüchtigen 
Richters bei dieſem Gericht beim Juſtizminiſterium befür⸗ 
wortet hatten. Wie ſelbſtverſtändlich vergeblich. Einen 
jüdiſchen Landgerichtsdirektor giebt es in Preußen über⸗ 
haupt nicht. f 5 5 

Dieſelben Grundſätze, die bei der erſten Anſtellung 
jüdiſcher Richter maßgebend ſind, werden auch bei ihrer 
Verſezung befolgt „ 

Thatſache iſt auch, daß in Berlin die jüdiſchen Notare 
bei ihrer Ernennung ein um mehrere Jahre höheres Dienſt⸗ 
alter als die Notare chriſtlichen Glaubens haben. 

Einen Staatsanwalt jüdiſchen Glaubens giebt es in 
Preußen nicht. 

So macht auch in Preußen die Verwaltung „gut“, was 
die Geſetzgebung geſündigt hat. Dieſe Methode hat der 
Freiherr v. Frieſen auf dem Parteitage der ſächſiſchen Kon⸗ 
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ſervativen (1892) mit den folgenden ſchönen Worten 
empfohlen: Die Ausſchließung der Juden vom Richterſtande 
dürfte nicht auf dem Wege der ſtaatlichen Geſetzgebung, 
ſondern auf dem Wege der ſittlichen chriſtlichen Ueberzeugung 
zu erreichen ſein. Kein Wunder wenn Chriſten anderer 
Denkweiſe dieſe Bethätigung des „chriſtlichen Staates“ ab⸗ 
lehnten. So ſagt Paſtor G. Habermann (Chriſtenthum und 
Staat. pz. 1893 S. 24): 

„Das Bild, das ſich die Conſervativen vom chriſtlichen 
Staate machen, ſteht im graden Gegenſatze zum Chriſten⸗ 
thum“ (S. 24). „Da ſcheint es doch bald, als ob das ganze 
Chriſtenthum im Antiſemitismus beſtände“ (S. 30). 

Wir freilich ſind der Meinung, daß dieſes Verfahren 
der Verfaſſung widerſpricht. Aber dergleichen Empfindungen 
haben die Antiſemiten noch nie geſtört. Von ihnen 
wird ein Schreckbild von dem Juden als Richter 
entworfen, das grauenhaft iſt. Natürlich von Leuten, 
die kaum Gelegenheit haben, den jüdiſchen Richter 
kennen zu lernen. Chriſtliche Richter, die im Stande find, 
ihre Amtsgenoſſen bei der Arbeit zu beobachten, haben ein 
anderes Urtheil. So ſchreibt in ſeiner Broſchüre „Straf⸗ 
recht und Politik“ ein „alter“ (chriſtlicher) „Richter“, 
Juſtus Clemens, wie er ſich nennt: „Die angeſtellten 
jüdiſchen Richter gehören keineswegs zu den untüchtigſten. 
Selbſt als Amtsrichter, wo ihnen mannigfache Schwierig⸗ 
keiten entgegentreten können, wiſſen ſie ſich Achtung und 
Refpekt zu verſchaffen, und als Landrichter und Oberlandes⸗ 
richter ſind ſie meiſt ſehr geſchätzte Arbeiter.“ N 

Eine immerwiederkehrende Behauptung der Antiſemiten 
iſt, daß jüdiſche Richter jedesmal, wenn unter den ſtreitenden 
Parteien ſich Stammesgenoſſen von ihnen befinden, ein leb⸗ 
haftes Intereſſe zeigen, deren Angelegenheiten in ein günſtiges 
Licht zu ſtellen und ihnen, ſoweit angängig, behülflich zu 
fein. Gerade im Gegentheil kann man in ſolchen Fällen, 
iusbeſondere unter der Herrſchaft des Antiſemitismus — 
zweifellos ohne beſtimmte Abſicht — das Gegentheil be⸗ 
abachten. Das iſt pfychologiſch erklärlich. 

Während jo die Antiſemiten, die offenen und die ver⸗ 
ſteckten, daran arbeiten, den Juden auch das Richteramt zu 
verſchließen und hierin nicht unerhebliche Erfolge aufzuweiſen 
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haben, jammern fie andererſeits über den ſtarken Zudrang 
der Juden zur Rechtsanwaltſchaft, namentlich in der Großſtadt. 
Die Thatſache ſoll nicht geleugnet werden, wir wollen ver⸗ 
ſuchen, dieſe Erſcheinung zu deuten. Die Juden find, wie 
wir geleſen, von einer ganzen Reihe von Berufsarten that⸗ 
ſächlich ausgeſchloſſen. Die unausbleibliche Folge iſt, daß der 
Andrang zu den ihnen offenen unverhältnißmäßig ſtark iſt. Zu 
dieſen letzteren gehört die Juſtiz, wobei die Staatsanwaltſchaft 
ausſcheidet; die Richterlaufbahn, wie erörtert, in geringerer 
Zahl, in größerem Umfange die Rechtsanwaltſchaft. Zum Theil 
ſind ſie nicht in der Lage, ſich Jahre lang aus ihrer eigenen 
Taſche zu erhalten. Andere trachten wohl auch danach, 
etwas ſchneller ihre Finanzen zu verbeſſern. Stellen ſo die 
Juden an ſich ein unverhältnißmäßig ſtärkeres Kontingent 
zur Rechtsanwaltſchaft, ſo iſt ſchon dadurch erklärlich, daß 
auch in der Großſtadt die jüdiſchen Anwälte numeriſch 
überwiegen. Es kommen noch andere Momente hinzu. Die 
jüdiſchen Anwälte glauben in der Großſtadt ſicherer und 
ſchneller eine auskömmliche Praxis zu erhalten, als in der 
Heinen Stadt. Ferner haben die Juden und die jüdiſchen 
Anwälte die auch bei allen übrigen Menſchen in hohem 
Maße vorhandene Neigung, in der Großſtadt und beſonders 
in der Reichs hauptſtadt ihr Glück zu verſuchen. Und am 
Ende aller Ende darf nicht unerwähnt bleiben — gerade 
den Vorwürfen der Antiſemiten gegenüber — daß nicht 
wenige jüdiſche Anwälte deswegen ſcheuen, in der Provinz 
ihr Heim aufzuſchlagen, weil ſie ſich nicht den Rohheiten 
des höheren und niederen Antiſemitismus ausſetzen wollen. 

Alles was der Antiſemitismus den jüdiſchen Rechts⸗ 
anwälten vorwirft — vgl. auch ihre Kriminalität auf S. 218 
dieſes Buches — iſt ſeit Jahrhunderten den ghriſtlichen 
Advokaten vorgeworfen worden. Das Wort „Juriſten, böſe 
Chriſten“ taucht in unendlichen Varia ionen in allen Jahr⸗ 
hunderten auf und der Volkshaß flammt gegen ſie auf von den 
alten Deutſchen an, die unter den Gefangenen der Teuto⸗ 
burger Schlacht die Juriſten mit den ausgeſuchteſten Martern 
hinmordeten, bis zu den Advokaten zur Zeit Friedrich 
Wilhelms I, die der Soldatenkönig mit den Worten „Iſt 
ein Schelm“ aus der Liſte ſtrich und neben deren Namen 
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er einen Galgen malte (ſ. A. Weisler, Umbildung der An⸗ 
waltſchaft. (Königshütte 1891 S. 15). 

Die Antiſemiten verlangen den Ausſchluß der Juden 
nicht nur von den Richterſtellen, ſondern auch von dem 
Geſchworenen⸗ und Schöffendienſt. Leider kamen die 
Behörden dieſen Forderungen entgegen. Von dem Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten v. Kunowsky zu Breslau erging 
vor 1890 eine Verfügung an die Landgerichtspräſidenten, 
worin es hieß: 

„„Die Erfahrung habe gelehrt, daß in wiederholten Fällen Ge⸗ 
ſchworene iſraelitiſchen Bekenntniſſes nicht dieſelbe Entſchloſſenheit 
und Feſtigkeit bei Ausübung des Geſchworenenamts gezeigt hätten, 
wie das im Intereſſe der Jurisdietion zu verlangen wäre. Es ſei 
deshalb im Intereſſe der Rechtspflege darauf Bedacht zu nehmen, 
daß, ſelbſtverſtändlich ohne grundſätzliche Ausſchließung der 
Siraeliten, dahin geſtrebt werde, ungeeignete jüdiſche Elemente 
von dem Hineingelangen in die Geſchworenenvorſchlagsliſte aus⸗ 
zuſchließen.“ 

Die Abgeordneten Zelle und Rickert verlangten 
im Preuß. Abgeordnetenhaus Auskunft darüber. Erſterem 
antwortete (3. März 1890) Juſtizminiſter Dr. von 
Schelling, er wiſſe von einer ſolchen Verfügung nichts. 
Die Auswahl der Geſchworenen liege nach den Geſetzen in 
den Händen eines Ausſchuſſes. Sollte eine derartige Ver⸗ 
fügung wirklich erlaſſen ſein, was er einſtweilen bezweifeln 
müſſe, ſo würde er ſie nicht billigen. Dem Abgeordneten 
Rickert erwiderte (30. April 1891) Regierungscommiſſar 
Geh. Juſtizrath Dr. Lukas, daß allerdings dieſe Verfügung 
ergangen ſei, aber gleichwohl ſei ſie in der Form fehl⸗ 
gegriffen, und deshalb habe der Juſtizminiſter die Ver⸗ 
fügung nicht gebilligt. Er müſſe hiernach annehmen, 
daß der Oberlandesgerichtspräſident die Verfügung zurück⸗ 
genommen habe. 

Solche Vorurtheile, wie ſie hier zu Tage treten, haben 
andere Culturſtaaten längſt überwunden. Es ſei hier an 
die Rede erinnert, die der engliſche Hiſtoriker Macaulan 
am 17. April 1833 im engliſchen Parlamente zu Gunſten 
der Juden gehalten: 

„Ich bin nicht Katholik, wäre ich aber Richter in Malta, jo 
würde ich kein Bedenken tragen, einen bigotten Proteſtanten zu 
beſtrafen, der vor den Augen von tauſenden Katholiken den Papſt 
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in.efügie verbrannt hätte. Ich bin kein Muſelmann: wäre ich 
aber Richter in Indien, dann würde ich kein Bedenken tragen, 
einen Chriſten zu beſtrafen, der eine Moſchee entweihen würde. 
Weshalb nun ſollte ich bezweifeln, daß ein Jude, den ſeine 
Fähigkeit, ſeine wiſſenſchaftliche Bildung und ſeine Rechtſchaffen⸗ 
heit auf den Richterſtuhl erhoben, nicht ſachgemäß gegen einen 
Menſchen verfahren werde, der in einem chriſtlichen Staate die 
chriſtliche Religion ſchmähen ſollte.“ 

Auch der frühere Führer des Centrums, der Abg. 
Windthorſt, war der Meinung, daß die jüdiſchen Mitbürger 
ein Recht auf Anſtellung im Staatsdienſt hätten. 
In der Sitzung des preuß. Abg.⸗Hauſes vom 30. Januar 
1872 erklärte Hürſt Bismarck gegenüber den Beſchwerden 
der Katholiken, daß ſie bei den Anſtellungen nicht genügend 
berückſichtigt würden: „er wäre für die volle Religionsfreiheit 
jeder Confeſſion, er glaube aber nicht, daß jede eine ihrer 
Volkszahl ziffernmäßig entſprechende Betheiligung an der 
Beamtenſchaft haben müſſe ... dann komme auch noch 
die ganz beträchtliche Kopfzahl der Juden in Betracht, deren 
Mehrheit ſich ja durch beſondere Befähigung und Intelligenz 
für Staatsgeſchäfte auszeichne.“ Damals antwortete der 
Abg. Windthorſt: „Daß auch andere Confeſſionen das Recht 
hätten, eine Berückſichtigung zu haben, iſt unzweifelhaft, und 
wir haben in den vergangenen Diäten wiederholt unſere 
Stimmen erhoben, daß den Israeliten ihr Recht werden 
müſſe. Das hat Niemand beſtritten.“ 
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Die Antiſemiten und die Schule. 


Getreu der Doktrin vom chriſtlichen Staat verlangt 
die conſervative Partei und ihre antiſemitiſche Gefolgſchaft 
chriſtliche Lehrer für chriſtliche Schüler, chriſtliche Schüler 
für chriſtliche Schulen. Die antiſemitiſche Agitation richter 
ſich alſo ſowohl gegen die jüdiſchen Schüler, wie gegen die 
jüdiſchen Lehrer. 5 


1. Die jüdiſchen Schüler. 


Nach antiſemitiſcher Befürchtung iſt die Zahl der 
jüdiſchen Schüler ſo groß, daß ſie dem Charakter der Schule 
und dem der chriſtlichen Schüler ſchadet. Sehr gern wird 
hervorgehoben, daß die Frühreife der jüdiſchen Mädchen den 
chriſtlichen ſchade, daß die Juden ein „aufhaltendes Element“ 
ſeien, denen „eine ganze Menge von Begriffen und Kennt⸗ 
niſſen fehlen, welche nöthig ſind, um die chriſtliche Ge⸗ 
ſchichte, um die nationale Litteratur zu verſtehen.“ (Abg. 
Stöcker März 1890 im preuß. Abg.⸗Haus). Wenn das 
wahr wäre, müßten die jüdiſchen Schüler die Prüfungen 
ſchlechter beſtehen und hinter den ſchriſtlichen Schülern zurück⸗ 
ſtehen. Das iſt aber nicht der Fall. Die nicht kleine An⸗ 
zahl jüdiſcher Hiſtoriker, Litterarhiſtoriker und Dichter be⸗ 

weiſt, daß die Juden in der Aufnahmefähigkeit nationaler 
Geſchichte und Litteratur zu berechtigten Klagen keinen 
Anlaß geben. i 

Was den ſchlechten ſittlichen Einfluß der jüdiſchen 
Schüler anbelangt, ſo liegt in dieſem Vorwurf ein ſtarkes 
Mißtrauensvotum gegen die Direktoren, Lehrercollegien und 

gegen die hunderttauſende chriſtlicher Kinder, die dem „Ein⸗ 
fluß“ einer Minorität israelitiſcher Kinder erliegen ſollen. 
Zudem iſt die Befürchtung an und für ſich genommen völlig 
unbegründet. a . 

„Ausführlich wurde dieſe Frage im Preuß. Abg.⸗Haus 
im März 1890 behandelt. Abg. Stöcker rügte die Ueber⸗ 
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laſtung der höheren Schulen mit jüdiſchen Elementen in 
Berlin, Breslau ꝛc. Der Miniſter von Goßler verſtand 
ſich zu einem Zugeſtändniß: ! 

„Ich ziehe gar keine Schlußfolgerung daraus, aber es hat 
doch an ſich eine große Erheblichkeit, daß wir in Preußen 1,29 Z 
männliche Juden haben und auf den Univerſitäten 9,58 . Man 
hat alſo den Eindruck, daß ein großer Theil der jüdiſchen Mit⸗ 
bürger auf dem platten Lande ſich nicht anſiedeln will, jondern: 
größere Städte aufſucht. Alſo, m. H., daß hier Probleme vor⸗ 
liegen, die man ſich geſtalten kann, wie man will, liegt ja auf der 


flachen Hand. Mehr kann ich in dieſem Augenblicke nicht ſagen.“ 


Abg. Rickert gab dem Bedauern darüber Ausdruck, 
daß der Miniſter dem Abg. Stöcker ſo weit entgegen⸗ 
gekommen ſei. Man müſſe mit dem Abg. Virchow in der 
That fragen: „Was wollen Sie denn eigentlich, wozu 
machen Sie dieſe Unterhaltung? Wollen Sie weiter nichts 
als Schmähungen über die Juden ausſprechen, Ihrem Ge⸗ 
fühl des Haſſes gegen eine große Klaſſe unſerer Mitbürger 
Ausdruck geben?“ ö 5 

Die Geſinnungsgenoſſen des Herrn Stöcker im preußi⸗ 


ſchen Herrenhauſe nahmen die Verhandlungen wieder auf. 


Am 9. Mai 1890 brachte das Herrenhausmitglied Graf 
Pfeil, unterſtützt von 24 Mitgliedern, den Antrag ein: 

„Auf Grund der vom Herrn Kultusminiſter konſtatirten 

Thatſache, daß bei preußiſchen öffentlichen höheren Lehranſtalten 


wegen der Ueberzahl jüdiſcher Schüler an den jüdiſchen⸗ 
Sabbathen und Feſttagen der Unterrichtsplan hat verändert 
werden müſſen, die K. Staatsregierung um Erwägung von 
Maßregeln zur Beſeitigung der hieraus erwachſenden Uebel⸗ 


ſtände zu erſuchen.“ ; 
Für den Antrag ſprachen die Herren Graf Pfeil und 
v. Kleiſt⸗Retzow, dagegen der Oberbürgermeiſter von Frank⸗ 


furt a. M., der jetzige Finanzminiſter Dr. Miquel, und 


Bötticher. 
Der Antrag Pfeil wurde mit großer Majorität an⸗ 


genommen. Dafür ſtimmte auch der ehemalige Miniſter 


des Innern, der 1900 verſtorbene Herr von Puttkamer, 
dagegen aber Feldmarſchall Graf v. Moltke. 
Der Kultusminiſter v. Goßler gelangte im Herrenhauſe 
zu einer viel beſtimmteren pofitiven Erklärung. Er ſagte 
25 
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nämlich, „daß ohne geſetzliche Aenderungen die Unter⸗ 
richtsverwaltung ſich nicht auf einen anderen 
Standpunkt hinüberführen laſſen könnte,“ daß ſie 
alſo daran feſthalte, „daß, wenn in irgend einer Ortſchaft 
eine öffentliche Schule iſt, der Confeſſionalität wegen 
ein Kind nicht zurückgewieſen werden kann“. Das⸗ 
ſelbe habe keinen Anſpruch darauf, daß auf ſeine Con⸗ 
feſſionalität eine beſondere Rückſicht genommen wird. Man 
könne nicht, wie z. B. in Berlin, das franzöſiſche Gymnaſium, 
das Sophien⸗Gymnaſinm, die Friedrich Werderſche Real⸗ 
ſchule vom 1. October ab als katholiſch, andere evangeliſch, 
noch andere jüdiſch erklären. Das ſei nach den Geſetzen 
und nach Lage der Eutwickelung unſeres Unterrichtsweſens 
nicht möglich. Der Miniſter verhehlte ſich auch nicht, 
daß die Organiſation eigener Anſtalten für die Juden, ab⸗ 
geſehen von der Frage, ob es politiſch richtig ſei, eine ſolche 
Trennung herbeizuführen, ſeine Bedenken habe. Dann 
brauche man für die jüdischen Kinder auch jüdiſche Lehrer. 
„Wenn wir“, ſagte er, „für 15000 jüdiſche Schüler durch 
500 jüdiſche Lehrer beſonderen Unterricht ertheilen laſſen, 
ſo iſt ein großer Theil unſerer Bevölkerung in eine Ent⸗ 
wickelung hineingedrängt, die zu einem Aus⸗ 
einanderfall, nicht zum Zuſammenſchluß führt.“) 


1) Als Revanche für dieſes Zugeſtändniß behauptete der 
Böckel'ſche „Reichsherold“ damals, daß die „jüdiſche Abkunft“ 
des Miniſters v. Goßler ja auch nicht außer Zweifel ſtände! 
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II. Höhere Schulen in Berlin. 
Aus dem ſtatiſtiſchen Jahrbuch der Stadt Berlin pro 1897. 
Ueberhaupt Davon jüdiſch 


1. Gym naſien: 


1897 8406 
96 8380 
95 8455 
94 8490 
93 8637 
2. Realgymnaſien: 
1897 4208 
96 4277 
95 4334 
94 4532 
93 4488 
3. Oberrealſchulen: 
| 1897 1012 
96 991 
95 1022 
94 1070 
93 1030 


1961 
1953 
1936 
1882 
1911 


III. Die Berliner Schulwelt, männliche und weibliche ge⸗ 
trennt nach Unterrichtsanſtalten und Confeſſion procentiſch: 


Ueber⸗ 
haupt 
Gymnaſien 598 
Realgymn. und Oberrealſch. 4,24 


Realſch. u. höhere Mädchenſch. 4.29 
Vorſchulen ai . 
Gemeindeſchulen 79,49 
Sonſtige öffentliche Schulen 0,49 
Vereinsſchulen 0,16 
Jüdiſche Schulen 0,50 

Privatſch. höhere wiſſenſch. 12 


Privat⸗Mittel⸗ u. Elementarſch. 0,56 
ä 100,00 


Männl. Ueber: 
Jud. haupt 
27,80 — 
12,04 — 
6,76 4,47 
13,67 — 
25,55 83,40 
0,13 0,14 
— 0,28 
8,99 0,32 
4,13 9,69 
0,93 1,70 
100,00 100,00 


Weibl. 
Jud. 
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IV. Das geſammte niedere Schulweſen in Preußen 1896: 
Ev. Kath. Sonſt. Chriſt. Juden 
A. Volksſchulen. . . 3319433 1917 976 12542 


29 898 
B. Mittelſchulen 98363 14 157 454 4622 
©. Höhere Mädchenſch. 76 731 18 528 417 12 225 
D. Beſond. Elementarſch. 10123 4470 45 142 


Ueberhaupt 3 504 650 1 955 131 13 458 46887 
Von den jüdiſchen Kindern 
in öffentlichen Schulen 36 388 
„, Privat⸗Schulen . . 10 499. 


3. Die jüdiſchen Nehrer. 

Der Doktrin vom „chriſtlichen Staate“ getreu, verlangt 
die conſervativ⸗antiſemitiſche Politik chriſtliche Lehrer fuͤr 
chriſtliche Schulen. Nun iſt die Vorausſetzung nicht richtig. 
Wenn Schulen paritätiſch, alſo nicht ſpecifiſch chriſtlich⸗ 
confeſſionell ſind, iſt es nur eine logiſche Conſequenz 
und eine in der Verfaſſung begründete Nothwendigkeit, daß 
auch jüdiſche Lehrer Unterricht ertheilen können. Das thun 
ſie bisher auch, freilich in ſehr geringer Zahl. Ueber deren 
Zahl in Preußen ertheilt der von Prof. Toeplitz und Malberg 
herausgegebene „Kalender f. d. höh. Schulweſen“ (1900) 
Auskunft. Es gab demnach jüdiſche Lehrer an höheren 
Lehranſtalten in: Oſtpreußen 0, Weſtpreußen 1 (Thorn), 
Poſen 4, Pommern 0, Brandenburg 1 (Frankfurt a. O.), 
Berlin, Kgl. Gymnaſium 1, Städtiſche 25, Schleſien 6, 
Sachſen 1 (Halle), Heſſen⸗Naſſau 23, Hannover, Schleswig⸗ 
Holſtein, Weſtphalen, Rheinprovinz O, Summa DREHTE 
Procent der Geſammtzahl 6247 (4959 evangeliſche, 
1226 katholiſche). Noch ungünſtiger ſtellt ſich das Ver⸗ 
hältniß, wenn man die ſtaatlichen Anſtalten allein in Bes 
tracht zieht. Dann erreicht der Procentſatz jüdiſcher Lehrer 
die Höhe von 0,3 Procent. Daraus ergiebt ſich, daß bei 
Weitem die meiſten jüdiſchen Pädagogen an ſtädtiſchen 
höheren Lehranſtalten Anſtellung gefunden haben. In der 
That entfallen die 6 Lehrer in Schleſien ſämmtlich auf 
Breslauer ſtädtiſche höhere Lehranſtalten, in Poſen auf das 
Städtiſche, ſogenannte Bürger⸗Realgymnaſium, in Poſen 
ſelbſt 2, auf die gleiche Anſtalt in Bromberg 1 und der 
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vierte auf das Königl. een in Meſeritz. In Berlin 
erreicht zwar der Procentſatz jüdiſcher Lehrer an ſtädtiſchen 
höheren Lehranſtalten 4 Procent der Geſammtzahl, jedoch ent⸗ 
ſpricht er noch nicht dem Procentſatz der jüdiſchen Einwohner 
der Reichshauptſtadt und nicht im entfernteſten dem der jüdiſchen 
Schüler an den höheren Lehranſtalten, der an einzelnen 
Gymnaſien 60 Procent überſteigt. Die 23 in Heſſen⸗Naſſau 
angeſtellten jüdiſchen Pädagogen vertheilen ſich ſämtlich auf 
die beiden von Juden gegründeten und von jüdiſchem Gelde 
unterhaltenen höheren Reallehranſtalten, das ſogenannte 
Philanthropin und die Hirſch'ſche Realſchule, an denen — 
ohne daß ſie im Geringſten darauf Anſpruch hätten, — aus 
Paritätsgründen, der verhältnißmäßig ſehr geringfügigen 
chriſtlichen Schülerzahl wegen, auch fünf chriſtliche Lehrer 
angeſtellt ſind. Angeſichts dieſer Zahlen verſteht man die 
große Hetze gegen die jüdiſchen Lehrer erſt recht nicht, zu⸗ 
mal in antiſemitiſchen Zeitungen noch nie eine Klage gegen 
einen jüdiſchen Lehrer erhoben worden iſt. 

Die Za ahl. der jüdiſchen Volksſchullehrer iſt ebenfalls 
ſehr gering. Im Jahre 1890 waren unter den 1906 Ber⸗ 
liner Gemeindeſchullehrern 3 Juden (ftatt 951) und unter 
den 946 Lehrerinnen 32 Jüdinnen (ftatt 47!) — In ſämmt⸗ 
lichen preußiſchen Volksſchulen gab es 1890 nur 485 jüdiſche 
Lehrkräfte, und zwar 407 an jüdiſchen Anſtalten, ſo daß 
nur 78 auf die Simultanſchulen entfallen. Unter 64750 Lehr⸗ 
kräften kann dieſe kleine Zahl eine Gefahr“ jedenfalls nicht 
bedeuten. — Nach der amtlichen Statiſtik waren in ganz 
Preußen am 25. Mai 1891 ſtaatlich angeſtellt 336 jndiſche 
Lehrer und 58 jüdiſche Lehrerinnen. Es waren vorhanden 
224 öffentliche jüdiſche Schulen mit 307 Klaſſen und 305 
Lehrern. Hiervon entfielen auf Oſtpreußen 0, Weſtpreußen 
21, Berlin 4, Brandenburg 0, Pommern 0, Poſen 87, 
Schleſien 26, Sachſen 0, Schleswig⸗Holſtein 6, Hannover 52, 
Weſtfalen 23, Heſſen⸗Naſſau 82, Rheinprovinz 32, Hohen⸗ 
zollern 3 Schulen. 

Wenn Juden Lehrer ſind, iſt die Gefahr für das kind. 
liche Gemüth ſehr groß, meint die „Kreuz⸗Zeitung“ vom 
11. November 1898. „Wir Chriſten wollen unſere Kinder 
nicht von Juden zu Juden erziehen laſſen“. Die Zahl jüdiſcher 
1 iſt ſehr gering, die Zahl ihrer 8 ſehr klein. 
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Angenommen, ein jüdiſcher Lehrer giebt demſelben chriſt⸗ 
lichen Knaben zuerſt in der Ober⸗Quinta und ſpäter in der 
Unter⸗Sekunda Geſchichtsunterricht, insgeſammt etwa hundert 
Stunden. Die hundert Geſchichtsſtunden ſollen während 
der 13jährigen Schulzeit des Gymnaſiaſten ſtark genug ſein, 
den chriſtlichen Knaben zum Juden zu machen, ſollen ſtärker 
wirken, als die ſämmtlichen Schulſtunden ſämmtlicher anderer 
Lehrer während 13 Jahre, ſollen ſtärker ſein als das chriſt⸗ 
liche Leben in der Häuslichkeit jenes Knaben? Wie genial 
muß die Werbekraft der jüdiſchen, wie gering die der 
chriſtlichen Religion ſein, wenn jene thörichte Vorausſetzung 
wahr wäre. Wir erblicken in der Furcht vor ein paar 
jüdiſchen Lehrern nur eine Herabwürdigung der chriſtlichen 
Religion. 

Was führt man nun poſitiv gegen die jüdiſchen Lehrer ins 
Feld? Daß ſie in Turnen, Geſang, Zeichnen, Mathematik, Phyſik, 
Chemie, Naturwiſſenſchaft, Geographie, Franzöſiſch, Engliſch, 
Latein, Griechiſch Unterricht ertheilen können, ohne den 
„chriſtlichen Geiſt“ zu verletzen, wird jedermann zugeben. 
Es giebt kein chriſtliches Fallgeſetz, ſondern ein Newton'ſches 
Fallgeſetz, und aimer heißt lieben, gleichgültig ob Frl. Schultz 
oder Frl. Cohn das in der franzöſiſchen Stunde behauptet. 
Es handelt ſich alſo um den Unterricht in Geſchichte und 
Deutſch. 

Der Erlaß des Cultusminiſters Boſſe vom 27. December 
1895 wies in der That die Berliner Schulbehörde an, jüdiſche 
Lehrer und Lehrerinnen vom Geſchichtsunterricht in den 
Gemeindeſchulen auszuſchließen und zwar nennt er als die⸗ 
jenigen Gebiete, welche dieſe Ausſchließungen rechtfertigen, 
die Geſchichte der Ausbreitung des Chriſtenthums und der 
Kreuzzüge. 5 . : 

Man leſe die Capitel „Die ſozialen und wirthſchaft⸗ 
lichen Folgen der Einführung des Chriſtenthums“ 
und „Die ſoziale und wirthſchaftliche Seite der Kreuz 
züge“ in Karl Lorenz „Der moderne Geſchichtsunterricht“ 
(2. Aufl. München 1900 S. 87 ff. und 91 f.) und man wird 
verwundert ſein, daß jüdiſche Lehrer das nicht ſollen lehren 
können! 


Der Erlaß des Cultusminiſters erwähnt zwar nur die 


Geſchichte der Ausbreitung des Chriſtenthums und der 
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Kreuzzüge, da aber die moderne Geſchichte weitaus wichtiger 
iſt, ſo läge doch die Frage nahe, warum Dr. Boſſe nicht 
auch die moderne Geſchichte der Reformation als ungeeignet 
für den Vortrag durch jüdiſche Lehrer erklärt hat. Ja, 
wenn wir uns auf ſeinen Standpunkt ſtellten, müßten wir 
zu der Behauptung kommen, daß über die Reformation und 
über alle Religionskriege des 16. und 17. Jahrhunderts 
chriſtliche Lehrer garnicht dociren dürften, ſondern nur jüdiſche, 
weil dieſe über katholiſche und evangeliſche Angelegenheiten 
ein unbefangeneres Urtheil haben müßten, als katholiſche 
und evangeliſche Lehrer ſelber. 


Ein hervorragender Kenner des Geſchichtsunterrichts 
Karl Lorenz (a. a. O. S. 161 und 163 f.) ſchreibt über 
den konfeſſionellen Geſchichtsunterricht: 

„Kommt man auf die konfeſſionellen Gegenſätze zu ſprechen, 
ſo betone man immer aufs nachdrücklichſte das Verbindende, 
wie das Trennende, und weiſe mit warmen Worten darauf hin, 
daß der wahre, den Menſchen veredelnde Werth der Konfeſſionen 
in dem allen gemeinſchaftlichen ſittlichen Kern liegt, daß zwar 
die Wahrheit naturgemäß nur eine ſein kann, daß aber die Wege, 
die zur Wahrheit führen, ebenſo naturgemäß verſchieden ſein können, 
wenn nicht müſſen.“ 

„Ein konfeſſioneller Geſchichtsunterricht wird immer 
etwas Einſeitiges und Ausſchließliches an ſich tragen. Dadurch 
würde in dem Geſchlechte der Zukunft der konfeſſionelle Gegenſatz 
aber noch größer werden, als er leider heutzutage ſchon iſt. Haben 
wir doch heute ſchon die beklagenswerthe Erſcheinung, 
daß in vielen Fällen nicht nach der perſönlichen Tüchtig⸗ 
keit und Leiſtungsfähigkeit eines Mannes, was doch 
logiſch das einzig Ausſchlaggebende ſein ſollte, ſondern 
nach ſeinem Taufſcheine gefragt wird. Wenn nun das 
heranwachſende Geſchlecht ſyſtematiſch in eine einſeitig katholisch, 
und einſeitig proteſtantiſch gefärbte Geſchichtsauffaſſung hinein⸗ 
erzogen wird, ſo muß ja die chineſiſche Mauer zwiſchen beiden 
Konfeſſionen immer größer werden, und es muß auf beiden Seiten 
der Gedanke aufkommen, daß jenſeits derſelben — bildlich ge⸗ 
ſprochen — die Menſchen mit „Hörnern und Klauen“ auf die Welt 
kommen.“ 


Treiben wir nun ein wenig „confeſſionelle“ Geſchichte. 
Eduard Hanslick erzählt in ſeinen „Jugenderinne⸗ 
rungen“: Im vormärzlichen öſterreichiſchen Geſchichts⸗ 
unterricht ſeien Luther und Friedrich der Große ſtets 


\ 
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ſchlecht weggekommen. Immer habe die katholiſche Partei 
Recht gehabt und die öſterreichiſche Armee ſtets geſiegt. Ein 
weiteres Beiſpiel für die Eigenart „confeſſioneller“ Geſchichts⸗ 
auffaſſung führt die „National⸗Zig.“ vom 12. April 1896 
an. Ueber Friedrich den Großen ſchrieb Prof. Onno Klopp 
im katholiſchen „Oeſterreichiſchen Litteraturblatt“, Friedrich 
war ein „unanſtändiger Menſch und ein Betrüger“. Um⸗ 
gekehrt ſpricht der evangeliſche Profeſſor Hans Delbrück 
in den „Preuß. Jahrb.“ (April 1896) von dem „grandioſen 
Aufbau der Politik, die, ihr Geſetz nur aus ſich ſelber 
nehmend, über Abgründen und Sümpfen ſchwindelnd in die 
Höhe ſteigt.“ 

Schon dieſe wenigen Beiſpiele genügen, um klarzulegen, 
daß der chriſtliche Geſchichtsunterricht nothwendig zu einem 
confeſſionellen führen muß. Anſtatt die Erziehung der Jugend 
im chriſtlichen Sinne zu fördern, wird ſie in confeſſionellem 
Sinne verſchlechtert. Man weiß ja, daß an den Univerſitäten 
zu Bonn und Breslau Lehrſtühle der Geſchichte beſtehen, 
die ſtiftungsgemäß nur durch katholiſche Lehrer beſetzt werden 
dürfen, und große und einflußreiche deutſche Zeitſchriften 
hegen und pflegen dieſe beſondere katholiſche Geſchichtsauf⸗ 
faſſung. Schon zur Zeit der Kölner Wirren wurde betont, 
daß ein proteſtantiſcher Lehrer der Geſchichte den Bedürf⸗ 
niſſen des katholiſchen Schülers nicht gerecht werden könne, 
und thatſächlich hat auch ein Gymnaſium zu Frankfurt a. M. 
dieſes Bedürfniß durch Anſtellung eines katholiſchen Lehrers 
der Geſchichte befriedigt. 

Wenn man den Unterricht im Deutſchen den jüdiſchen 
Lehrern entziehen will, ſo hat man ein Mißtrauen gegen 
ihre Fähigkeit, Litteraturgeſchichte zu lehren. Denn 
Leſen und Schreiben zu lehren, dieſe Fähigkeit hat man 
ihnen noch nie abgeſprochen. Und doch giebt es keine 
ychriſtliche“ Litteraturgeſchichte, die ſich nicht ſofort in eine 
„eonfeſſionelle“ verwandelte. Im Verlage von Ad. Ruſſell 
in Münſter i. W. erſchien eine allgemeine Litteratur⸗Ge⸗ 
ſchichte „vom katholiſchen Standpunkt“ aus von 
Dr. Peter Norrenberg. Und einen ganzen Frontangriff 
gegen die deutſche Litteratur der Gegenwart hat der Katholik 
Heinrich Keiter in ſeinem Werk „Confeſſionelle 
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Brunnenvergiftung, die wahre Schmach des Jahr⸗ 
hunderts“ (Regensburg und Leipzig, 1896) gerichtet. 

Beſchwert ſich Heinrich Keiter über die proteſtantiſche 
Litteratur, ſo richtet der Proteſtant Dr. Richard Weit⸗ 

brecht ſeine Geſchoſſe gegen die katholiſche Litteratur⸗ 
geſchichtsforſchung. In ſeinem Druckheft „Die deutſche 
Litteratur in römiſcher Beleuchtung“ (Barmen, Hugo 
Klein), macht er energiſch gegen die katholiſchen Litterar⸗ 
hiſtoriker Baumgartner, J. Jungmann, P. Haffner ꝛc. Front. 
Weitbrecht führt allerlei ſeltſame Urtheile an. 

Hüben und drüben wird confeſſionelle Wiſſenſchaft ge⸗ 
trieben, nicht objective. Die Wiſſenſchaft gewinnt durch 
dieſe Beleuchtungsweiſe nichts und die chriſtliche Religion 
verliert durch ſie an Würde. Das ſollten die bedenken, die 
den jüdiſchen Lehrer nur deswegen vom Unterricht im 
Deutſchen ausſchließen wollen, weil ſie nicht imſtande wären, 
ihn mit hinlänglicher Begeiſterung vorzutragen. 

Der berühmte Pädagog Ad. Dieſterweg ſah es im 
Gegentheil gern, wenn jüdiſche Lehrer in chriſtlichen Lehrer 

collegien ſaßen. In dem Bericht, in dem er mittheilt, wie 
er mit ſeiner vorgeſetzten Behörde in Conflicte gerathen 
(in ſeinem Jahrbuch für Lehrer 1851), ſagte er: 
„Herr Otto Schulz (der Regierungs⸗Schulrath) ſah die Juden in 
em Seminar ungern; ich dagegen nahm ſie gern als Gäſte auf. 
Nur fo konnten fie zugelaſſen werden, eigentliche Zöglinge konnten 
ſie nicht werden. Wir tadeln die Juden wegen ihres Mangels an 
Bildung und — verſchmähen die Mittel zur Bildung ihrer Kinder, 
indem wir die Bildung der jüdiſchen Lehrer verabſäumen. Um 
dieſem großen Gebrechen zu ſteuern, ſah ich jüdiſche Göglinge) 
Jünglinge gern im Seminar. Dazu kam, daß ich durch fie mein: 
chriſtlichen, durch die Orthodoxie oft verſchrobenen Zögling. 
practiſch Toleranz und Menſchenachtung lehrte. Natürlich be⸗ 
handelte ich alle gleich. Dadurch lernten ſie ſehr Wichtiges und 
zwar durch anderes als durch Worte.“ i 

In den „Aheiniſchen Blättern“ 1863 führte er in einem 
le! „Confeſſionsſchule, Simultanſchule, Humanitäts⸗ 
chule“ aus: 

5 „Wer da meinen ſollte, die Antipathie gegen die Juden ſei 
aus der Welt verſchwunden, irrt gewaltig. Man trifft ſie ſogar 
in den gebildeten Ständen noch am meiſten, ſelbſt unter den 
Litteraten und Lehrern. Wie bändigt und beſeitigt man dieſes 
Frauſame Vorurtheil? Ich kenne für unſeren Zweck kein ge⸗ 
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eigneteres Mittel als dieſes: Man ſetze einen Lehrer 
jüdiſcher Religion als ordentlichen Lehrer in die 
Lehrercorporation hinein. Mag das „chriſtliche“ Lehrer⸗ 
collegium den jüdiſchen Collegen anfangs mit einigem Mißtrauen 
anſehen, der Tüchtige erzwingt ſich Achtung und dann ſteht das 
in Analogie und Conformität mit dem Staate gebildete, in Geiſt 
und Haltung einige Lehrercollegium der gemiſchten Schülerſchaar 
als wirkliches Vorbild und Muſter vor Augen. Solche Anſtalt iſt 
etwas anderes, als die nach Confeſſionen getrennten Schulen, und 
ſie übt für die Ausrottung von Vorurtheilen, für Gemeinſinn, 
menſchliches Zuſammenſein, Achtung der Nebenmenſchen, folglich 
für die wichtigſten Lebenstugenden ganz andere Wirkungen aus, 
als confeſſionell geſchiedene, einander exeludirende Schulen, zum 
Heil des ſtädtiſchen und ſtaatlichen Gemeindeweſens und zum Glüd 
der Bewohner deſſelben Staates, deſſelben Vaterlandes.“ 

Dem Urtheil des berühmten Pädagogen ſchließen wir 
andere Rudolf v. Gneiſts an. Gneiſt erkannte, daß eine 
chriſtliche Schule zur konfeſſionellen führen müſſe, um dieſe 
dann abzulehnen. Er ſagte: 

„Die konfeſſionelle Schule muß die ſchärfſte Geltendmachung 
der Unterſcheidungslehren als Hauptaufgabe und Verdienſt geltend 
machen. Die Selbſtändigkeit des wiſſenſchaftlichen Unterrichts hört 
auf. Die berufsmäßige Selbſtändigkeit des Lehrerkollegiums hört 
auf. In der Hauptſache erſcheint das Perſonal der konfeſſionellen 
Schulen als ein kirchliches. Der Geſichtspunkt der Reinheit des 
kirchlichen Glaubens und des kirchlichen Glaubenseifers wird der 
entſcheidende für die Auswahl der Lehrer und für die Disziplin 
über dieſelben, neben welchen der Nprerberuf, der Erziehungsberuf, 
die wiſſenſchaftliche Bildung in zweite Linie zurücktreten.“ 

„ .. Die Aufgabe, Geſchichte, Volkslitteratur, Sprachen, 
Naturwiſſenſchaften jo zu lehren, um auch andere Konfeſſionen 
an dem Unterricht theilnehmen zu laſſen, iſt jedem preußiſchen 
Lehrer durch die Landesgeſetze !) geſtellt, ſie muß eine lösbare ſein“. 
(Zitirt nach Prof. Dr. F. Zange, die Gleichberechtigung der Re⸗ 
3 d. Gebiete d. höh. Schulweſens. Berlin 1900. S. 18 f. 
und 25. N N 

Es iſt nur logiſch gedacht, wenn das Mißtrauen gegen 
die Minorität der jüdiſchen Lehrer ſich zu einem ſolchen 


) Nach dem Allgemeinen Landrecht, Titel 12 § 1 find die 
Schulen und Univerſitäten Veranſtaltungen des Staates, welche 
den Unterricht der Jugend in nützlichen Kenntniſſen und Wiſſen. 
ſchaften zur Abſicht haben. S 10 deſſelben Titels lautet: „Nie⸗ 
mandem joll wegen der Verſchiedenheit des Glaubens bekeuntniſſes 
der Zutritt in öffentliche Schulen verſagt werden“. 
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gegen die andere Minorität, gegen die katholiſchen Lehrer 
auswächſt. „Im Notfalle können Evangeliſche und 
Katholiken an einer Schule als Lehrer wirken,“ jagt Prof. 
Zange (a. a. O. S. 21). Die „Kreuz⸗Ztg.“ (11. No⸗ 
vember 1898) denkt konſequenter. Sie will nicht nur jüdiſche, 
ſondern auch katholische Lehrer ausmerzen. 

„Gewiß, der Proteſtant kann auch das katholiſche Kind 
unterrichten, aber nimmermehr zum katholiſchen Chriſten er⸗ 
ziehen. Gewiß, der Jude kann auch ein chriſtliches Kind unter⸗ 
richten, aber nimmermehr zum chriſtlichen erziehen. Wir aber 
wollen die katholiſchen Eltern nicht zwingen, gegen ihren Willen 
ihrem Kinde eine Lebensanſchauung geben zu laſſen, die nach ihrer 
Anſicht eine falſche iſt. Simultanſchuleu, in welchen katholiſche 
Kinder von evangeliſchem Lehrer unterrichtet werden, halten wir 
für ein Uebel und ein Hemmniß charaktervoller Erziehung“. 

Dieſe rückständige Anſchauung hat Intoleranz und 
Glaubenshaß zur Folge. - 


Die conſervative Partei und der Antiſemitismus. 


Nicht blos die im Jahre 1876 begründete deutſchconſer⸗ 
vative Partei, ſondern auch ihre Vorgängerinnen ſeit dem 
Beſtehen eines conſtitutionellen Lebens in Deutſchland haben 
einen ausgeſprochenen antiſemitiſchen Character gehabt. 

Der Antiſemitismus war und iſt für die conſervative Partei 
freilich nur ein Mittel zum Zwecke, zur Förderung und Erhaltung 
ihrer Privilegien und materiellen Interefjen,einSturmbodgegen 
den Liberalismus. Die „reinen“ Antiſemiten waren ihnen all⸗ 
mählich unbequeme Concurrenten geworden, und ſo entſchloß 
man ſich, den Antiſemitismus auf die Fahne der Partei zu 
ſchreiben, ihn programmatiſch feſtzulegen. \ 

Es geſchah dies am 8. Dezember 1892 auf dem Partei⸗ 
tag in Berlin. In das ſogenannte Tivoli⸗Programm 
wurden folgende Sätze aufgenommen: g 

„Wir bekämpfen den vielfach ſich vordrängenden 

und zerſetzenden jüdiſchen Einfluß auf unſer 
Volksleben. Wir verlangen für das chriſtliche 
Volk eine chriſtliche Obrigkeit und chriſtliche 
Lehrer für Hriftlide Schulen.“ 

Der vorgeſchlagene Schlußſatz: „Wir verwerfen die 
Ausſchreitungen des Antiſemitismus“ wurde ab⸗ 
gelehnt. Es wäre auch eigenthümlich geweſen, dieſe Worte 
aufrecht zu erhalten in demſelben Augenblicke, wo man Hochs 
auf Ahlwardt ausbrachte, wo die Aeußerung fiel: „Lie ber 
10 Ahlwardts als einen Freiſinnigen!“, und wo man 
ſich rühmte, Ahlwardt in den Reichstag gewählt zu haben. 

Gegen jede Veränderung des Parteiprogramms erklärten 
ſich 21 Delegirte unter Führung des Herrn v. Helldorf. 
Auch im Lande war eine kleine Strömung in conſervativen 
Kreiſen vorhanden, die von der Proclamirung des Anti⸗ 
ſemitismus im Parteiprogramm nichts wiſſen wollte. 5 

Das neue antiſemitiſch verbrämte Programm iſt beſtehen 
geblieben. Gegenüber im Auguſt 1899 aufgetretenen Ge⸗ 
rüchten hielt die Parteileitung es für angezeigt, in dem; 
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Parteiorgan, der „Conſ. Correſp.“, ausdrücklich zu erklären, 
daß eine Aende rung in der Stellung der Partei zur 
Judenfrage nicht eingetreten ſei und von keiner 
Seite geplant werde. Und in der That iſt bis zum heutigen 
Tage in der conſervativen Partei von der Neigung, eine 
Schwächung des antiſemitiſchen Theils des Parteiprogramms 
herbeizuführen, nichts zu verſpüren. Eher würde eine Ver⸗ 
ſchärfung Ausſicht auf Erfolg haben. Hat doch ſchon im 
Jahre 1895 (31. Jannar) auf dem conſ. Parteitag für 
Berlin der Abg. Klaſing, ohne daß einer der andern an⸗ 
weſenden conſ. Parlamentarier dagegen proteſtirte, geſagt: 
„Wir müſſen die Aufhebung der Emancipation der 
Juden erſtreben!“ 5 

Intereſſant iſt es, die Beziehungen der Conſerva⸗ 
tiven zu den „reinen“ Antiſemiten ſeit der Procla⸗ 
mirung des Antiſemitismus auf Tivoli zu verfolgen. 

Am 18. März 1893 urtheilte Abg. Frhr. v. Mauteuffel 
im Reichstage über Ahlwardt: „Ein derartiges Vorgehen 
müſſen meine politiſchen Freunde und ich, Se das aller: 
beſtimmteſte verwerfen, und wir ſind, glaube ich, mit 
dem ganzen Reichstag darüber einer Meinung, daß ein der⸗ 
artiges Vorgehen bisher in dieſem Hauſe unerhört geweſen 
iſt.“ Und am 25. April 1893 fagte er: „Nun meine ich wirklich: 
wenn man die Reden, die heute Herr Ahlwardt gehalten 
hat, und vor allen Dingen die Cikate, die er aus ſeinen 
eigenen früheren Reden hier uns zum Beſten gegeben hat, 
anſieht, dann müßte man die ganze Erſcheinung und das 
ganze Vorgehen des Herrn Ahlwardt auf ein viel niedrigeres 
Niveau ſtellen, als das bislang hier geſchehen iſt.“ Wenige 
Wochen ſpäter hat Abg. v. Manteuffel in Gegenwart 
Stöckers mit Ahlwardt Verhandlungen aus Anlaß 
der bevorſtehenden Reichstagswahlen geführt, die ſich aller⸗ 
dings zerſchlugen! 

Bei dieſer Gelegenheit ſei auch auch an die zweideutige 
Rolle erinnert, welche die Conſervativen in der „Juden⸗ 
flinten“⸗Frage geſpielt haben. Die conſervative Landtags⸗ 
fraction beſchäftigte ſich mit ihr: durch Vermittelung des 
Abg. v. Wackerbarth „wäre“ ihr „zahlreiches Material“ 
vorgelegt worden — wie die „Conf. Correſp.“ geheimniß⸗ 
voll meldete. Man hat aber nichts davon gehört, daß dieſe 
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„patriotiſche“ Partei das „zahlreiche Material“ dem Staats⸗ 
anwalt oder dem Kriegsminiſter übergeben hat. 

Die Conſervativen werden von den Antiſemiten oft als 
Cohn ſervative verhöhnt; in einem bei der Reichstagswahl 
1898 in Neumarkt (Schleſien) verbreiteten Flugblatt wurden 
die Conſervativen als ein „Corps charakterloſer politiſcher 
Eunuchen“, eine „Geſellſchaft willenloſer Hoflakaien“ be⸗ 
zeichnet. Als im Reichstage (29. Januar 1896) Graf 
Limburg⸗Stirum von „hergelaufenen“ antiſemitiſchen 
Agitatoren ſprach, revanchirte ſich Abg. Bindewald mit 
dem Hinweis auf die Vorfahren der Conſervativen, welche 
als „Strauchritter die friedlichen Kaufleute ausraubten und 
die Bauern drangſalirten.“ Schließlich ſei noch des Schlacht⸗ 
rufs „Wider Juden und Junker! gedacht, der in Heſſen, 
in einigen Pommerſchen Kreiſen und anderswo erhoben 
worden iſt. i 

Umgekehrt iſt es gang und gäbe, daß die Antiſemiten 
auch von konſervativer Seite als „Vorfrucht der Sozial⸗ 
demokratie“ behandelt werden und als „Demagogen“ 
ſchlimmſter Art. Das „Vaterland“, das Organ der ſächſiſchen 
Conſervativen, hat 1895 geſchrieben, daß in der anti⸗ 
ſemitiſchen Partei „notoriſch anrüchtige Subjecte immer noch 
eine führende Rolle ſpielen“ und ein Jahr ſpäter: „Leute, deren 
Lebensweiſe verhindert, daß ein auf Ehre haltender deutſcher 
Mann ihnen die Hand reicht.“ 

Wenn beide Parteien ſolche und ähnliche Liebenswürdig⸗ 
keiten unter einander austauſchen, ſo geht daraus nicht her⸗ 
vor, daß eine ewige Feindſchaft zwiſchen ihnen herrſcht. 
Bei den Wahlen haben ſie ſich öfters zu einander ge⸗ 
funden. 1 
So lange die „reinen“ Antiſemiten in liberale Wahl: 
kreiſe eindringen, dürfen ſie als „königstreue“ Aliirte der 
Conſervativen auf deren thatkräftige Unterſtützung rechnen. 
Wenn ſie es aber wagen, den Conſervativen ihre Mandate 
ſtreitig zu machen, dann werden die „Demagogen“ in Acht 
und Bann gethan und — der Brodkorb wird ihnen höher 
gehängt. So ſchrieb die „Kreuzztg.“ am 27. Januar 


1893 ganz offen: „Nicht unbekannt iſt uns, daß die deutſch⸗ 


ſo zialen Wahlausſchüſſe und Vereine ſich mit der Bitte um 
Geldbeiträge zu Agitationszwecken mehrfach mit Erfolg 
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an Männer gewandt haben, deren ſtrengconſervative 
Geſinnung allſeitig bekannt iſt. Mit dem Augenblicke, wo 
jene die Abſicht haben, den Conſervativen ihren Beſitzſtand 
ſtreitig zu machen, verliert ihre Inanſpruchnahme 
des Geldbeutels conſervativer Männer jede Be⸗ 
rechtigung, und die Fortſetzung derſelben würde ſich als 
eine aufdringliche Anreißerei charakteriſiren.“ 

Dieſe Enthüllung redet eine deutliche Sprache! Sie 
bildet einen bemerkenswerthen Beitrag zur Naturgeſchichte 
der antiſemitiſchen Bewegung. Wir ſehen, wie die Ver⸗ 
bindung zwiſchen den drei großen antiſemitiſchen Gruppen: 
den Conſervativen, dem Bund der Landwirthe und den 
W Antiſemiten hergeſtellt und — aufrecht erhalten 
wird. 2 

Die conſervative Partei hat, da leitende Männer aus 
ihren Reihen zugleich an der Spitze des Bundes der Land⸗ 
wirthe ſtehen, und da ihre Anhänger ſehr wichtige Poſitionen 
in der Armee, am Hofe und in — der Verwaltung bekleiden, 
heute weitreichenden Einfluß. 

Was die Bedeutung der Conſervativen in den 
Parlamenten betrifft, ſo zählt im Deutſchen Reichstag 
die deutſchconſervative Fraction 48 Mitglieder und 
4 Hoſpitanten. Bei den Wahlen von 1890 wurden 
895 103, von 1893 1038 353 und von 1898 859222 
conſervative Stimmen abgegeben. Weit einflußreicher iſt 
die Stellung der Conſervativen im preußiſchen Land⸗ 
tage, denn im Abgeordnetenhauſe ſind ſie die ſtärkſte 
Partei (143 von 433, mit den 58 Freiconſervativen und den 
eonſervativen Wilden haben fie faſt die Majorität) und im 
Herrenhauſe verfügen ſie über die Mehrheit. Auch die 
zweite ſächſiſche Kammer iſt in ihrer Mehrheit 
confervativ⸗antiſemikiſch. ; 
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Die Reichsbank. 
Der „Antiſemiten⸗ Katechismus“ (25. Aufl. S. 
306 ff.) enthält ein beſonderes Capitel über die „ſogenannte 
deutſche Reichsbank“. Sie wird als „verjudet“ hingeſtellt, 
die „ideellen Gründer derſelben“ ſeien Lasker und Bam⸗ 
berger, der engere Ausſchuß hätte bei der Gründung aus 
„11 Juden und 4 Deutſchen“ beſtanden. 
Thatſächlich iſt die deutſche Reichsbank eine Fortſetzung 


der preußiſchen Bank, deren Organiſation in allen weſent⸗ 


lichen Theilen auf die Reichsbank übernommen worden iſt. 
Die preußiſche Bank in dieſer Geſtalt war eine Schöpfung 
des Miniſters von Rother unter Friedrich Wilhelm III. 
Die Reichsbank wird unter Aufſicht des Reichskanzlers 
von einem Directorium geleitet, in dem niemals auch nur 
ein einziger Jude geweſen iſt. Auch in den Hunderten 
von Filialen iſt kein Jude angeſtellt. Wer im Verwaltungs⸗ 
rath ſitzt, darüber giebt das Buch „Börſen⸗Werthe“ von 
H. Arends und Curt Moſſner Auskunft (Berlin C. 
1896, S. 224). Reichsbank⸗Directoren find 8 
Chriſten; im Central⸗Ausſchuß find unter 14 Mit 
gliedern unzweifelhaft 8 Chriſten (v. Hanſemann, Hecker, 
Kaempf, v. Eckardſtein, Koch, Frentzel, Woermann, v. Mendels⸗ 
ſohn⸗Bartholdy); unter ihren Stellvertretern, in Sa. 15, 
ſind unzweifelhaft 7 Chriſten (Kochhann, v. Siemens, 
Delbrück, Schmidt, Bürgers, Wold, Hardt); von den 3 De⸗ 
putirten iſt 1 Chriſt; ihre 3 Stellvertreter find Chriſten. 
In Sa. ſind unter 43 leitenden Perſonen 29 Chriſten und 


14 Juden. 


Allerdings hatte der frühere Bankpräſident v. Dechend 
einmal die Abſicht, das Syndikat der Reichsbank einem 
Juden, dem Abg. Lasker, anzuvertrauen. Aber Lasker ſchlug 
die ihm angebotene Stelle wiederholt aus. Unſerem Ge⸗ 
währsmann iſt dieſe Thatſache von dem Bankpräſidenten 
v. Dechend, der ihn bat, Lasker zur Annahme der Stelle 
zu bereden, ſelbſt mitgetheilt worden. 8 
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. Die Hauptſache iſt, der engere Central⸗Ausſchuß, deſſen 
Mitglieder über ganz Deutſchland vertheilt ſind und nur 
einige Male im Jahre zuſammenkommen, übt nur eine formale 
Thätigkeit aus. Er hat lediglich berathende Stimme nnd 
abſolut keine Macht und Gewalt auf den Präſidenten und 
das Directorium der Reichsbank. Erwähnenswerth iſt noch, 
daß der verſtorbene Präſident der Reichsbank, Herr von 
Dechend, ſtreng conſervativ und ein Freund Stöckers war. 
Als ſolcher lud er einmal eine Anzahl Bankdirectoren — 
darunter viele jüdiſche — zu einer Sitzung ein und forderte 
ſie zu Beiträgen für die innere Miſſion auf. Die Stellung 
des Herrn v. Dechend bewirkte, daß in dieſer Verſammlung 
100 000 Mk. gezeichnet wurden. Es iſt ein offenes Geheim⸗ 
niß, daß chriſtliche Bankdirectoren das Anſinnen des Herrn 
von Dechend abwieſen. Von jüdiſchen Directoren erhielt 
Herr von Dechend damals keine Abweiſung. 


Im „Ant.⸗Katech.“ heißt es weiter (S. 307). 

„Die Haupt⸗Actionäre der Bank dürften faſt ausſchließlich 
unter deutſchen und ausländiſchen Juden zu ſuchen ſein. Der haupt⸗ 
ſächlichſte Ertrag der Bank fließt alſo faſt nur in die Taſchen von 
Juden des In⸗ und Auslandes. Außerdem genießen nur Bank⸗ 
und Handelshäuſer, die vorwiegend in Judenhänden ſind 2), Credit 
an der Reichsbank, Landwirthſchaft und Gewerbe erhalten dort 
keinen Credit.“ 


Solche den Thatſachen ins Geſicht ſchlagenden Dinge 
druckt der Antiſemiten⸗Katechismus ſeit Jahren ab, auch in 
der neueſten 25. Auflage vom Jahre 1893, obwohl damals 
ſchon vor 3 Jahren in öffentlicher Sitzung des Reichstages 
von amtlicher Stelle dieſe Behauptungen als falſch zurück⸗ 
gewieſen worden ſind. 

Die Berathungen des Geſetzes betreffend die Abänderung 
des Bankgeſetzes vom 14. März 1875, welche im Reichstage 
am 8. November, am 29. November und am 2. Dezember 
1889 ſtattfanden, haben über die Verhältniſſe und die Ge⸗ 
ſchäftsführung der Reichsbank volles Aufſchluß gegeben. 


Y) In der Seehandlung, auch einem Staatsinſtitut, befindet ſich 
kein Jude. Die Aelteſten der Berliner Kaufmannſchaft zählen 13 
Chriſten bei 8 Juden. 
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Der Präſident v. Dechend erklärte (Reichstag 29. Novbr. 
1889), daß nach den Stammbüchern der Bank 7484 An⸗ 
theileigner vorhanden ſeien, von denen etwa die Hälfte, 
nämlich 3546, nur einen Antheil beſitzen, 1276 zwei Antheile, 
649 280 Antheile, ſo daß dieſe 5471 Antheilseigner — alſo 
34 der Geſammtzahl unter 4 Antheilen haben. Außerdem 
haben 4— 10 Antheile 1594; 11— 30 Antheile 565 und nur 
154 haben mehr als 30 Antheile. Eigner mit einem oder 
zwei Antheilen ſind faſt ausnahmslos Privatperſonen, 
Beamte, kleine Händler, Paſtoren, Wittwen und 
Waiſen. Die große Anzahl der kleinen Antheileigner er⸗ 
klärt ſich daraus, daß nach einer Beſtimmung des Reichs⸗ 
kanzlers bei der Ausgabe der letzten 20000 Stück Bank⸗ 
antheilſcheine vorzugsweiſe die kleinen Zeichner berückſichtigt 
werden ſollten und worden ſind. 

Der „Ant.⸗Kat.“ (S. 307) ſpricht von einem „notoriſchen 
Schwindel“, der bei der Zeichnung der Reichsbankactien 
vorgekommen ſei. Es habe ſich nämlich ergeben, daß, als 
am 4. Juni 1875 die Zeichnung öffentlich begonnen, bereits 
über 4000 Zeichnungen vorher auf dieſe 20 Millionen Mk. 
angenommen worden ſeien. Bereits am 1. Juni hätten 
Juden an der Börje!) die betreffenden Antheilſcheine mit 
einem Aufſchlag von 18 Procent ausgeboten und verkauft. 

Die Erklärungen v. Dechend's haben dieſe auf F. Perrot 
(1877) zurückgehende antiſemitiſche Behauptung voll wider⸗ 
legt. Thatſächlich ſind die kleinen Zeichner hauptſächlich be⸗ 
rückſichtigt. Diejenigen aber, welche hierauf die Antheilſcheine 


) Prof. Max Weber hat 1894 eine Schrift „Die Börſe“ 
(Göttingen 1894) veröffentlicht, welche folgende charakteriſtiſche Sätze 
enthält: (S. 17) „Die praktiſche Wirkungsloſigkeit der Kritik, welche 
breite Volksſchichten an den beſtehenden Börjenzuftänden üben, hat 
ihren Hauptgrund in einer grenzenloſen Oberflächlichkeit, welche die 
Fehler da ſucht, wo nur der Unverſtand oder der Intereſſengegenſatz, 
fie finden kann. Die gleiche Oberflächlichkeit hat aber auch die geradezu 
gefährliche Vorſtellung verſchuldet, als ob ein bei jeder nicht ſtreng 
jozialiſtiſchen Geſellſchaftsorganiſation ſchlechthin unentbehrliches 
Inſtitut, wie es die Börſe iſt, ſeiner Natur nach eine Art Ver⸗ 
| ſchwörerklub zu Lug und Betrug auf Koſten des redlich arbeitenden 

Volkes darſtellen müſſe und deshalb am beſten irgendwie vernichtet 
würde und — vor allem — auch vernichtet wer den könne.“ 1 
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aus zweiter und dritter Hand erworben, haben ſich dabei 
durch die irrige Annahme leiten und verleiten laſſen, die 
Reichsbank werde dieſelbe Dividende vertheilen, wie die 

preußiſche Bank, die in den letzten fünf Jahren nie weniger 
als 11 Procent gezahlt, oder wie die ausländiſchen Banken, 
die weit höhere Dividenden vertheilt haben. Sie haben 
eben falſch ſpekulirt, denn die Reichsbank hat in den beiden 

erſten Jahren 6 Procent, im dritten Jahre nur 5 Procent 
gezahlt. Das „größere Publikum“ war alſo nicht, wie der 

„Antiſ.⸗Kat.“ behauptet, düpirt, ſondern vom Spekulations⸗ 
Schwindel der ſiebziger Jahre ergriffen und bethört worden. 

Die weitere ih dung daß faſt auschließlich Bank⸗ 
und Handelshäuſer, die vorwiegend in Judenhänden ſeien, 
Credit an der Reichsbank genöſſen, die Landwirthſchaft und 
die Gewerbe dagegen keinen Credit dort erhielten, hat 
der Vertreter der Reichsregierung, Staatsminiſter von 
Bötticher im Reichstag wie folgt zurückgewieſen: 

„Es iſt kein Nachweis verſucht, geſchweige geführt, daß in der 
Geſchäftsgebahrung der Bank irgend eine differentielle Behandlung 
dahin eingetreten wäre, daß Leute, die die nämliche nach den 
Regeln und nach den Geſchäftsvorſchriften der Bank ausreichende 
Sicherheit gewähren, bezüglich der Creditgewährung ungünſtiger 
behandelt wären. Der Landwirth ſo gut wie der Hand⸗ 
werker, der Kaufmann und der Induſtrielle bekommt 
Credit von der Bank, wenn er nur ausreichende Sicher⸗ 
heit bietet.“ 

N Herr v. Dechend führte des Weiteren aus, daß in den 
letzten Jahren 12 bis 15 Millionen auf ländliche Producte 
an Darlehen gewährt, und daß auch Spiritus auf den Gütern 
(8 Millionen) und Zucker in den öffentlichen Niederlagen be⸗ 
liehen ſeien. Außerdem ſei den Gutsbeſitzern geholfen worden. 
Die Geſammtzahl der bei der Reichsbank accreditirten 
Gutsbeſitzer im Reiche beträgt 5044, die Zahl aller accre⸗ 
ditirten Perſonen und Firmen 56000; wobei zu berückſichtigen 
iſt, daß die Gutsbeſitzer in den N ſüdlichen und mittel⸗ 
deutſchen Gegenden die Reichsban faſt gar nicht in Anſpruch 
nehmen, weil ihnen billigere Hilfsquellen zur Verfügung 
ſtehen. Bei der Reichsbank ſeien 450 Handwerker⸗ 
genoſſenſchaften acereditirt und machten von dem Rechte, 

bei der Bank Wechſel zu discontiren, reichlichen Gebrauch. 
Die Verfügung des königlich preußiſchen Hauptdirektoriums 
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vom 27. März 1856 ſei noch jetzt die Grundlage für die 
Creditgewährung an Gutsbeſitzer, und in einer Circular⸗ 
verfügung an die Bankſtellen vom 25. November 1887 ſtehe 
ausdrücklich, daß kein Unterſchied gemacht werden ſolle 
zwiſchen den verſchiedenen Ständen; auch der Handwerker 
ſolle Credit haben, wenn er ihn verdiene; nur müſſe der 
Wechſel auf geſchäftlicher Grundlage beruhen. 

Die Forderung der Antiſemiten, daß mit dem 1. Januar 
1891 die Reichsbank verſtaatlicht werden ſollte, iſt nicht er⸗ 
füllt worden, weil nach dem Urtheil der Reichsregierung 
und des Reichstages die Reichsbank ihrer Aufgabe voll 
nachgekommen iſt. Dieſe Aufgabe iſt allerdings eine höhere 


als die, nur Handel und Gewerbe zu unterſtützen. Sie ſoll 
vorerſt den Geldumlauf im ganzen Reiche regeln, fie ſoll 


ſodann die Zahlungsausgleichung im ganzen Reiche erleichtern 
und erſt in dritter Linie iſt ſie berufen, die verfügbaren 
Capitalien im Wege des Credits zu verwenden. 

Das Reich würde bei einer Verſtaatlichung der Reichs⸗ 
bank allerdings eine Mehreinnahme von 2—3 Millionen 
Mark haben; dieſe Mehreinnahme würde aber in keinem 
Verhältniſſe ſtehen zu dem Riſico, welches das Reich damit 
übernehmen würde. Das Reich würde im Falle feindlicher 
Beſchlagnahme für die Depoſiten Erſatz zu leiſten haben. 
Auch im Frieden wäre die verſtaatlichte Bank nicht jo frei 
wie jetzt. Unter Berückſichtigung aller ſachverſtändigen 
Urtheile und Angeſichts der Thatſache, daß die Reichsbank 
Vorzügliches geleiſtet und auch in ſchwierigen Verhältniſſen 
die Klippe weiſe umſchifft hätte, erklärte Namens der deutſchen 
Reichsregierung der Staatsminiſter Dr. v. Bötticher: „Für 
jetzt liegt nicht die mindeſte Veranlaſſung vor, an der be⸗ 
währten Organiſation der Reichsbank nicht feſtzuhalten.“ 

Unter dem 18. März 1892 hat der Kaiſer einen Erlaß 
an den Reichskanzler gerichtet, in dem es unter Bezugnahme 
auf den Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 
1890 heißt: 

„Gerade der Verwaltungsbericht des verfloffenen Jahres ist 
mir ein erneuter Beweis dafür, daß die Reichsbank auch unter 
ſchwierigen Verhältniſſen es verſteht, den an ſie herantretenden 
Anforderungen des Ereditverkehrs in vollem Umfange gerecht zu 
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werden und den Platz, der ihr als dem erſten Creditinſtitut im 
Reiche zugewieſen iſt, auszufüllen. Auch das überaus günſtige 
finanzielle Ergebniß zeugt ebenſowohl von der Umſicht in der 
Leitung, wie von der Pflichttreue in der Ausführung. Ich be⸗ 
auftrage Sie, allen Betheiligten meine Anerkennung und Zufrieden⸗ 
heit auszusprechen.“ i 

Wer die Reichsbank als „verjudet“ bezeichnet, der hat 
keine Ahnung von den thatſächlichen Verhältniſſen. Zur 
antiſemitiſchen Hetzerei läßt ſich dieſes Inſtitut und ſeine 
Einrichtungen am allerwenigſten verwerthen. Mit Recht 
führte im „Berl. Actionär“ (April 1898) G. H. Kämmerer 
Hamburg aus: AR 15 

„Der heutige riſikoloſe Gewinnantheil des Reiches iſt 
als ein geradezu glänzendes Aequivalent für das kaum ſich noch 
bezahlende Privilegium der Notenausgabe anzuſehen. Eine ſtaat⸗ 
liche Leitung und Verwaltung der Bank, alſo Sicherung voller Be⸗ 
rückſichtigung des Gemeinwohls, beſteht ſchon heute. Das Privat⸗ 
capital bietet gerade den Vortheil, das Reich nicht zu engagiren 
und mit einem Riſiko zu belaſten, auch iſt es in Kriegszeiten ge⸗ 
ſicherter. Der ſachverſtändige Beiſtand des heutigen Centralaus⸗ 
ſchuſſes würde wegfallen, denn „Reichscapital“ bedingt als Beirath 
einen „Reichstagsausſchuß“. Das bedeutet eine Beeinfluſſung der 
Geſchäftsführung durch wechſelnde politiſche Majoritäten. Die Ge⸗ 
ſchichte und das Beiſpiel anderer großen Nationen lehren, daß es 
Verderblicheres als ſolche Einflüſſe für eine Bank nicht giebt. 
Deshalb iſt man in den vorgeſchrittenſten Culturnationen von reinen 
Staatsbanken zurückgekommen. Das gemiſchte Syſtem dagegen hat 
ſich überall bewährt.“ N 
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Ahlwardt. 

„Ich muß jagen, daß ich keinen Menſchen kenne, den ich ſittlich 
höher ſtelle, als mich ſelbſt⸗“ 

Ahlwardt in feiner Dresdener Rede g. Juli 1892 (. „Meine 
Verhaftung“, Dresden, Glöß, 1892, S. 17). 1 

Im Jahre 1885 erließen 5 angeſehene Herren, darunter 
Hofrath Manche, ein freiſinniger Redakteur des „Berliner 
Tageblatts“ und ein jüdiſcher Banquier, ein „vertrauliches 
Bittſchreiben“ (datirt vom 9. Februar 1885), in dem 
ſie zur Tilgung von „Wucherſchulden“ für „einen höheren 
Schulmann“ um Beiträge baten. Dieſer höhere Schulmann: 
war Rector Ahlwardt. Alſo noch 1885 hat Ahlwardt ſich 
die Gönnerſchaft jüdiſcher und freiſinniger Kreiſe gefallen 
laſſen. Ja, er hat ſich damals in einem Schreiben vom 
25. Jan. 1885 an Oberinſpector Crohn ausdrücklich als 
Gegner der Antiſemiten bekannt!). In dem Brief heißt es: 

„Die antiſemitiſche Bewegung habe ich von Anfang 
an verdammt, weil es ein unerhörter Unſinn iſt, einen 
Menſchen ſeiner Religion wegen zu loben oder zu tadeln... 
Wir alle können unſere Religion nicht wählen, wenigſtens eine be⸗ 
ſtimmte Form nicht, da ſie uns in der Jugend von den Eltern 
gegeben wird. Weichen wir auch ſpäter in unſeren Anſchauungen 
von denen der Eltern ab, ſo iſt es doch wohl unſere Pflicht, die 
Form beizubehalten, bei welcher dieſe ſich glücklich fühlten. 

Ich verdamme es daher, und habe es von jeher verdammt, 
einen Menſchen ſeines religiöſen Bekenntniſſes halber anzufechten. 
Damit iſt meine Stellung zur antiſemitiſchen Bewegung gegeben, 
und gerade, um zu zeigen, daß die Politik mit der Religion nichts 
zu ſchaffen hat, habe ich in der Zeit der Wahlbewegung 1882 eine 
chriſtliche⸗jüdiſche Begräbnißfeier des Frl. Zucker veranlaßt, die 
noch nach vielen Jahren den Betheiligten eine erhebende Erinnerung 
jein wird.“ f 

„Wer mich aber einen Antiſemiten nennt, ſpricht 
aus Unkenntniß, oder mit der Abſicht, mich zu ver: 
leumden. Grade unter Juden habe ich ſeit Jahren meine beſten 


) Es iſt daher eine ſchwere Unwahrheit, wenn Ahlwardt in 
der Vorrede ſeines Buches „Bundſchuh“ (1894. S. V) behauptet, 
jeine Ideen „ſeien das Produkt 27 jährigen Denkens und Strebens.“ 
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Freunde. Auch die Wucherer, die mich ruinirt haben, ſind nur 
zum kleinſten Theil Juden. 2. Herr W.!) und Herr P. ſind 


katholiſch, K. war evangeliſcher Lehrer, M. iſt Schwiegervater eines 


evangeliſchen Paſtors und ſchreibt ſelbſt theologiſche Bücher, 9 
R., E., H., B. ſind evangeliſch, P., H. ſind jüdiſch. Wohl kenne 
ich unter jüdiſchen Leuten große Hallunken, ebenſo wie unter 
chriſtlichen, und über beide habe ich mich gelegentlich wohl ſcharf 
genug ausgelaſſen, aber mich zum Antiſemiten ſtempeln 
wollen, kann nur Dummheit oder Bosheit wollen. 

. .Das verſpreche ich Ihnen auf Ehrenwort und das 
halte ich auch, wenn Sie ſich von mir wenden, jede religiöſe 
Intoleranz bekämpfe ich bis zum letzten Athemzuge! Wie 
Ihre Entſchließung auch ausfallen möge, die Verſicherung kann ich 
Ihnen geben, daß Ihre Freundſchaft, wie ich ſie ſeit 8 Jahren 
genoß, einer der ſchönſten Lichtblicke in meinem ſonſt ziemlich 
düſtern Leben ſein wird. Beſten Gruß H. Ahlwardt.“ 

In einem ſpäteren Briefe vom 14. Oktober 1885 be⸗ 
kundet Ahlwardt dem Adreſſaten, daß „jetzt Gott ſei Dank!“ 
ſeine Angelegenheiten definitiv ihre Erledigung finden: „Iſt 
doch meine und der Meinigen Rettung auch Dein Werk!“ 

Infolge mannigfacher Conflicte mit der Schulbehörde 
und den Collegen, infolge ſeiner Privatverhältniſſe leitete 
ſeine vorgeſetzte Behörde eine Disciplinarunterſuchung gegen 
ihn ein. Bald darauf, 1891, veröffentlichte Ahlwardt ein 
Buch: „Der Verzweiflungskampf der ariſchen Völker mit dem 
Judenthum“ voll von heftigen Angriffen gegen die Schul⸗ 
behörde, gegen ſeine Collegen und andere Perſonen, darunter 
Hofrath Manche, 

1. Prozeß Manche. Im Prozeß gegen dieſen 
13. Oct. 1891) wurde Ahlwardt ſtark bloßgeſtellt. Damals 
ſchrieb der conſervativ⸗antiſemitiſche „Reichsbote“: 

„. . . Ein Rector erſcheint als der eigentliche Veranlaſſer und 
Einfädler der Affaire, der ſich gleich ein Trinkgeld von 2000 Mark 
ausbedingt, es auch erhält und ſich ſonſt noch gegen Vorſchüſſe 
für Erlangung eines Ordens für den Fabrikanten Thomas bemüht 
— und der trotzdem hernach die ganze Sache öffentlich denuncirt! 
Im Intereſſe der öffentlichen Moral muß man ſich freuen, daß er 
das gethan und ſo das ſchändliche Treiben enthüllt hat, aber auf 
ne des Mannes wirft es ein deſto ungünſtigeres 

icht.“ 


) Im Original des Briefes, der der „Freiſ. Ztg.“ (April 


1893) vorlag, ſind die Namen ausgeſchrieben. 
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Auch das „Volk“ gab Ahlwardt vollſtändig preis. Dieſes 
Blatt hielt es für ſeine Pflicht, „auszuſprechen, daß der 
Prozeß Manche ſeiner (Ahlwardt's) öffentlichen Wirkſamkeit 
ein wenig rühmliches Ende bereitet hat. Er ſelbſt darf ſich 
nicht wundern, wenn jetzt behauptet wird, er habe bei 
den Enthüllungen weniger ſittliche Ziele als weitere 
materielle Vortheile im Auge gehabt. — Jedenfalls 
hat Herr Ahlwardt nicht mehr das Recht, als Sittenrichter 
aufzutreten.“ 

2. Prozeß Ahlwardt. Wegen der in ſeinem Buche 
enthaltenen Beleidigungen und Verleumdungen gegen den 
Magiſtrat, Lehrer ꝛc. wurde Rector Ahlwardt von dem 
Berliner Landgericht am 22. Februar 1892 zu 4 Monaten 
Gefängniß verurtheilt. Das Erkenntniß iſt vom Reichs⸗ 
gericht beſtätigt worden (4. Oct. 1892). In dem Urtheile 
verkündete der Vorſitzende des Gerichtshofes, indem er die 
Verfolgung der Menſchen in ihr Familienleben hinein 
brandmarkte: 

„Es iſt eine ganz gemeine That, wenn man Leute bloß⸗ 
ftellt, die ſich nicht vertheidigen können, und für die es auch keine 
Ehrenrettung iſt, wenn der Thäter beſtraft wird, weil bei vielen 
Leſern ſolcher Bücher doch etwas hängen bleibt. 

„ . . Er (Ahlwardt) hatte durch ſeine Verſchuldung den 
Sehrern gegenüber die Achtung eingebüßt.“ 


Für die Antiſemiten hatte dieſe Verurtheilung nur zur 


Folge, daß ſie, z. B. in einer Spandauer Verſammlung ihn 
als „Märtyrer“ feierten. (Febr. 1892). 
3. Der Judenflinten⸗Prozeß. 29. November bis 
9. December 1892. Der Inhaber der Loewe'ſchen Gewehr⸗ 
fabrik Iſ. Loewe und deren techniſcher Leiter Oberſtleutnant 
a. D. Kühne ſtrengten gegen Ahlwardt einen Prozeß an, weil 
er ſie in einer Broſchüre „Judenflinten“ (2. Thle., April 
1892) beleidigt hatte. 
Die Hauptbeſchuldigungen waren folgende (S. 4 ff.): 
„Das internationale Judenthum hat nichts vernachläſſigt, 
was zu einer Niederlage Deutſchlands im nächſten Kriege bei⸗ 
tragen kann, und ſchließlich den ungeheuerlichen Verſuch gemacht, 


dem deutſchen Soldaten ein Gewehr in die Hände zu geben, das 


zwar bei mäßigem Gebrauche in Friedenszeiten brauchbar ſein 
mag, im Felde aber ſeinen Dienſt ſehr bald verſagt. 
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Diefer Verſuch iſt über Erwarten gut gelungen. In der 
Armee befinden ſich jetzt ſchon 425000 Gewehre aus der Fabrik 
von Ludwig Löwe, gegenwärtig unter Direction von Iſidor 
Löwe, die im Kriege faſt weniger dem Feinde, als vielmehr ihrer 
Trägern gefährlich werden müſſen. 5 e 
Das Judenthum, die jüdiſche Centralleitung, wie die erften 
Börſenhäupter werden wohl von dieſer Thatſache unterrichtet ſein, 
die ich nun mit vieler Mühe aufgedeckt habe.“ 
Daß dieſe angeblichen „Enthüllungen“ nicht nur im 
Inlande, ſondern auch im Auslande das größte Aufſehen 
machen mußten, iſt klar. Sie haben eine Schädigung 
wichtiger vaterländiſcher Intereſſen herbeigeführt. Der 
„Figaro“ ſchrieb damals: „Der Name des Rectors Ahlwardt 
jet gelobt!” Die Verwaltung unſerer Armee, deren Anſehen 
in Frage ſtand, konnte natürlich zu ſolchen ungeheuerlichen 
Behauptungen nicht ſchweigen. Es wurde ſofort eine ein⸗ 
gehende Unterſuchung der Gewehre vorgenommen, und es 
ſtellte ſich heraus, daß die Beſcheinigung, welche das 
Abnahme⸗Commando am 24. Dezember 1891 ausgeſtellt 
atte: 

5 zdaß die 425000 Gewehre 88 in jeder Beziehung den an ſie ge⸗ 
ſtellten Anforderungen entſprochen haben“, 

durchaus richtig und begründet war. 

Eine völlig ausreichende Genugthuung erhielt die an⸗ 
gegriffene Fabrik durch eine im amtlichen Theil des „Reichs⸗ 
anzeigers“ veröffentlichte Bekanntmachung: 

1) Die von der Commandit⸗Geſellſchaft auf Actien Ludwig 
Löwe u. Co. hier für die Militärverwaltung gelieferten 425 000 
Gewehre 88 entſprechen allen Anforderungen, die an die 
Kriegsbrauchbarkeit derſelben zu ſtellen ſind. 

2) Die ſämmtlichen in der Broſchüre angeführten, bei Truppen 
vorgekommenen Sprengungen von Gewehren 88 betreffen nicht 
Löwe'ſche Gewehre. 

Berlin, den 29. Mai 1892. | 

Der Kriegsminiſter: v. Kaltenborn. 


Der Prozeß endigte mit der Verurtheilung Ahlwardts 
zu 5 Monaten Gefängniß. In dem Erkenntniß heißt es: 

„Wieſo kommt er (Ahlwardt) zu dem ſcheußlichen Namen 
„Judenflinten“!! Es bleibt nur übrig, daß der eine Leiter der 
Fabrik jüdiſcher Religion iſt, der andere Leiter iſt Chriſt und ge⸗ 
weſener Offizier, die Gewehre ſind von chriſtlichen Arbeitern ge⸗ 
fertigt, von chriſtlichen Reviſoren abgenommen. Der Angeklagte 


ſagt zwar, er will die Raſſe treffen und nicht die Perſonen, aber 
das iſt nicht wahr. Er will nur die Perſonen treffen. Bei ſeinem 


Judenhaß ſcheut er ſich nicht, den ganzen Beamtenſtand zu treffen. 


Er beleidigt darauf los und wenn man behauptet, daß er dies ge⸗ 
werbs mäßig betreibt, jo iſt dies keineswegs zu viel geſagt. Wie 
würde es wohl bei uns ausſehen, wenn es viele Leute gäbe, die 
wie der Angeklagte handelten? Wenn es hunderte von Ahl⸗ 
wardt's gäbe, würde bald Niemand mehr ruhig auf der 
Straße gehen. Nicht dadurch, daß man entlaſſene Arbeiter ver⸗ 
nimmt, kann man ſo furchtbare Vorwürfe in die Welt ſchleudern, 
deſſen höchſter darin beſteht, daß hier im Auftrage der Alliance 
israélite das Vaterland wehrlos gemacht werden ſollte. Das kann 
man kaum ernſthaft nehmen. Es iſt erwieſen, daß Löwe und 
Kühne ihr Beſtes daran geſetzt haben, um dem Staate gute Ge⸗ 
wehre zu liefern. Den Schutz des § 193 hat der Gerichtshof dem 
Angeklagten nicht zugebilligt, da die beleidigende Abſicht klar zu 
Tage liegt und der Gerichtshof der Meinung iſt, daß der An⸗ 
geklagte nicht den ernſten Willen hatte, event. noch rechtzeitig eine 
Publikation der Broſchüre zu unterdrücken. 5 

Der Angeklagte hat ſich demnach dreier ſtrafbaren Handlungen 
im Sinne der 88 185 und 186 ſchuldig gemacht. Mit Rückſicht 
darauf, daß der Angeklagte das öffentliche und Staats⸗ 
intereſſe gefährdet hat und zwar bewußt gefährdet hat, 
hat der Gerichtshof den Angeklagten zu einer Geſammtſtrafe von 
5 Monaten Gefängniß verurtheilt.“ 

Das Urtheil wurde am 19. September 1893 vom Reichs⸗ 
gericht beſtätigt!). 

4. Ahlwardts Wahl. Während der Prozeß ſpielte, 
benutzten die Antiſemiten die öffentliche Erregung, um Ahl⸗ 
wardt als Reichstagscandidaten in dem vorher conſervativ ver⸗ 
tretenen Wahlkreis Friedberg⸗Arnswalde aufzuſtellen. Am 


1) Die Koſten des Judenflinten⸗Prozeſſes betrugen nach der 
„Antiſ. Corr.“ vom 23. Auguſt 1894 an 14000 Mark. Da Ahl⸗ 
wardt koſtenpflichtig verurtheilt wurde, hatte er ſie zu bezahlen. 
Nun, der arme Mann, der damals Hunderte verdiente, bezahlte 
monatlich 3 Mark!! ab. Er muß alſo 389 Jahre leben, um die 
Summe zu tilgen. Man erſieht daraus, wie die Behörden ihm 
gegenüber coulant waren. Er hatte damals hohe Gönner. Schrieb 
doch das „Volk“ (29. Sept. 1895): „Als der Ahlwardtrummel in 
ſeiner Blüthe ſtand, erſchienen einflußreiche, hochſtehende Gönner 
des Herrn Rector bei uns und ſicherten uns einen rieſigen 
Abonnentenzuwachs zu, wenn wir für ihren Schützling Partei 


ergriffen. 
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5. Dec. 1892 wurde er mit großer Majorität gewählt (ſ. S. 26 
dieſes Buches). Am 8. Dec. 1892 fand der conſervative 
Parteitag ſtatt, der in einer Huldigung für Ahlwardt ausklang. 
Rechtsanwalt Krauſe⸗Arnswalde ſprach damals: „Ich 
bin conſervativ, ſo gut conſervativ wie der Herr Vorredner, 
und ich habe doch Ahlwardt gewählt. (Lebhafter Beifall). 
Ich wollte weiter nichts, als dieſes conſtatiren. (Erneuter 
Beifall.) Rittergutsbeſitzer von Waldow (der unterlegene 
Reichstagscandidat): Ich bin ebenfalls aus Arnswalde. 
Auch ich habe Ahlwardt in der Stichwahl meine Stimme 
gegeben (Beifall). Lieber 10 Ahlwardts als einen 
Freiſinnigen (Stürmiſcher Beifall). — Auf Ahlwardt 
wurde ſchließlich ein Hoch ausgebracht!! 

5. Im Reichstag. Ahlwardt war auf der Höhe ſeines 
Ruhmes. Ahlwardt⸗Büſten, Ahlwardt⸗Cigarren gab es, ja 
eine Ahlwardt⸗Straße in Löbtau ließen die ſächſiſchen 
Antiſemiten erſtehen. Sein Auftreten im Reichstag am 
9. März 1893 endete indeß mit einer vollſtändigen Niederlage. 

Er wiederholte alle ſeine bekannten Beſchuldigungen 
gegen die Militär⸗Verwaltung, als ob er nicht deswegen 
zu 5 Monaten Gefängniß verurtheilt worden wäre. 

Am 11. März 1893 erklärte der preußiſche Kriegs⸗ 
miniſter von Kaltenborn⸗Stachau, er lehne es ab, Ahl⸗ 
wardt überhaupt zu antworten, da der Proceß vom De⸗ 
cember 1892 die Sache genügend klargeſtellt habe. Auch 
halte er die Debatte darüber „nicht vortheilhaft für das 
Vaterland!“ Eine Reihe Ahlwardt'ſcher Behauptungen ſei 
„abjolut falſch“, die Löwe'ſchen Gewehre ſeien durchaus 
kriegsbrauchbar und vortrefflich. 

Am 20. März 1893 wiederholte Abg. Ahlwardt ſeine 
alten Anklagen. . 

Reichskanzler Graf von Caprivi antwortete mit 
ſchneidender Schärfe. Wenn von Ahlwardt noch einmal der 
Verſuch gemacht worden ſei, die Bewaffnung der Armee vor 
dem Auslande als minderwerthig hinzuſtellen, ſo müſſe er 
aus Reſpect vor dem Hauſe ſich verſagen, den gebührenden 
Ausdruck hierfür zu gebrauchen. 

Der preußiſche Kriegsminiſter von Kaltenborn⸗ 


Stach au und der ſächſiſche von Schlieben legten eben: 
falls Zeugniß für die Kriegsbrauchbarkeit der Gewehre ab. 
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Abg. Ahlwardt behauptete ferner am 20. März 
1893, das Geſetz über den Reichs invalidenfonds ſei 
„ein großer Unſinn“, der nur zuſtande gekommen ſei 

„nach Verhandlungen hinter den Culiſſen mit den großen Börſen⸗ 
juden, die nicht dulden wollten, daß die Regierung große 
Capitalien in die Hände bekäme. Das ſind die Verhandlungen 
hinter den Culiſſen.“ 

Staatsſecretär Freiherr von Maltzahn gab als 
Antwort auf dieſe Beſchuldigung eine genaue Darlegung des 
Geſetzes über den Invalidenfonds. Aus dieſer ging her⸗ 
vor, daß an Ahlwardts Beſchuldigungen wiederum kein 
wahres Wort war. Freiherr von Maltzahn erklärte: 

Die Inſinuation des Herrn Abgeordneten Ahlwardt, daß vor 
der Einbringung der Geſetzesvorlagen in den Jahren 1872 und 1873 
die verbündeten Regierungen hinter den Culiffen mit Börſengrößen 
verhandelt hätten, die nicht dulden wollten, daß die Regierung 
große Capitalien in die Hände bekäme, — dieſe Inſinuation des 
Herrn Abgeordneten Ahlwardt muß ich auf das allerentſchiedenſte 
zurückweiſen.“ 2 5 5 

Abg. Ahlwardt erklärte im Beſitze von Actenſtücken 
zu ſein, welche ſeine Behauptungen bewieſen. Sofort be⸗ 
ſchloß der Reichstag die Wahrheit zu prüfen. Inner⸗ 
halb 24 Stunden mußte er ſeine Acten vorlegen und der 
Seniorenconvent des Reichstags entſchied nach genauer 
Prüfung (Berichterſtatter Abg. Graf von Balleſtrem): 

„Die Vertrauenscommiſſion des Reichstags hat einſtimmig 
beſchloſſen, zu erklären, daß die von dem Abg. Ahlwardt vor⸗ 
gelegten Actenſtücke durchaus nichts enthalten, was die Behauptung 
des Abg. Ahlwardt in der geſtrigen Sitzung irgendwie unterſtütze, 
und nichts enthalten, was gegenwärtige oder frühere Mitglieder 
des Reichstags, eines deutſchen Landtags, der Reichsregierung oder 
einer deutſchen Landesregierung im mindeſten belaſtet.“ 

„Meine Herren, wenn jemand, wenn beſonders ein Mitglied 
des Reichstags ſolche Beſchuldigungen gegen Mitglieder des Reichs⸗ 
tages oder der Regierungen vorbringt, ſo kann er dies nur thun, 
wenn er die Beweismittel ſofort zur Stelle hat und auf den Tiſch 
des Hauſes niederlegt. Wenn er dies aber thut in einer Sitzung, 
auf welche eine längere Pauſe folgt, wo durch Wochen hindurch 
dieſe Beſchuldigung unerwidert und unwiderlegt durchs Land geht, 
jo iſt das ein Benehmen, welches im Deutſchen Reichstag bis jetzt 

Gott ſei Dank noch nicht vorgekommen iſt und welches richtig zu 
aualiigizen in parlamentariſchen Ausdrücken äußerſt ſchwer ſein 
würde.“ x 
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„Dieſen Gefühlen wurde Ausdruck gegeben in der Commiſſion 


und die ganze Commiſſion iſt ihnen einſtimmig beigetreten.“ 


Schließlich rückte Ahlwardt am 25. a 1893 mit 
feinem ganzen Actenmaterial heraus. Eine Commiſſion von 
21 Mitgliedern wurde ernannt, darunter der Freund Ahl⸗ 
wardts, der antiſemitiſche Abg. Pickenbach. Als Ahlwardt 
die Acten übergab, wiederholte er noch einmal alle ſeine 
Beſchuldigungen. Finanzminiſter Dr. Miquel widerlegte ſie 
Punkt für Punkt und ſchloß mit den Worten: 

„Sich mit Ihnen einzulaſſen, Herr Ahlwardt, iſt auch ge⸗ 
fährlich; denn Sie halten die Treue ſchließlich gegen Niemand. 
Wenn man ſich aber hier im Deutſchen Reichstag mit ſolchen 
Leuten beſchäftigen muß, jo ergreift Einen ein tiefer moraliſcher 
Ekel (lebhaftes Bravo), und man weiß nicht, ob es nicht doch ge⸗ 
rathen wäre, zu erwägen, wie man ſich gegen dieſe Dinge hier im 
Reichstage ſchützen könnte.“ (Sehr richtig!) i 

Die Prüfung der Acten durch die Commiſſion ergab 
nicht für eine der Ahlwardt'ſchen Behauptungen nur den 
Schein eines Beweiſes. Nach achttägiger Sitzung berichteten 
die Abgg. Dr. von Cuny (nat. lib.) und Dr. Porſch (Centrum) 
über den Inhalt des Aktenmaterials, das auf das Genaueſte 
Stück für Stück, Punkt für Punkt durchgeſehen worden 
war. Am Schluſſe ſeines Referats ſagte Abg. Dr. Porſch: 

„In der Commiſſion iſt es zu Erwägungen darüber gekommen, 
ob die Commiſſion in irgend einer Form die Beſchuldigung Ahl⸗ 
wardts ihrem wahren Werthe nach qualificiren ſollte. Die Com⸗ 
miſſion hat davon Abſtand genommen, weil innerhalb der Schranken, 
welche die Ordnung dieſes Hauſes ſetzt und welche der Würde des⸗ 
ſelben entſprechen, eine Qualification für die Beſchuldigungen, die 
auch uur einigermaßen die Sache träfe, ſich gar nicht finden 
. Wenn der Abg. Ahlwardt einen Funken von Ver⸗ 
ſtändniß beſitzt für die Sache, die er hier von der Tribüne des 
Reichstags behandelt hat, und wenn er noch einen Funken von 
Ehrgefühl in ſeinem Leibe hat, dann wird er die ſchweren An⸗ 
ſchuldigungen gegen Mitglieder des Bundesrathes und des Reichs⸗ 
tages zurücknehmen.“ | ö 1 

Was aber that Ahlwardt? In die Enge getrieben und 
entlarvt, nahm er gleichwohl keine ſeiner völlig unwahren 
Behauptungen!) und Verläumdungen zurück! Als er nach 


) Ahlwardts Unglaubwürdigkeit iſt bereits früher gerichtlich 
feſtgeſtellt worden. In einem Proceſſe vom I 1888 wurde 
Ahlwardt als Zeuge vernommen. Ueber ihn läßt ſich das Urtheil 
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dieſer Verurtheilung noch eine confufe Rede hielt, würdigte 
ihn Niemand einer Antwort! Er war in den Augen des 
ganzen Reichstags gerichtet! 

6. Dienſtentlaſſung. Im Disciplinarverfahren gegen 

den Rector Ahlwardt — Ahlwardt war ſeit 1889 ſuspendirt 
und auf halbes Gehalt geſtellt worden — erkannte das Königl. 
Provinzialſchulcollegium als entſcheidende Disciplinarbehörde 
erſter Inſtanz (Mai 1893) auf Dienſtentlaſſung. Das 
preußiſche Staatsminiſterium hat im Nov. 1893 dieſes Ur⸗ 
theil beſtätigt. 
In derſelben Reichstagsſitzung vom 25. April 1893 
nannte Ahlwardt (nach dem amtl. ſtenogr. Bericht) den Abg. 
Rickert „einen Mann, der als Director bei der Juden⸗ 
ſchutztruppe 12000 Mk. jährlich erhalten ſoll“, eine Be⸗ 
ſchuldigung, die er auch in Volksverſammlungen erhoben hat. 
Infolge mehrfacher Zwiſchenrufe wiederholte er: „Der 
Herr Abg. Rickert fol nach Berichten 12000 Mk, erhalten.“ 
Der angegriffene Abg. Rickert gab darauf in derſelben 
Sitzung folgende Antwort: 

„Herr Ahlwardt hat erklärt, es werde behauptet, daß ich als 
Director der Judenſchutztruppe für 12000 Mark — ich glaube, er 
ſagte: jährlich — mich verkauft hätte. Nun, m. H., ich erkläre 
dieje Behauptung für eine infame, gewiſſenloſe Lüge und Ber: 
leumdung. .. Bevor jemand das zu ſagen über ſich gewinnt, iſt 
es, wenn er noch eine Spur von Gewiſſen hat, eine Spur von 
Gefühl der Verantwortlichkeit, die er als Vertreter des Volks hat, 
jeine verdammte Pflicht und Schuldigkeit, ſich vorher darüber zu 
inſormiren. Ein Menſch wie Ahlwardt hat allerdings 
keinen Begriff davon, daß es jemanden geben kann, der 


vom 19. November 1888 folgendermaßen aus: „Allein immerhin 
iſt gegen Ahlwardt ſo viel erbracht, daß ihn das Gericht nicht für 
einen Mann erachten konnte, deſſen Wahrheitsliebe über jeden 
Zweifel erhaben iſt. Namentlich mußte es als erwieſen angeſehen 
werden, daß er den Grafen Königsmark und Frau Ahrens bei 
Aufnahme der Darlehen über ſeine Vermögenslage erheblich ge⸗ 
täuſcht und dadurch beträchtlich geſchädigt hat.“ 

Am 26. Febr. 1895 in Berlin (Wucherproceß Fr. Krauſe) 
lehnte das Gericht Ahlwardt als Zeugen ab, wobei der Präſident 
(Candgerichtsrath Braun) bemerkte: „Erſtens würden wir ſehr 
zweifelhaft ſein, ob wir es Herrn Ahlwardt glauben, wenn er es 
bezeugte,“ 

i 27 
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1 N für Ideen aus Ueberzeugung eintritt, ohne gekauft zu 

al jein. (Sehr gut!) Ein Menſch wie Ahlwardt kann es noch 
N weniger begreifen, daß man für ſolche Ueberzeugungen perſönliche 
74 und pekuniäre Opfer bringt, wie ich fie für dieſe Sache gebracht 
0 habe und trotz aller Lügen und Verleumdungen auch ferner bringen 
11 werde. Für die verfolgten Juden einzutreten, meine Herren, das 


5 entſpricht meiner Ueberzeugung, meinem Gewiſſen und meiner 
al Ehre. Mit dieſer Ehre ſteht es allerdings anders als mit der 
| Ki } . Ehre anderer Menſchen, wie wir ſie hier kennen gelernt haben.“ 
I 15 7. Dritte Verurtheilung. In einer am 29. Oct. 
. 1891 in Eſſen gehaltenen Rede hat Ahlwardt ausgeführt, 
N daß der Beamtenſtand durch die Juden corrumpirt ſei. Je 
1 höher der Beamte ſtehe, deſto verlumpter ſei er oft; die 
a! | Beamten feien zu 60 Procent verſchuldet, die Offiziere zu 
\ N 70 bis 80 Procent u. a. m. Wegen dieſer Rede wurde 
Ahlwardt am 27. Juni 1893 wegen Beleidigung der Ge⸗ 
ſammtheit der preußiſchen Beamten, insbeſondere des Juſtiz⸗ 
reſſorts, zu 3 Monaten verurtheilt. 
Im Urtheil hieß es: 
„ . Der Gerichtshof habe keinen Zweifel gehabt, daß es dem 
14 Angeklagten, der ſeine urſprünglich gegen die Semiten gerichteten 
| Angriffe auf weitere Schichten zu übertragen liebe, gar nicht 
darauf ankomme, die Beamten in ſchmählichſter Weiſe der Corruption 
| zu bezichtigen. Er habe auch die Abſicht der Beleidigung gehabt. 
Mit Rückſicht darauf, daß der ganze Beamtenſtand aufs Schmäh⸗ 
lichſte verdächtigt und verleumdet worden, habe der Gerichts⸗ 
94 hof wie geſchehen erkannt. Dem Präſidenten des Staatsminiſteriums 
und dem Juſtizminiſter wurde die Publicationsbefugniß zu⸗ 
geſprochen.“ . = 
Das Reichsgericht hob das Urtheil eines Formfehlers 
wegen auf, aber auch die zweite Verhandlung vom 1. Mai 
1894 ergab das gleiche Urtheil. I 
Unterdeß hatte ſich Ahlwardt „wiſſenſchaftlich“ fort⸗ 
1 1 gebildet. Er las Dührings Werke „Die ſchönſte Blüthe des 
k Deutſchthums“, griff in ſeiner Zeitſchrift „Bundſchuh“ nicht 
8 nur die Juden an, ſondern auch, Fürſten, Junker, Pfaffen“ 
(„Bundſchuh“ 23. Juni 1894, S. 128f.) fo daß ihn die 
„Köln. Volksztg.“ (17. Juli 1894) mit dem Anarchiſten 
Moſt verglich. Er ſprach in unendlich viel Verſammlungen 
1 und lebte vom Ertrage der Entrees. Trotz ſeiner Radau⸗ 
I Erfolge hatte die deutſch⸗ſoziale Partei Mißtrauen gegen 
ihn. Wohl gehörte er ihr zuerſt als Hoſpitant an. Am 5. Febr. 
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1895 ſchloß die Partei ihn aus, denn er habe „den Beweis 
erbracht, daß er ſeine Perſon über die Sache ſtellt.“ 
Er reiſte dann auf Monate (1896) nach New⸗Hork, um 
dort antiſemitiſche Propaganda zu treiben. Seiner Rück⸗ 
kehr (Febr. 1897) folgte eine Schimpfrede gegen die Juden 
im Reichstag, die den antiſemitiſchen Abg. Vielhaben zum 
Geſtändniß brachte: „Wir danken auch für Ahlwardt, wenn 
er uns jetzt angeboten wird.“ Endlich eröffnete er mit 
ſeinem Schwiegerſohn Emil Bodek ein Cigarrengeſchäft. 

Immer tiefer ſank ſein Stern. Bei den Reichstagswahlen 
1898 (ſ. S. 26 und 29) erhielt er bereits 3000 Stimmen 
weniger als 1892. Sein Geſchäft ging ein, die Ver⸗ 
ſammlungen zogen nicht mehr. Sein Geſchäft wurde, das 
geſtand er ſelbſt ein („Deutſches Schwert“ 25. Sept 1898) 
„hauptſächlich von ſogenannten Antiſemiten ſyſtematiſch in die 
ſchwerſten Bedrängniſſe gebracht.“) 


8. Judenflinten II. Am 30. März 1898 machte 


Ahlwardt im Reichstag einen neuen Verſuch, die „Juden⸗ 
flinten“⸗Beſchuldigung wieder aufleben zu laſſen. Ihm ant⸗ 
wortete von der Boeck, Kgl. preuß. Generalmajor, Director 
des allgemeinen Kriegsdepartements: 

„. . Ich muß die Behauptungen des Herrn Abgeordneten 
Ahlwardt, daß auch Gewehre neueſter Conſtruction in Hörde zum 
Einſchmelzen gekommen wären, auf das entſchiedenſte zurückweiſen. 
Es ſind Gewehre Modell 88, worunter ſich die ſogenannten Juden⸗ 
flinten nur befinden könnten, überhaupt noch nicht zerlegt worden, 
obwohl ich mich durchaus nicht gewundert haben würde, wenn 
Herr Ahlwardt einige Theile ſolcher Gewehre hier vorgelegt hätte; 
denn ein Theil eines einzelnen Gewehres kann ſehr wohl mal 
reparaturbedürftig werden und durch einen neuen Theil erſetzt 
werden müſſen; der unbrauchbare Theil wird dann zum alten Eiſen 
geworfen. Alſo die Möglichkeit, daß auch Theile einzelner Ge⸗ 
wehre des Modells 88 unter den in Hörde eingeſchmolzenen Ge: 


1) Der alte Antiſemitenführer Wilhelm Marr ſchrieb einit, 


in einem Briefe: „Ich bin ein alter Parteigänger, aber nie habe 
ich mehr Erzſchelmenbande gefunden als unter den heutigen Ge⸗ 


ſchäfts⸗Antiſemiten. Das aber dürfen Sie privatim erklären, daß 
ich nach 30jährigem Judenkrieg mich mit Ekel bis zum Erbrechen 


abwende von dem ganzen heutigen Geſchäftsſchwindel⸗Antiſemitismus. 


Ich werde dieſe Behauptung nicht widerrufen.“ (f. Herm Lucko, 


Ein Jahr im Zentrum der deutſch⸗ſoz. Partei. 1892, S. 21), 
ö © 27* 
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wehrtheilen geweſen ſein könnten, iſt zugegeben. Thatſächlich haben 
ſich aber ſolche Gewehrtheile nicht darunter befunden. Ich muß, 
wie gejagt, dicſe Behauptung des Abg. Ahlwardt zurückweiſen und 
nochmals conftatiren, daß Gewehre des Modells 88 überhaupt nod, 
nicht zerlegt worden find, daß von einer Zurückziehung Löwe'ſcher 
Gewehre aus der Armee durchaus nicht die Rede ſein kann, und 
daß die Armee mit durchaus kriegsbrauchbaren Gewehren, ein⸗ 
ſchließlich der Löwe'ſchen Gewehre, ausgerüſtet iſt.“ 

Ju immer größere Bedrängniß gerieth der „Rektor 
aller Deutſchen“. Der Geſchäftsführer der Deutſch⸗ſoz. 
Geſchäftsſtelle Pr. Gieſe warnte in einem Rundſchreiben 
vor Ahlwardt (Juni 1899). Darin heißt es: : 

„Als Parteiführer iſt Ahlwardt aus ſattſam bekannten Gründen 
unmöglich. .. . Nenerdings wird ſogar berichtet, daß Ahl⸗ 
wardt verſucht haben jolle, aus den Kreiſen uuſrer Geſinnungs⸗ 
gene ſſen Geld zu ziehen. Jedem ſolchen Verſuche gegenüber heißt 
mein Rath: „Taſchen zu!“ Was die Geſinnungsgenoſſen für 

teizwecke opfern wollen, gehört in die Vereinskaſſen, in die 
Parteikaſſe oder in die „Quittungsmarke“. Nur da giebt es eine 
Kontrolle, nur da erfahren die Geſinnungsgenoſſen, was mit 
ihrem Gelde geſchieht!“ 5 

Kein Wunder, daß Ahlwardt jetzt in den Parteianti⸗ 
ſemiten ſchlimme Feinde erblickt. In der Juni⸗Nummer 
1899 ſeines „Deutſchen Schwerts“ hält er mit ihnen 
gründliche Abrechnung. An den Mißerfolgen der „herrlichen 
Bewegung“, die vor ſechs Jahren einzig und allein durch 
ſein Zuthun das ganze deutſche Volk ergriffen habe und 
für die er drei Mal im Strafgefängniß, zwei Mal im 
Unterſuchungsgefängniß ſitzen durfte (h, ſeien nicht die Juden 
ſchuld, 

a „Nein, Deutſche find es, die dieſe Arbeit verrichtet haben, die 
aus ſelbſtſüchtigen Gründen die herrliche Bewegung zertrümmerten, 
den eigentlichen Kämpfern in den Rücken fielen, um ſich ein unge⸗ 
ſtörtes Ausbeuten der judengegneriſchen Bewegung zu ſichern. 
Heimtücke, Verrat) und faiſches Spiel der angeblichen Freunde 
haben meine Lebensarbeit faſt allerwegen vernichtet und dieſe ſo⸗ 
genannten Antiſemiten bildeten daher eine beſſere Judenſchutz⸗ 
truppe als alle übrigen Judenſchutztruppen zuſammengenommen.“ 


Ahlwardt, ſein Leben überſchauend, kommt („Deutſches 
Schwert“ 8. Jan. 1899) zu dem betrüblichen Reſultat 
„Früher wurde der Abgeordnete Ahlwardt mit Lorbeer! 
kränzen, ihm gewidmeten Dichtungen, Kompoſitionen ꝛc⸗ 
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überſchüttet, im Triumphzuge aus dem Gefängniß abgeholt, 
jetzt, ohne daß er irgend etwas anderes gethan hätte, als 
daß er der Partei ein Programm zur Berathung vorgelegt 
hatte, verurtheilt zum Hungertode, der Judenrache, der 
öffentlichen Verachtung überliefert!!“ 

Wir verſtehen den Schmerz dieſes Mannes. Eine 
Intelligenz niederen Ranges, ein unredlicher Charakter, 
wurde Ahlwardt von einem Theil der deutſchen Bevölkerung 
wie ein Volkstribun gefeiert, weil ſein Programm nur auf das 
dumme „Juden raus“ geſtimmt war. Ahlwardt's Höhe 
und Sturz iſt nicht eine Schande für dieſen Mann — was 
iſt uns Ahlwardt? — ſondern eine Schmach für die deutſche 


Nation! Die Schädigungen am deutſchen Volkskörper, die 


jein agitatoriſches Wirken zur Folge hatte, ſind noch heute 


ſchmerzlich zu ſpüren; aber es heißt politiſch kurzſichtig ſein, 


wenn man dieſen Mann dafür verantwortlich macht. Die 
Hauptſchuld trägt derjenige Theil des deutſchen Volkes, 
welcher dieſem politiſchen Charlatan und Serswurſt feine 
Gunſt aeſchenkt und damit feine politische Unreife bewieſen hat. 
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Der Antiſemitismus und die Beamten. 


Die den Juden auf Grund der Reichsverfaſſung ſowie 
der Verfaſſung der Einzelſtaaten gewährleiſtetete Gleich⸗ 
berechtigung harrt noch immer der Durchführung. Es giebt 
eine Reihe von Gebieten des öffentlichen Lebens, auf welchen 
thatſächlich eine antiſemitiſche Praxis herrſcht. 

„Von den Offtzierſtellen find die Juden fo gut wie ausge: 
ſchloſſen. Die bayeriſchen Armeecorps machen eine Ausnahme. 
Zu dem Feldjägercorps werden Juden überhaupt nicht zu⸗ 
gelaffen. Wie es in der Rechtspflege beſtellt iſt, haben wir in 
einem beſondern Kapitel dargelegt. Die höhere Poſt⸗ und Eiſen⸗ 
bahnbeamtencarriere iſt den Juden faſt unzugänglich. Auch 
im Baufach werden ihnen Schwierigkeiten in den Weg 
gelegt. Es ſind Fälle bekannt geworden, in denen jüdiſchen 
Beamten, auch wenn ſie ein gutes Examen beſtanden 
haben, zu verſtehen gegeben wurde, daß ſie wegen 
ihrer Religion reſp. mit Rückſicht auf die antiſemitiſche 
Strömung keine Beförderung zu erwarten hätten oder ſich 
mit minderwerthigen Stellungen begnügen müßten. Auf 
Schulen und Univerſitäten werden jüdiſche Lehrer hinter 
ihren chriſtlichen Collegen zurückgeſetzt. Erſt mit dem 
Augenblicke, wo ſie ſich taufen laſſen, hört der Unter⸗ 
ſchied auf. 

Angeſichts ſolcher Erſcheinungen, die ſich zum Theil 
auf die Connivenz gegen die antiſemitiſche Bewegung 
zurückführen laſſen, kann es nicht Wunder nehmen, wenn es 
Beamte giebt, welche die antiſemitiſche Agitation be⸗ 
günſtigen oder ihr gegenüber doch eine wohlwollende Neu⸗ 
tralität beobachten. 

Es giebt allerdings auch Behörden, die dieſer Be⸗ 
wegung durchaus feindlich gegenüberſtehen, die ſogar Maß⸗ 
nahmen zur Eindämmung derſelben ergriffen haben (wir er⸗ 
innern z. B. an eine Verfügung des Landraths des Kreiſes 
Frankenberg, Reg⸗Bez. Kaſſel, Riſch, aus dem Jahre 1894). 
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Leider aber iſt die Zahl derjenigen Beamten, welche eine 
mit der Verfaſſung nicht vereinbare Haltung einnehmen, eine 
nicht geringe. 

Ohne Unterſtützung von Beamten wäre die jog. Berliner 
Bewegung nicht vorwärts gekommen und ihr ſpäterer 
Niedergang iſt wenigſtens theilweiſe dadurch zu erklären, 
daß die Regierung ihre Hand zurückzog. Das Beiſpiel des 
Miniſters v. Puttkamer, der einmal von einer Loge aus den 
Tiraden antiſemitiſcher Volksverſammlungsredner zuhörte, 
mußte zur Nachahmung anfeuern. An die Wahlurnen zu 
Gunſten antiſemitiſcher Candidaten wurden Poſt⸗, Polizei⸗ und 
andere Beamten in Uniform gebracht. Und dieſe Ein: 
wirkung hat, wenn auch in vermindertem Maße, bis in die 
neueſte Zeit ſtattgefunden. So noch bei der Berliner Stadt⸗ 
verordneten⸗Nachwahl im 44. Wahlbezirk im Februar 1900. 

Der frühere Polizeipräſident von Berlin v. Richthofen 
war, wie Abg. Böckel in ſeinem Organ „Deutſches Volks⸗ 
recht“ (8. Juni 1895) behauptete, immer ein Freund der 
Antiſemiten. Er habe ihm (Böckel) wiederholt ſeine wärmſten 
perſönlichen Sympathien ausſprechen laſſen. Und ein 
Berliner Polizeiſekretär Reh hat öffentlich davon geſprochen, 
daß er mit deutſcher Fauſt den jüdiſchen Schnorrern ent⸗ 
gegentreten würde. 

Landräthe fördern die Agitation des „bis in die 
Knochen“ antiſemitiſchen Bundes der Landwirthe. Für einen 
Ahlwardt hat ein Königl. preußiſcher Landrath v. Bornſtedt 
im Dezember 1892 einen Wahlaufruf unterzeichnet und zu 
Gunſten ſeiner Wahl den amtlichen Apparat des Kreiſes in 
Bewegung geſetzt. 

Der Landrath wurde allerdings nachträglich durch den 
damaligen Miniſter des Innern, Graf Eulenburg, recti⸗ 
ficirt. Der „Reichsanzeiger“ vom 7. December 1892 
meldete: „Der Miniſter des Innern hat dem Landrath des 
Friedeberger Krerſes wegen der Unterzeichnung eines Wahl⸗ 
aufrufs für den Rector Ahlwardt ſeine ernſte Mißbilli⸗ 
gung zu erkennen gegeben.“ Dieſe Notiz in dem amtlich en 
Blatte veranlaßte den conſervativen Abg. Graf Limburg⸗ 
Stirum in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 
— 1893, der Regierung ſchwere Vorwürfe zu 
machen. 
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In feiner Erwiderung erklärte der Miniſter: 

. es handelte ſich um die Verurtheilung und Kennzeichnung 
einer Handlung, die dieſem Kandidaten gegenüber in dem Wahl⸗ 
kreiſe Arnswalde⸗Friedeberg erfolgt war; und wenn Sie ſich ver⸗ 
gegenwärtigen, m. H., was von dieſem Manne in ſeinen Pamphleten 


gegen die K. Staatsregierung, gegen die Armee, gegen die geſammte Ver⸗ 


waltung veröffentlicht worden war, dann bin ich der Meinung, daß man 
nicht allein berechtigt war, zu ſagen, es ſei für einen Beamten an 
der Spitze des Kreiſes nicht gehörig, für die Wahl eines ſolchen 
Mannes einzutreten, ſondern daß die Staatsregierung die Pflicht 
hatte, eine ſolche Aeußerung an die Oeffentlichkeit zu bringen. Denn 
die Kgl. Staatsregierung darf dergleichen Dingen gegenüber ſich 
nicht einer Zweideutigkeit ausſetzen. Wenn ſie den Angriffen, die 
in der Oeffentlichkeit von Herrn Ahlwardt gegen ſie gemacht 
wurden, zu meinem Bedauern nach der Lage des Strafgeſetzbuches 
nicht die Möglichkeit hatte, ſchärfer zu begegnen, und es gleichzeitig 
hätte geſchehen laſſen, daß die Beamten der Regierung für deſſen 
Wahl eintraten, dann wäre das Urtheil gerechtfertigt geweſen, daß 
ſie nach zwei Seiten den Mantel trüge und im Stillen die 
Handlungsweiſe und die Agitation dieſes Herrn nicht ſo mißbillige, 
wie fie es verdiente, gemißbilligt zu werden.“ 

Außer dem Abg. Rickert ſprach auch der frühere Finanz⸗ 
min iſter Abg. Hobrecht Namens der nationalliberalen 
Partei ſeine volle Zuſtimmung zu dem Vorgehen des 
Miniſters aus. Im Laufe ſeiner Rede geißelte er in 
ſcharfen Worten das antiſemitiſche Treiben überhaupt und 
bemerkte hierbei, ihm erſcheine Ahlwardt aufrichtiger, als 
diejenigen, welche ihm Vorſchub leiſten und dann doch die 
Hände in Unſchuld waſchen, wenn die unausbleiblichen 
Exceſſe eintreten. Die Conſervativen hätten die 
Scheidelinie verwiſcht gegenüber denen, welche aus 
der Judenhetze ein Geſchäft machen. Darin liege 
das Unrecht. Nachdem Abg. Hobrecht dann auf den 
Inhalt des bekannten antiſemitiſchen Pamphlets „Talmud⸗ 
auszug“ eingegangen war, fuhr er fort: 

„ . Aehnliches iſt ja in Zeiten wilden Fanatismus immer 
wiedergekehrt. Es geſchieht auch jetzt unter anderen Völkern. Genau 


daſſelbe thun die chineſiſchen Gelehrten, welche aus unſeren heiligen 


Büchern, aus unſeren Bekenntnißſchriften, aus unſerer Literatur 
chineſiſche Ueberſetzungen und Auszüge publicirten, um darzuthun, 
zu welchen Scheußlichkeiten die chriſtliche Religion führt. Wenn 
dann der Pöbel am gelben Fluß über die Niederlaſſungen der 


Chriſten herfällt, wenn er Männer und Weiber todtſchlägt, wenn 
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er ihre Häuſer anzündet, dann zuckt der Mandarine die Achſeln 
und jagt: „ja davor beſonders zu warnen, hatte ich keinen Anlaß, 
denn daß ich die Uebertreibungen und Ausſchreitungen des Anti⸗ 
chriſtianismus verwerfe, verſteht ſich von ſelbſt.“ 

„Wir haben es hier mit einer ernſten, ſchweren Gefahr für 
den inneren Frieden unſeres Landes zu thun. Da ſollten wir alle 
dagegen Front machen.“ i 1 

Amtliche Kreisblätter müſſen zur Förderung der 
antiſemitiſchen Hetze herhalten. In dem amtlichen Kreisblatt 
„Raſtenburger Ztg.“ werden die Juden mit Blutegeln 2c. 
verglichen (Januar 1896). Der in Rußland geborene Anti⸗ 
ſemit Dr. Wilibald Hentſchel, aus Baden feiner antiſemitiſchen 
Agitation wegen ausgewieſen, darf im amtl. „Freyſtädter 
Kreisbl.“ ſeinen Antiſemitismus vertheidigen (3. Febr. 1892). 
Das amtliche Kreisblatt für den Landkreis Erfurt, die 
„Schaumburger Ztg.“ in Rinteln, verſchiedene ſächſiſche und 
an dere amtliche Blätter ſind oder waren judenfeindlich. 

Die Königl. ſächſiſche „Leipziger Zeitung“ iſt 
eine wahre Fundgrube für den gehäſſigſten Antiſemitismus. 
Die Verurtheilung. Ahlwardts hat eine Anzahl ſächſiſcher 
Kreisblätter ſeinen Leſern einfach vorenthalten. Bei 
dieſer Gelegenheit ſei erwähnt, daß 1893 in einem Streit 
zwiſchen den antiſemitiſchen Redacteuren Lohan und Liman 
in Dresden der Letztere eine Enthüllung machte, aus der 
hervorgeht, daß der Cabinetsſekretär des Königs von 
Sachſen, Excellenz Bähr, den Kanal bildete, der den König 
in antiſemitiſchem Sinne „aufzuklären“ ſuchtee. 

Es muß immer wieder betont werden, daß der Anti⸗ 
ſemitismus auch darum ſo weite Ausdehnung gefunden hat, 
weil ein Theil des Beamtenſtandes ihn protegirt. Gewiß 
iſt es richtig. daß auch die Beamten, wie jeder andere 
Stand ein Recht auf politiſche Meinung haben. Nicht 
aber auf Agitation gegen die Verfaſſung und die dieſelbe 
ſchützende Politik der verantwortlichen Miniſter. Der 
Antiſemitismus bezweckt die Aufhebung der Gleich⸗ 
berechtigung der Juden, denen das Geſetz die Bürger⸗ 
rechte gewährleiſtet hat. Jede Bewegung gegen dieſe 
Gleichberechtigung iſt ein Angriff auf die Verfaſſung, 
und diejenigen Beamten, welche dem Antiſemitismus an⸗ 
hängen, wenden ihre Angriffe direct gegen eine Inſtitution, 
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deren Stützen fie gerade in hervorragendem Maße fein 
ſollen. Der Reichskanzler erklärt ſich gegen den 
Antiſemitismus und Untergebene des Reichs⸗ 
kanzlers und preußiſchen Miniſterpräſidenten halten 
über den Antiſemiten ihre ſchützende Hand. Immer 
wieder werden die Beamten aller Reſſorts nachdrücklich 
darauf hingewieſen, daß es mit den Pflichten eines Staats⸗ 
beamten vollſtändig unvereinbar iſt, ſich an Agitationen 
zu betheiligen, welche gegen die Durchführung der Re⸗ 


gierungspolitik gerichtet find. Und immer wieder betheiligen 


ſich Staatsbeamte an der antiſemitiſchen Agitation. 
Der Gymnafial⸗Profeſſor Paul Förſter darf im Lande 
umherreiſen, um gegen eine halbe Million deutſcher Ein⸗ 
wohner auf das Heftigſte zu agitiren. Würde man einem 
liberalen Lehrer die Aeußerung haben durchgehen laſſen, 
daß er (als Landwehroffizier) es mit feinem Gewiſſen nicht 
verantworten könne, mit „Judenflinten“ ſeine Leute gegen 
den Feind zu führen? Oder ſeine haltloſen Verleumdungen 
gegen die Juſtizbehörden in Sachen Paaſch? Er wurde 
niemals deshalb zur Unterſuchung gezogen, während ein 
Lehrer in Weſtpreußen deshalb abgeſetzt wurde, weil er, 
allerdings in durchaus nicht zu rechkfertigender Weiſe, 
Stimmzettel für den liberalen Candidaten vertheilt hatte. 
Faſt unter jedem antiſemitiſchen Aufruf ſtehen Namen 
antiſemitiſcher Beamten, ohne daß dagegen etwas geſchieht. 
Daß liberale Beamte in analogen Fällen gemaßregelt werden, 
dafür giebt es Beiſpiele genug. 

Die Antiſemiten freilich ſuchen die angenehme Doppel⸗ 
rolle zu ſpielen, daß ſie heimlich beſchützt werden und nach 
außen als die verfolgten Volksmänner gelten können Nach 
ihrer Theorie beherrſchen die Juden das deutſche Reich, und 
da in den Reichsämtern und Miniſterien keine Juden ſitzen, 
müſſen die Antiſemiten eben behaupten, daß die Beamten in 
Judenhänden ſeien. Auf dem Magdeburger Parteitage 1891 
theilte Ahlwardt mit, daß 80 Prozent aller Offiziere und 
60—75 Prozent aller Beamten in Judenhänden ſeien! 

Die Antiſemiten rühmen ſich jederzeit ihrer Unab⸗ 
hängigkeit und ihrer Abneigung gegen den Gouvernemen⸗ 
talismus, zeigen ſich aber höchlichſt entrüſtet, wenn ihnen 
einmal bei politiſchen oder communaken Wahlen der be⸗ 
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hördliche Apparat nicht zur Verfügung geſtellt oder ihnen 
eine Verſammlung verboten wird Andererſeits machen ſie 
viel Aufhebens on, wenn einmal ein höherer Beamter 
bei Einweihung einer Synagoge ein paar judenfreundliche 
Worte ſpricht oder mit Rückſicht auf die jüdiſchen Feiertage 
ein Jahrmarkt verlegt wird. i 
Die von den Antiſemiten gefliſſentlich verbreitete 
Legende, als ob die Juden „von oben“ protegirt und die 
Antiſemiten drangſalirt würden, iſt lächerlich. Wir ver⸗ 
langen für die Juden keine Begünſtigung, ſondern nur 
gleiches Recht. Daß Zuſtände, wie fie oben fkizzirt 
ſind, die Autorität der Behörden untergraben müſſen, liegt 
auf der Hand. N 
Es iſt eine merkwürdige Sorte Staatsretter, die als 
höchſten Trumpf gegen die Juden die Behauptung aus⸗ 
ſprengen — daß die Behörden die Juden begünſtigen! 
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* 


Die Geldmacht der Juden und die Börſe. 


Die Antiſemiten behaupten, daß die Juden durch ihre 
Geldmacht, die ſich an der Börſe concentrire, die Welt be⸗ 


herrſchen. 


Wenn an dieſer Fabel wirklich etwas wäre, wenn das 
Geld der Juden wirklich eine einheitliche Macht wäre, fo 
müßte die Stellung der verſchiedenen Staaten zum Juden⸗ 
thum einen wichtigen Einfluß auf den Kurs der betreffenden 


Staatspapiere haben. 


Was ſehen wir ſtatt deſſen? Wenn die Juden Grund 
haben, einem Staate wohl zu wollen, ſo iſt dies Italien. 
Dort ſind den Juden alle Stellen offen, dort commandirte 
der König von Italien als Kronprinz ein Regiment in der 
Brigade des jüdiſchen Generals Ottolenghi, der ſeither Corps⸗ 
commandeur geworden iſt. 

Wenn es umgekehrt einen Staat giebt, den die Juden 


zu haſſen Grund hätten, ſo iſt dies Rußland. Der ruſſiſche 


Rubel hat aber 1890, als die Verfolgungen gegen die Juden 
beſonders heftig waren, ſeinen höchſten Kurs mit ca. 2 Mk. 
65 Pf. erreicht. Er iſt ſpäter in Folge einer ſchweren Miß⸗ 
ernte und der Cholera auf ca. 2 Mk. 05 Pf. zurückgegangen 
und hat jetzt einen Kurs von ca. 2 Mk. 15 Pf. Dagegen 
dermochte die Preßcampagne des Fürſten Bismarck gegen 
die ruſſiſchen Werthe den Kurs des Rubels auf etwa 
1 Mk. 60 Pf. herabzudrücken (d. h. 50 % des Nennwerthes). 
Die ruſſiſchen Staatspapiere ſtehen im Kurſe dauernd höher 
als die italieniſchen. 

Iſt bei uns die „Börſe“ in den Händen der Juden? 
Die von Beamten verwaltete Reichsbank iſt wichtiger als 
ein Dutzend andere Bankinſtitute zuſammen. Dazu kommt 
als weiteres Staats⸗Inſtitut: die Seehandlung. 

In den großen Banken beſteht die Mehrzahl der 


Directoren aus Chriſten. Vor etwa fünfzig Jahren nahmen 
die Juden im Bankgeſchäft eine viel wichtigere Rolle ein 


als heute. Auch die Rothſchilds bedeuteten für die damalig⸗ 
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Zeit weit mehr als heute. Damals gab es ohne Rothſchild 
kaum eine Anleihe — heute findet die ruſſiſche Regierung 
an ſeiner Stelle andere Häuſer in genügender Zahl und 
Kraft, ſeine Anleihen ſtehen ebenſo hoch im Kurſe, wie die 
des „verjudeten“ Ungarn, höher als die des keinen con⸗ 
feſſionellen Unterſchied kennenden Italiens. 

Die Angriffe der Antiſemiten auf die Börſe haben ſich 
durch Ereigniſſe der letzten Jahre als rein demagogiſch 
erwieſen. Wie in den „Mittheilungen des Vereins zur 
Abwehr des Antiſemitismus“ (3. Sept. 1893) ſeiner 
Zeit richtig hervorgehoben wurde: „Entweder man ſchließt 
die Börſen oder man muß zugeben, daß ſie überwiegend 
nützlich find?“ — Das Experiment iſt gemacht. Die Berliner 
Getreidebörſe hatte ſich freiwillig aufgelöſt. Man hätte in 
antiſemitiſchen und conſervativen Kreiſen über dieſen Selbſt⸗ 
mord der Getreidebörſe doch jubeln müſſen! Denn die 
Getreidebörſe, die angeblich mit den nothwendigſten Lebens⸗ 
mitteln Wucher treibt, iſt ja die ſchlimmſte Börſe, ſchlimmer 
als die Effectenbörſe. Was geſchieht ſtatt deſſen? Gerade 
die Landwirthe empfinden den Mangel einer geordneten 
Börſe, die Getreidebörſe wird unter Mitwirkung von ein⸗ 
flußreichen Mitgliedern der conſervativen Partei wieder her⸗ 
geſtellt. Liegt darin nicht das Geſtändniß, daß die Börſe 
gerade auch den Gutsbeſitzern dienlich iſt und nützliche Arbeit 
verrichtet? 

Nicht größer als die jüdiſche Geldmacht iſt der jüdiſche 
„Reichthum“. Bei den Juden iſt der Beſitz noch ſchlechter 
vertheilt, als in der Bevölkerung überhaupt. Wie Prof. 
Dodel⸗Port in Zürich (Moſes oder Darwin?) richtig hervor⸗ 
gehoben hat, wirkte die Verfolgung der Juden, die ja noch 
andauert, wie eine Art Zuchtwahl. Die ſchwächer begabten 
Individuen gehen unter, die ſtärkeren werden zu ſchärferer 
Anſpannung ihrer Kräfte veranlaßt und erringen daher 
Erfolge. Deshalb weiſt die Judenſchaft neben einer kleineren 
Anzahl reicher und erfolgreicher Menſchen eine große Zahl 
Bedürftiger auf. Viele haben den ſchweren Kampf ums 

Leben mit körperlicher oder geiſtiger Krankheit zu bezahlen. 

Da das Geld, das ſich in jüdiſchen Händen befindet, 
ſdnach in einer geringeren Anzahl von Händen vereinigt iſt, 
übt es im Verhältniß allerdings einen ſtärkeren Einfluß aus. 
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Aber dieſer Einfluß kommt der Geſammtheit nicht zu Gute. 
Dieſe Juden machen es darin zumeiſt gerade ſo wie die 
Chriſten, daß Jeder für fi) ſelbſt ſorgt. Eine gleichmäßigere 
Vertheilung wäre für die Juden eine weit größere Wohl⸗ 
that, als für die Chriſten. 3 

Auf dieſen Klaſſengegenſatz zwiſchen armen und reichen 
Juden wies ſchon der Antiſemit Lneger in der öſterreichi⸗ 
ſchen Reichsrathsſitzung vom 13. Februar 1890 hin. Er 
erwartet, „daß infolge dieſes Zuſammenſchweißens der 
Gegenſatz zwiſchen reichen und armen Juden mit um IL 
größerer Schnelligkeit hervortreten wird, und mit der Beil 
die armen Juden begreifen werden, daß fie es nicht noth: 
wendig haben, das Kanonenfutter für die reichen Juden 
abzugeben.“ 

Wie ſieht es nun mit dem „Reichthum“ der Juden in 
den verſchiedenen Ländern aus? Ueber die galiziſchen Juden 
erzählte der öſterreichiſche Reichsrathsabgeordnete Ritter 
von Gniewosz Folgendes in der Sitzung vom 13. Februar 
1890; „Sie werden da arme Geſtalten herumſchleichen ſehen, 
Sie werden ſie trotz Regen und Froſt in den Hausfluren 
ſich zuſammendrängen ſehen, und wiſſen Sie, was der 
Grund davon ift? Die Leute find fo arm, fie leben fo zu⸗ 
ſammengedrängt in ihren Wohnungen, daß ſie abwechſelnd 
das Bette beziehen, daß fie Stunden lang abwechfelnd 
ſchlafen. Das nennen Sie Wohlſtand! Wenn Sie ſehen 
würden, wie dieſe Leute ſich erhalten! Eine Zwiebel und 
ein Stück ſchwarzes Brot iſt öfter ihr einziges Lebensmittel; 
auch fie leiden unter den Verhältniſſen“ 

Noch ſchlimmer ſieht es in der ruſſiſchen Judenſchaft 
aus. Der bekannte Nationalökonom Leroy Beaulieu, Ver⸗ 
faſſer des Werkes Empire des Tsars, ſagte, daß vielleicht keine 
Menſchenklaſſe in Europa ſich in gleich drückender Lage be⸗ 
finde, wie die ruſſiſchen Juden! Ebenſo berichtet der Finanz⸗ 
miniſter Reutern, daß die Armuth der Juden drückend und 
daß die Entartung der jüdiſchen Raſſe eine Folge der un⸗ 
günſtigen Exiſtenzbedingungen iſt, unter denen ſie leben 
(Lanin, in der Fortnightly review October 1890, Geſetz⸗ 
ſammlung Bd. XL. No. 42.264). In Rußland iſt der 
Wohnraum, der auf eine jüdiſche Familie entfällt, weſentlich 
kleiner, als der Wohnraum der chriſtlichen Bevölkerung 
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(Souravski, Statiſtik des Gouvernements Kiew), und der 
große Kinderſegen der ruſſiſchen Juden, der von Laien als 
Beweis von Wohlhabenheit angeführt worden iſt, iſt für 
den Statiſtiker ein Beweis für das Gegentheil. Deshalb 
haben auch gerade die Ländergebiete mit politiſch einfluß⸗ 
teicher Arbeiterſchaft die Einwanderung der ruſſiſchen Juden 
nicht gern geſehen — fie find wegen ihrer Bedürfnißloſigkeit 
zu billige Arbeitskräfte. Die Enquete des engliſchen Ober⸗ 
hauſes über das Ausbeutungsjyitem (sweating system) ergab, 
daß die ausgebeuteten Arbeiter der Kleider-, Schuhwaaren⸗ 
und Cigarrenfabrifen in London, deren drückende Lage die 
Aufmerkſamkeit erregte, zum großen Theil eingewanderte 
ruſſiſche Juden waren. Der amtliche Bericht ſagt von ihnen, 
daß unglaubliche Arbeitszeiten bei ihnen vorkommen (bis 
18 Stunden!) und daß fie für Hungerlöhne arbeiten. 

Aehnlich liegen die Verhältniſſe in Newyork. Man hat 
auch dort ihre Einwanderung nicht gern geſehen, weil fie zu 
billig arbeiteten!) und der öffentlichen Armenpflege zur Laſt 
fallen würden, während man ſie in Europa als reiche Blut⸗ 
ſauger bezeichnete, die nicht arbeiten wollten. 

Die ruſſiſchen Juden machen allein 2 aller Juden der 
Welt aus, die galiziſchen etwa /10. Die armen ruſſiſchen 
und galiziſchen Einwanderer bilden ferner in England und 
Amerika zum mindeſten ½ der dortigen Judenſchaft. Nach 
dieſen wohnen im Verhältniß am meiſten Juden in Holland. 
Dort müßten die Verhältniſſe für die Juden auch inſofern 
günſtig liegen, als ſie mit großen Reichthümern aus Spanien 
eingewandert waren, und ihrer Erwerbsthätigkeit nicht die⸗ 
ſelben Schranken gezogen wurden, wie im übrigen Europa. 


1) Hiergegen iſt wohl mit Recht geltend machen worden, daß 
die Geſchäftszweige, in denen dieſe Einwanderer thätig find, erſt 
durch dieſe billigen Arbeitskräfte dort heimiſch geworden ſind, ſo 
daß dieſe eigentlich als Concurrenten des engliſchen und amerika⸗ 
niſchen Arbeiters nicht anzuſehen ſeien. Sicher iſt, daß ſeit der 
Einwanderung der billigen ruſſiſchen jüdiſchen Arbeiter der engliſche 
und amerikaniſche Markt unſerer Confection großen Theils verloren 
ging. Dieſelben Leute, denen man in der alten Heimath vorwarf, 
daß ſie Ausbeuter ſeien, die nichr arbeiten wollen, werden in der 
neuen nicht gern geſehen, weil ſie angeblich zu billig — oder was 
dasfelbe iſt, für den gleichen Lohn zu viel arbeiten! 
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Das Beiſpiel Hollands zeigt daher, was aus den Juden 
wird, wenn man ihre Kräfte nicht durch Hinderniſſe ſtählt. 
Die holländiſche Judenſchaft iſt ſehr verarmt, man findet 
die Juden dort zahlreich als Handlanger, Dienſtleute, Ar⸗ 
beiter ꝛc. Nur wenige Familien, und zwar faſt ausſchließlich 
eingewanderte deutſche, haben es dort zu Reichthum gebracht, 
die alten Familien haben ihren Reichthum eingebüßt. 

Wie auf der einen Seite die bittere Armuth ſo vieler 
Juden überſehen wird, wird auf der andern Seite dei 
Reichthum einzelner Juden überſchätzt. Allerdings glauber 
wir, daß die deutſchen Juden durchſchnittlich wohlhabender 
ſind, als die deutſche Bevölkerung überhaupt, namentlich daß 
in Berlin, wohin die reicheren Juden aus der Provin, 
verziehen, die Juden verhältnißmäßig wohlhabender ſind als 
die Ehriſten — im Auslande aber, z. B. in Belgien, Eug⸗ 
land, Amerika, iſt das deutſche Element wohlhabender als 
das jüdiſche. So iſt z. B. in Belgien das Antwerpener 
Exportgeſchäft zum großen Theil in deutſchen Händen, eben⸗ 
ſo der Brüſſeler Spitzenhandel. Nur die Vergleichung am 
dritten Ort iſt aber eutſcheidend. Denn die Einwanderer — 
ſolche waren früher die Juden, die mit Polen anuectirt, 
von da aus ſich verbreitet haben — ſind immer wohlhabender 
als die Maſſe der Bevölkerung. Auch die franzöſiſche 
Colonie zum Beiſpiel ſteht in Bezug auf Wohlſtand höher 
als der Durchſchnitt. 

Was den Wohlſtand einzelner reicher Juden betrifft, ſo 
wird dieſer häufig übertrieben. So war im öſterreichiſchen 
Reichsrath behauptet worden, Rothſchild beſitze in Böhmen 
mehr Grundbeſitz als die kaiſerliche Familie. Wie der Ab⸗ 
geordnete Zucker in der Sitzung des Reichsraths vom 
7. Februar 1890 darlegte, hat Rothſchild dort gar keinen 
Grundbeſitz. Es war behauptet worden, daß die Juden 80 
Procent des galiziſchen Bodens beſitzen. Profeſſor Zucker 
legte dar, daß fie nur /, d. h. 11 Procent beſitzen. Sie 
machen ca. 14 Procent der Bevölkerung aus. Nach einer 
Aufſtellung Ch. de Varignys in der „Revue des deux 
mondes“ ſteht der Pariſer Rothſchild — der reichſte Jude 
der Welt — an Reichthum einigen engliſchen Grundbeſitzern, 
wie dem Herzog von Weſtminſter, und amerikaniſchen Eiſen⸗ 
bahnmagnaten, wie Gould, Vanderbilt ꝛc. nach. Nach einer 
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Aufſtellung, die wir „Freiland“, dem Organ für Boden⸗ 
beſitzreform, entnehmen, beſaßen die Herren Vanderbilt, 
Gould, Mackay und Huntington 1890/91 zuſammen etwa 
59000 km Eiſenbahn mit einer Jahreseinnahme von etwa 
einer Milliarde Mark. Gould beſaß außerdem faſt alle 
Telegraphenlinien Er gilt denn auch in der That für den 
reichſten Mann der Welt, er ſoll ca. 1500 Millionen Fres. 
beſitzen (Ch. de Varigny). . 

Der Antiſemiten⸗Katechismus druckt einen Artikel von 
Dr. Rudolph Meyer über das Vermögen des Hauſes Roth⸗ 
ſchild, das heißt aller Rothſchild's zuſammen in Oeſterreich, 
Frankreich, England und Deutſchland, ab, in welchem dieſes 
viel zu hoch auf 5 Milliarden angegeben und ausgemalt 
wird, wie ſich dieſes Vermögen entwickelt hat und weiter 
entwickeln wird. Da hundert Jahre zu dieſer Vermögens⸗ 
bildung beigetragen haben, wie muß erſt das Vermögen der 
Familie Gould in Zukunft ausſehen! Es giebt in der That 
ebenſo reiche und reichere Chriſten als Juden, und es giebt 
viel Armuth unter Juden. In Deutſchland ſind z. B., wie 
die Statiſtik der Univerſitäten ergeben hat, im Verhältniß 
weit mehr Juden als Evangeliſche in der Lage, Stundung 
der Collegiengelder nachſuchen zu müſſen. Wahr iſt es, daß 
einzelne Juden es zu einem Reichthum gebracht haben, der 
ihnen eine gewiſſe Macht giebt. Das war aber früher weit 
mehr der Fall als jetzt (Hofjuden!); die gleiche Macht durch 
das Geld beſitzen eben ſo viele und noch mehr Chriſten. 
Bezeichnend iſt es auch, daß in der Regel der Reichthum 
dieſer Familien ſchließlich durch Taufe oder Heirath in 
chriſtliche Hände übergeht. 

Namentlich geſchieht das durch Heirath chriſtlicher Adligen 
mit reichen jüdiſchen Mädchen. Bismarck hat einmal durch 
ein derbes Wort dieſe Miſchehen empfohlen. Dieſe ſind der 
Zahl nach allerdings nicht gering, und ſo klagt denn ſchmerz⸗ 
erfüllt die Kreuzzeitung über die Neigung des chriſtlichen 
Adels, ſich „mit jüdiſchem Blute zu veredeln“. Sie beklagt 
es namentlich, daß durch dieſe Miſchehen der theoretiſche 
Antiſemitismus praktiſch ad absurdum geführt werde. Es tft 
daher begreiflich, daß der Antiſ. Katechismus „über die 
tojend fortſchreitende Verquickung adliger und fürſtlicher 
Kreife mit dem jüdiſchen Finanz⸗Gaunerthum“ untröſtlich 
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iſt. Er zählt in 6 Seiten langer Lifte die Namen der hoch⸗ 
ariſtokratiſchen Häuſer auf, die Miſchehen geſchloſſen haben. 
Da ſind unter 12 Fürſten und Herzögen die Prinzen 
Radziwill, von Polignac, von Sayn⸗Wittgenſtein, von Bayern, 
von Reuß, von Sachſen⸗Koburg, die Fürſten von Sayn⸗ 
Berleburg, von Lynar, Sulkowski Viel zahlreicher noch ſind 
die Miſchehen mit gräflichen und freiherrlichen Häuſern, 

z. B. den Baudiſſin, Dohna, Hacke, Hardenberg, Donners⸗ 
marck, Weſtarp, Maltzahn, Richthofen. Unter anderem iſt 
das Vermögen eines ganzen Rothſchildſchen Zweiges auf 
dieſe Weiſe in ariſtokratiſche Hände übergegangen. Die 

„Beſten der Nation“ geben ein merkwürdiges Beiſpiel von 

Idealismus, indem ſie Dutzendweiſe die Töchter von 

„jüdiſchen Jobbern“ heirathen. Dieſe Miſchehen zeigen auch, 

daß auf jüdiſcher Seite gar nicht der Zuſammenhang beſteht, 

der behauptet wird. Es bewahrheitet ſich auch im Juden⸗ 

thum die Erfahrung, die jede religiöſe Minderheit machen 

muß. Gerade wie in England die Verfolgung der Katholiken 
zum Uebertritt der reicheren und einflußreicheren Perſonen 
führte (ſ. Ley Eſſays) iſt Gleiches jetzt bei den, Juden der 
Fall. Und ſo iſt das eigenthümliche Ergebniß dieſer gegen 
die reichen Juden gemünzten Bewegung, daß dieſe ſich mit 
der Ariſtokratie verſchwägern — während der arme Jude, 
wie im Casperletheater, ſeine Schläge weiter bekommt. 
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Ritualmord. 


(Blutbeſchuldigung). 


„Ein wahrer Ehrift wird dieſe Cehre immer bekämpfen.” 
Renan. 


Der Judenhaß behauptet ſeit etwa ſechs bis ſieben 
Jahrhunderten, die Juden gebrauchten für ihren Ritus 
Chriſtenblut Ueber die Art der Verwendung und die 
Zwecke dieſes Chriſtenbluts ſind ſich die Antiſemiten nicht 
einig. Am populärſten iſt die Anſchauung geworden, die 
Juden brauchten zur Zubereitung ihres Oſterbrotes (Mazzes) 
das Blut. Ein Antiſemit namens A. Laurent behauptet, die 
Juden litten an abſcheulichen Krankheiten und könnten dieſe 
nur „durch Beſprengung mit Chriſtenblut“ los werden; 
P. Ch. Kirchner („Allerhand jüdiſche Gebräuche“ 1720, 
S. 79 f.) ſpricht ein Gerücht nach, demzufolge die jüdiſchen 
Wöchnerinnen „ein Körnlein“ Chriſtenblut einnehmen müßten; 
nach einer anderen Lesart leiden die männlichen Juden an 
Menſtruationen, gegen welche ihnen nur Chriſtenblut helfe. 
Im Mittelalter glaubte man, die Juden wollten an Chriſten⸗ 
kindern die Kreuzigung Chriſti wiederholen; ein Max Bewer 
erfindet ſich eine „Iſopathie“, derzufolge die Juden durch 
den Genuß „ganz minimaler Doſen“ von Chriſtenblut das 
eigene Blut verbefjern!) u. ſ. w. Man ſieht, der Anti⸗ 
ſemitismus iſt ſehr erfinderiſch in der Ausmalung der Ver⸗ 
wendung des Chriſtenbluts. Man könnte nun meinen, daß 
in jüdiſchen Krankenhäuſern ganze Eimer voll Chriſtenbluts 
zu holen ſeien, aber auch dafür hat der Antiſemitismus eine 
„feine“ Antwort gefunden. Max Bewer ſagt nämlich 
(Antiſ. Correſp. 18 Juni 1893): „Blut, das durch Aderlaß 
gewonnen wird, hat bei weitem nicht die animaliſche Potenz 
desjenigen Blutes, das unter höchſter Seelenangſt einem 
Gemordeten entfließt.“ 

Wie ſucht nun der Antiſemitismus die Exiſtenz von 
Ritualmorden zu beweiſen? 

I) Durch Autoritäten. 
II) Durch geſchichtliche Fälle. 


3) f. Antiſ. Correſp. 18. Juni 1893, Nr. 252. 
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I. Die Autoritäten. 

0 Aus der Bibel, dem Talmud und Schulchan⸗Aruch konnten 

die Antiſemiten keine Stelle ausfindig machen, die den Ritual⸗ 

1 mord verlangt oder gutheißt. So mußten denn Autoritäten 

15 herhalten. Als ſolche werden genannt: 

Wi 1) Agobard von Lyon. — In deſſen Werken fteht nichts 

über die Blutbeſchuldigung, wie vom gerichtlichen 

Gutachter Prof. Dr. Franz Weyrich im Proceſſe 

If Rohling gegen Bloch feſtgeſtellt worden iſt. 

2) Cardinal Baronius. — Deſſen „Annalen“ erſtrecken 
ſich nur bis zum Jahre 1198. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkt wurde den Juden niemals ein Mord zur Ge⸗ 
winnung von Chriſtenblut nachgeſagt, das alsdann zu 
den Oſterbroten verwendet werden ſollte. 

5) Prof. Ad. Wahrmund. — Dieſer Antiſemit hat die 
Fabel vom Ritualmord nie behauptet. 

5 4) Paul de Lagarde. Dieſer Gelehrte hat nicht für, 
ſondern gegen die Blutbeſchuldigung Zeugniß abgelegt 
(J. S. 482). 

5) Prof. Rohling. — Dieſer „Gelehrte“ hat zwar die 
Blutbeſchuldigung erhoben, kommt aber wegen ſeiner 
Fälſchungen als „Autorität“ nicht in Betracht (ſiehe 

S. 267 ff.). Wiederholt hat er ſich zum Eide hierfür 

angeboten, und die „Antiſemitiſche Correſpondenz“ 

(22. November 1891) beſprach als Zuſchrift des Prof. 

| Rohling eine Stelle Kethuboth 102 b, in der angeblich 
der Ritualmord bezeugt Lin ſollte. Eine „Erklärung“ 
der Stelle wurde als beſonderes Flugblatt mit dem 
Titel: „Eine Talmnudſtelle für rituelles Schächten“ 

ö im März 1892 in tauſenden von Exemplaren ver⸗ 
breitet, bis Prof. Strack im „Evang. Kirchl. Anz.“ 
(April 1892) dieſe ſchamloſe Fälſchung aufdeckte. 

6) Achille Laurent, der Verfaſſer der „relations histo- 
riques des affaires de Syrie“, (Paris 1846), nicht 
der bekannte Genter Profeſſor dieſes Namens, 


b ſondern ein unbekannter Schriftſteller. Sein „Zeug⸗ 
niß“ für die Blutbeſchuldigung wird genügend durch 
das ſeinem Buche einverleibte „Geſtändniß“ eines 
griechiſch⸗katholiſch gewordenen Rabbiners der Moldau 


gekennzeichnet. In dieſem Geſtändniß heißt es: „Wir 
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ſehen, wie alle dieſe Flüche zur Wahrheit werden“ 
(nämlich der Fluch Moſis: der Herr wird dich ſchlagen 
mit Blindheit, mit Wahnſinn und mit Schrecken): 
„alle Juden Europas haben die Krätze; die in Aſien 
„leiden am Kopfgrind, die Afrikas an Schwüren, 
„die ſie an den Füßen haben, die Amerikas endlich 
„haben eine große Augenſchwäche!) ... Und nun 


„zu den Rabbinern; dieſe ſchlechten Kerle haben ge⸗ 
„funden, daß die Beſprengung mit Chriſtenblut oder 


„deſſen anderweitige Verwendung ein wirkſames 
„Heilmittel iſt“. 


II. Geſchichtliche Fülle. 


Man ſollte meinen, wenn die von den Antiſemiten an⸗ 


geführten Ritualmorde „geſchichtlich“ feſtſtehen, jo müßte ihre 


Anzahl feſt und beſtimmt ſein Dem iſt aber nicht ſo. Die 
Wiener „Reichspoſt“ ließ ſich (1899) durch einen Geiſtlichen 


ſchreiben, daß es 22 „bewieſene“ Ritualmorde giebt; das 
Blatt „Heimdall“ weiß (ſ. feine Nummer vom 15 Nebelung 


1012 () = 15. Nov. 1899) von etwa 250 Fällen zu er⸗ 


zählen; die antiſemitiſche Broſchüre „Die Juden und das 
Chriſtenblut“ (pz. Germanikus⸗Verlag 1892) zählt ca. 180 
auf; der Politiſche Bilderbogen Nr. 13 „Das Blutgeheimniß“ 
(Dresden. Glöß 1894) macht 52 Fälle namhaft u. 1. f. 

Schon ein Gutachten der Univerſität Leipzig vom 
8. Mai 1714 gegen die Blutbeſchuldigung konnte mit Recht 
darauf aufmerkſam machen, daß man vor dem 13. Jahr⸗ 
hundert (richtiger wohl 12.) von der Blutbeſchuldigung 
gegen die Juden nichts gehört habe. Und es macht hierzu 
die Bemerkung: 

„Warum ſollten aber die Juden dieſe ganze Zeit über dieſe 
Grauſamkeit unterlaſſen und erſt nach dieſem angefangen haben? 
Warum ſollten ſie bei dem anfangenden Wachsthum des auf 
ihren Ruin ſich gleichſam aufrichtenden Chriſtenthums, da die 
Eiferſucht und Bitterkeit weit größer geweſen, dergleichen nicht 

gethan haben? Warum ſollten ſie zu denen Zeiten deren heid⸗ 
niſchen Kaiſer, da es mit mehrerer Sicherheit geſchehen können, 


h Auſtralien war im Jahre 1797, in welchem das „Geſtänd⸗ 


niß' zuerſt gedruckt iſt, in der Moldau unbekannt; in Folge deſſen 


find die auſtraliſchen Juden mit einem blauen Auge davongekommen. 


— 


438 


ſolches unpracticiret gelaſſen haben? Warum ſollten ſie mit der⸗ 
gleichen Beginnen den Anfang gemacht haben, da ihrer ſo große 
Gefahr unter chriſtlichen Regenten dabei gewartet?“ 

Dasſelbe Gutachten weiß ſchon, daß die Fabel vom 
Ritualmord in dem Aberglauben der christlichen Bevölkerung 
wurzelt. Es ſagt: 5 

„Sind ſolche Hiſtorien meiſten Theils aus denen Zeiten der 

Unwiſſenheit und Leichtgläubigkeit hergeleitet .. . und iſt dahero 
wohl in Acht zu nehmen, was Eiſenmenger, ein ſonſt abgeſagter 
Judenfeind, nachdem er unterſchiedene dergleichen Exempel ange⸗ 
führt, angemerkt: „Man höre jetzo nichts mehr von ſolchen 
grauſamen Thaten in Teutſchland, ohne Zweifel weil in Teutſch⸗ 
land, nachdem es mehr exeoliret!) worden, ſich die allzu 
große Leichtgläubigkeit von dergleichen Mährlein .. verloren.“ 

Wagenſeil, der auch kein Judenfreund war, machte 
darauf aufmerkſam, daß die verſchiedenen Berichte über die 
einzelnen Fälle mit einander in Widerſpruch ſtänden. Er 
wies dies im Einzelnen für den Trientiner Fall nach. Dies 
und die angeblich geſchehenen Wunder?) entzögen den Er⸗ 
zählungen jegliches Gewicht. Die Berichte, wozu die Juden 
das Blut brauchen, widerſprechen ſich nicht nur, ſondern 
ſind auch an ſich unſinnig — wie zum Beiſpiel, daß die 
Männer an geheimen Krankheiten (Menſtruation) leiden und 
deshalb das Blut als Heilmittel gebrauchen. Man hatte 
ihnen nämlich die Frage vorgelegt, ob ſie das Blut gegen 
die Menſtruation brauchen — und unter der Folter hatten 
ſie natürlich die Frage bejaht. 

In der That verlieren die älteren Fälle dadurch jegliche 
Bedeutung, daß bei ihnen die Folter das gewünſchte Ge⸗ 
ſtändniß erpreßt hat. Wenn ſchon Juſtinus Martyr 
im Namen der Chriſten gegenüber der Blutbeſchuldigung 
der Römer betont, daß ein Geſtändniß auf der Folter nichts 


2). D. h. gebildet. Für uns Deutſche des 20, Jahrhunderts 
nicht ſehr ſchmeichelhaft! 

) Der Leichnam des Knaben Hugo von Lincoln (1215) er⸗ 
ſchien in der Luft, der des Knaben Werner (1286) ſchwamm den 
Rhein auſwärts von Oberweſel bis Bacharach. Oefters macht ſich 
das aus der deutſchen Sage bekannte Motiv geltend, daß die 


Leiche des Ermordeten in Anweſenheit des Mörders wieder zu 
bluten anfängt; durch dieſes Bluten wird der Mörder entdeckt. 
(So z. B. im Falle von Pforzheim 1271). 
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beweiſe, ſo darf man das mit dem gleichen Recht zu 
Gunſten der Juden betonen. Um ſo mehr als die Folter⸗ 
kunſt im Mittelalter erbauliche Fortſchritte gemacht hatte. 
Wir brauchen von den älteren Fällen daher nur diejenigen 
knrz zu berühren, die noch jetzt häufig erwähnt werden. 

Es ſind dies die Fälle: Simon von Trient (1475), 
Andreas von Rinn (1462) und Pater Thomas von Damas⸗ 
cus (1840). Dann folgen hier die neueſten „Fälle“ von 
Tisza Eslar, Skurcz, Corfu und Kanten, Polna und Konitz, 
ſchließlich der Fall Bernſtein. 


1. Simon von Trient. 


Die Fälle Simon von Trient und Andreas von Ryn 
ſind deswegen erwähnenswerth, weil dieſe beiden angeblichen 
Opfer des angeblichen jüdiſchen Blutmords heilig geſprochen 
worden find. In Folge deſſen nimmt auch das Gutachten des 
Cardinals Ganganelli (1759) in dieſen beiden Fällen eine 
Ermordung durch Juden an, wenn er auch ſtarke Bedenken 
nicht verhehlen kann — 

Nachdem der Mönch Bernardin von Feltree 1475 in 


der Gegend von Trient gepredigt und kurz vor Oſtern da⸗ 


rauf aufmerkſam gemacht hatte, daß die Juden ein Kind zu 
Oſtern töten würden, wurde thatſächlich um dieſe Zeit ein 
totes Kind im Waſſer gefunden Die Juden wurden an⸗ 
geklagt, das Kind in odium Chriſti ermordet zu haben (von 


einem Blutmord oder Ritualmord iſt alſo keine Rede). 


Unter der Folter, das hat der Biſchof Hinderbach von 
Trient ſelbſt in ſeinen Briefen an den Papſt eingeräumt, 
waren ſie geſtändig, und demgemäß wurden ſie ver⸗ 
urtheilt Bei der Wiederholung des Proceſſes im Jahre 
1476 wurden ſie aber freigeſprochen In dem in Rom 


im Jahre 1477/78 verhandelten dritten Proceſſe handelte 
es ſich nicht mehr um die Schuld der Juden, ſondern 
nur um die Frage, ob der erſte Proceß formell regelrecht 


geführt worden ſei Aus Schonung für den Biſchof Hinder⸗ 
bach ließ der Papſt ſich am 20. Juni 1478 auf dem Kranken⸗ 
bette die Entſcheidung abbetteln processum ipsum vrecte 
factum, d. h. der Proceß als ſolcher. In derſelben Urkunde 
sh d er aber dem Biſchof, dafür zu ſorgen, daß kein Chriſt 
ſich anmaße, wegen des Trienter Vorfalls oder aus einem, 
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anderen Anlaß ohne Urtheil der Landesobrigkeit irgendeinen 
Juden zu töten, zu verſtümmeln, zu verwunden, von ihnen 
unberechtigt Geld zu erpreſſen, oder ſie daran zu hindern. 
daß ſie ihre vom Rechte erlaubten Riten weiter ausüben 
(ritus suos a jure permissos continuare) Hier wurde alſo der 
Ritus der Juden geradezu unter päpſtlichen Schutz geſtellt; 
wie der ein Beweis dafür, daß der Papſt die wegen des 
Knaben Simon hingemordeten Juden für unſchuldig hielt !). 
Wie bereits bemerkt, hegte auch das Gutachten des Cardinal 
Ganganelli vom Jahre 1759 ſtarke Bedenken. Es ſagt 
(S. 24): 

„Man muß ſich jedoch merken, daß Sixtus IV. ein leuchtender 
Planet meiner Religion, unter deſſen Poutificat dieſes traurige 
Ereigniß in Trient vorkam, ein apoſtoliſches Breve erließ, mit 
welchem der Cultus verboten wurde, welcher dem erwähnten 
Simon von ſeinen Mitbürgern gezollt wurde. Dieſe Angelegen⸗ 
heit ging ſo weit, daß im Laufe faſt eines Jahrhunderts dieſer 
Cultus verboten blieb, bis der große Pontifex Sixtus V. (ein 
anderer leuchtender Planet meiner ſeraphiſchen Religion) im Jahre 
1588 mit ſeinem apoſtoliſchen Breve das Officium und ſelbſt die 
Meſſe zu Ehren des B. Simone zuließ ꝛc.“ 

Die Canoniſirung iſt nur erfolgt wegen der ge⸗ 
ſchehenen Wunder, und in der Urkunde iſt nicht davon die 
Rede, daß der Knabe Simon von den Juden ermordet oder 
gar „rituell ermordet iſt.“ . 

Recht eigene Gedanken hat ſich der Doge Mocenigo 
über den Trientiner Fall gemacht. Er ſchrieb in einem 
Erlaß vom 22. April 1475: 

„Wir glauben ſicher, daß das ganze Gerücht von dem er- 

mordeten Knaben eine Erdichtung und ein Kunſtgriff iſt, — zu 
welchem Zwecke, mögen Andere ſehen und erklären.“ 


2. Andreas von Ryn. 


1462. Der Knabe Andreas Oxner aus Rinn bei Jung: 
bruck ſoll von feinem Pathen an jüdiſche Kaufleute verkauft, 
von dieſen in dem nahen Birkenwäldchen auf dem „Juden⸗ 


1) Von antiſemitiſcher Seite wurden der Papſt und der päpſt⸗ 
liche Legat in Trient als von den Juden beſtochen bezeichnet — 
ſicherlich auch ein Beweis, daß der Prozeß von Trient ſich im 
antiſemitiſchen Sinne nur unter Entſtellungen verwerthen läßt. 
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ſtein“ grauſam getötet worden fein; das Blut hätten fie 
ſorgſam in Gefäße geſammelt. Die Tradition iſt erſt am An 
fang des 17. Jahrhunderts, alſo 157 Jahre ſpäter, durch den 
1654 verſtorbenen Arzt Hippolyt Guarinoni in Hall 
niedergeſchrieben worden. Dieſer hat auch unter dem aus 
dem J. 1575 ſtammenden Mauerputz bei der Kanzel der Rinner 
Kirche Stücke einer älteren Inſchrift gefunden, in der zwar 
Juden des Mordes beſchuldigt werden, aber von Blut⸗ 
abzapfung nichts zu leſen iſt. Daß dieſe Inſchrift nicht als 
im ſtrengen Sinne hiſtoriſch gelten kann, ergeben ſchon die 
folgenden zwei in ihr enthaltenen Angaben: daß das dem 
Pathen gegebene Geld ſich in Laub verwandelt habe und 
auf dem Grabe des Kindes eine Lilie gewachſen ſei. Eine 
gerichtliche Unterſuchung des Thatbeſtandes hat gar nicht 
ſtattgefunden; nicht einmal von behördlicher Beſchauung der 
Leiche wird etwas gemeldet. Die Juden ſollen das Kind 
auf der Rückreiſe in ihre Heimath gekauft haben, unter dem 
Vorwande, einer von ihnen wolle es adoptiren. Sogar aus 
der im höchſten Grade parteiiſchen Darſtellung des anti: 
ſemitiſchen Pfarrers Deckert kann der prüfende Leſer er⸗ 
kennen, daß es ſich nicht um geſchichtlich erwieſene That⸗ 
ſachen handelt.!) 


3. Pater Thomas von Damascus. 


1840. In Damascus wurde 1840 angeblich der Ca⸗ 
pucinerpater Thomas und ſein Diener ermordet. Richtiger 
geſagt ſie verſchwanden ſpurlos. Es ſteht alſo nicht einmal 
feſt, daß ſie in Damascus ermordet wurden. Der Verdacht 
wurde auf „die Juden“ gelenkt, von denen dann eine An⸗ 
zahl geſtändig war. Wie dieſe Geſtändniſſe zu Stande 
kamen, ergeben die Berichte über die Torturen, denen man 
die Juden aasgeſetzt hatte. Zwei der Angeklagten find an den 
erlittenen Mißhandlungen im Kerker geſtorben. Man leſe 
namentlich die Berichte des von der großen Londoner Juden⸗ 
miſſionsgeſellſchaft nach Damascus entſandten Miſſionars 


1) Vergl. das bedeutendſte Buch über die Blutbeſchuldigung 
„Das Blut im Glauben und Aberglauben der Menſch⸗ 
heit“ (7. Aufl, München 1900) von Dr. phil. et theol. Hermann 
L. Strack, Prof. der Theologie an der Univerſität Berlin. S. 145 f. 
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G. W. Pieritz, der, wie er ſelbſt ſagt, „in keiner Hinſicht 
ein Freund oder Vertheidiger des Rabbinismus“ war, 
(„Persecution of the Jews at Damasens“, London 1840) 
und ſein am 13. Mai 1840 an die Juden Alexandriens ge⸗ 
richtetes Schreiben, in dem es heißt: 

„Ich will nicht beſchreiben, was ich empfand, als ich in Da⸗ 
mascus war. Ich ſah ein, daß die ganze Anklage gegen die Juden 


‚ein bloßes Machwerk war und man ihnen jedes rechtliche Ver⸗ 


theidigungsmittel verweigerte, während man die grauſamſten Qualen 


anwendete, um ihnen falſche Geſtändniſſe der Schuld zu erpreſſen, 
welche denn auch einige von ihnen feige genug waren, zu thun 
Folgendes find die Qualen, welche die Unglücklichen erlitten haben: 


1. ſie wurden gepeitſcht. 2. Man tauchte ſie ſammt ihren Kleidern 


in große Gefäße kalten Waſſers. 3. Mittels einer Maſchiue preßte 
man ihnen die Augen aus den Höhlen. 4. Man zerrte an den 
zarteſten Theilen des Körpers (Genitalien) und befahl den Soldaten, 


ſie zu zwicken und dieſe Theile ſolchermaßen zu verdrehen, daß ſie 
vor Schmerz faſt wahnſinnig wurden. 5. Drei volle Tage mußten 


‚jie aufrecht ſtehen, ohne daß man ihnen eine andre Stellung ge⸗ 
ſtattete; ſie durften ſich nicht einmal gegen die Mauer lehnen; wenn 


fie vor Mattigkeit niederfielen, zwangen die dabeiſtehenden Schild⸗ 
wachen mittels ihrer Bajonette ſie wieder aufzuſtehn. 6. In einem 
weiten Hofe wurden ſie an den Ohren herumgezogen, bis das Blut 
floß. 7. Man ſteckte Dornen zwiſchen die Nägel und das Fleiſch 
an Fingern und Zehen. 8. Der Bart wurde ihnen abgeſengt, ſo 
daß die Haut mit verbrannte. 9. Man hielt Lichter unter ihre 
Naſen, jo daß die Flamme in die Naſenlöcher ſtieg.“ 

Unwahr iſt die zuerſt vom Antiſemiten Desportes 
zweimal aufgeſtellte und von anderen wiederholte Behaup⸗ 
tung, daß die Akten während des Miniſteriums Cremieux 
verſchwunden ſeien Eine amtliche Auskunft des Miniſteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten vom 5. Mai 1892 (.. Strack 
S. 133) ſagt wörtlich: „Die Actenſtücke, die Ermordung des 
Paters Thomas in Damascus 1840 betreffend, ſind durch 
Cremieux 1870 keineswegs geraubt oder vernichtet worden. 
Dieſe Aetenſtücke befinden ſich in Wirklichkeit vollſtändig im 
Miniſterium.“ 


Bei den drei berühmteſten „Fällen“ der Vergangenheit 
iſt in einem Fall (Trient) der Mord anſcheinend von einem 
Chriſten begangen, der Fall des Andreas von Ryn iſt 
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Klatſch, und auch in dem dritten Fall, dem von Damascus, 
iſt nicht einmal ſicher, daß ein Verbrechen begangen iſt. 


Ein paar Jahre nach dem „Morde“ von Damascus 
wird es von Ritualmorden ſtill Selbſt die antiſemitiſche 
Schrift „Die Juden und das Chriſtenblut“ (Ipz. 1892), die 
jeden Klatſch und jedes Gerücht als bewieſenen Mord an⸗ 
ſieht, hat hier eine Lücke von 1843—1875 Solche Lücken 
find ſchon in früheren Jahrhunderten vorgekommen; gewiſſe 
Zeiten ſind eben der Fabel vom Ritualmord nicht günſtig. So 
folgt in derſelben Schrift auf 1598 ſofort 1650, allerdings 
gleich mit drei Fällen (), dann werden „Fälle“ erzählt aus 


den Jahren 1655, 1665, 1669, 1675, 1684, 1720, 1753 Lc. ꝛc. 


Der Beginn moderner ſtaatlicher Ordnung war dieſem 
Aberglauben nicht günſtig; man hörte weniger davon, nachdem 
Deutſchland, wie das Leipziger Gutachten ſagt, mehr 
„excoliret“, d. h. cultivirter geworden. 


Es bleiben allerdings auch in unſerer Gegenwart einige 
„dunkle Fälle“ zurück. Aber dieſe Fälle ſind doch nicht 
die einzigen Morde, die nicht entdeckt wurden. Nach der 
amtlichen Criminalſtatiſtik wurden beiſpielsweiſe in Deutſch⸗ 
land in den Jahren 1890, 1891, 1892 im ganzen 474 Indivi⸗ 


duen wegen Mordes angeklagt, davon wurden 365 ver⸗ 


urtheilt, 108 freigeſprochen. Im Großen und Ganzen kam 
auf jeden Verurtheilten und Freigeſprochenen je eine Mord. 
that, d. h. an 100 Mordthaten blieben in Deutſchland in 
je 3 Jahren ungeſühnt, alſo etwa 25% aller Mordthaten. 


Die Juden dürfen mit dem Kirchenvater Tertullian 


ſagen: 
„Wenn Ihr es nicht erweiſen könnt, ſo glaubt es nicht. Nicht 


an uns iſt es, unſere Unſchuld zu beweiſen, an dem Ankläger iſt 


es, die Schuld zu beweiſen. Viele der Fälle, in denen wir be⸗ 
ſchuldigt worden ſind, haben ſich nachträglich als ſolche heraus⸗ 
geſiellt, in denen Chriſten die Mörder waren. Wenn Eure Juſtiz 
alſo unfähig iſt, einen Mörder zu entdecken, warum macht Ihr uns 
die Vorwürfe?“ 

Wie wenig aber auch in den „neueren“ Fällen für den 
Er erwieſen iſt, wird die Darſtellung dieſer Fälle 
ergeben. 
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4. Tisza⸗Eszlar !). 


Am 1. April 1882 verſchwand in dem kleinen an der 
Theiß gelegenen Dorfe Tisza⸗Eszlar das junge Bauernmädchen 
Eſther Solymoſſi. Nirgends war ſie zu finden, und ſo fing 
der dörfliche Klatſch des entlegenen Fleckens in der Pußta 
an, die Juden zu beſchuldigen, ſie hätten das Mädchen er⸗ 
mordet, um ihr das Blut abzuzapfen und damit die Oſter⸗ 
kuchen zu bereiten. Die Behörde wies zunächſt die Bauern 
mit ihren Verdächtigungen zurück. Da aber einer der anti⸗ 
ſemitiſchen Abgeordneten, Onody, gerade Vertreter jenes 
Wahlkreiſes war, in dem Tisza⸗Eszlar liegt, ſo bemächtigte 
er ſich der Angelegenheit, und unterſtützt von gleichgeſinnten 
Freunden, wußte er die öffentliche Meinung länger als ein 
Jahr über den wahren Sachverhalt zu täuſchen. Dieſer 
Onody oder ſeine Helfershelfer ſchoben auf eine niemals 
aufgeklärte Weiſe einen Unterſuchungsrichter namens Bary 
an jene amtliche Stelle, der den geſetzlichen Bedingungen 
für das Amt nicht entſprach, trotzdem aber betraut wurde, 
den dunklen Vorgang „aufzuklären“. 

Zufällig wurde der Leichnam des verſchwundenen 
Mädchens gefunden, ihr Körper wurde von den Fluthen 
der Theiß ans Ufer geworfen; ſie war verunglückt und ſo 
lange mit ihren Kleidern auf dem Grunde des Fluſſes 
hängen geblieben, bis allmähliche Fäulniß die Tote wieder 
an die Oberfläche kommen ließ. Da Verletzungen an dem 
Leichnam nicht vorhanden waren, wäre damit die ganze An⸗ 
klage zuſammengeſtürzt. Bary gab indeſſen das Spiel nicht 
auf. Er ließ Zeugen fo lange foltern, einſperren und 
ſchlagen, bis ſie bekannten, die in der Theiß gefundene 
Leiche ſei nicht die der Eſther Solymoſſy, ſondern von ihnen 
herbeigeſchafft, um den Irrthum zu erregen, es ſei die 
Eſther. Zugleich wurde der Sohn des verdächtigen Juden 
Scharf im Gefängniß durch ein gemiſchtes Syſtem von 
Drohungen und Schlägen einerſeits — von Gewährung ge⸗ 
ſchlechtlicher Freuden und alkoholiſcher Getränke andrerjeits 
ſo lange bearbeitet, bis er ſelbſt ſeinen Vater des Mordes 
an der Eſther Solymoſſy beſchuldigte. Doch ergaben Augen⸗ 


1) Der Prozeß von Tisza⸗Eszlar. Ein antiſ. Culturbild von 
Dr. Paul Nathan. Berlin, F. Fontane & Co. 1892. 
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ſchein und ärztliches Gutachten die Lügenhaftigkeit der von 
dem jungen Scharf gemachten Angaben, der übrigens nach 
Beendigung des Prozeſſes ihre Unwahrheit reuevoll zu⸗ 
geſtand. Scharf und die anderen Angeklagten wurden frei⸗ 
geſprochen. Es dürfte feſtſtehen, daß die von der Theiß ge⸗ 
landete Leiche die der Eſther Solymoſſy war. 


; 3. Skurez. 

Am 22. Januar 1884 wurde in Skurcz bei Pr. Star⸗ 
gard ein Knabe, Namens Cybulla, ermordet aufgefunden. 
Er lag in Stücke zerſchnitten in einem Sack. Sofort lenkte 
ſich der Verdacht auf die „Juden“, insbeſondere den 
jüdiſchen Schlächtermeiſter Joſephſon. Indeſſen lag gegen 
ihn ein eigentliches Verdachtsmoment nicht vor, außer der 
Bekundung eines gewiſſen Mankowski, der den Joſephſon 
Nachts mit einem Sack geſehen haben wollte. Der Eifer, 
mit dem der chriſtliche Schlächter Behrent gegen die Juden 
hetzte, erregte den Verdacht des mit der Unterſuchung be⸗ 
trauten Criminalcommiſſarius Hoeft. Nachdem Behrent über 
ſeinen Aufenthalt während der That falſche Angaben ge⸗ 
macht und ſich auch ſonſt verdächtig benommen hatte, nach⸗ 
dem auch Mankowski angegeben, der Träger des Sacks ſei 
Behrent geweſen, der ungefähr die gleiche Größe hatte wie 
Joſephſon, wurde dieſer verhaftet; aber das Geſchworenen⸗ 
gericht zu Danzig ſprach ihn am 27. April 1885 frei)). 
Auch dieſer ſcheußliche Mord und ſein Ausgang bot der 
Antiſemitenpreſſe wieder Gelegenheit, zu verjtedten An⸗ 
ſpielungen auf die Juden. Behrent verließ übrigens bald 
nach ſeiner Freiſprechung die Heimath, um nach Amerika 
auszuwandern. 


6. Corfu. 

In der Nacht vom 12. zum 13. April, einige Tage vor 
dem Oſterfeſte des Jahres 1891, verſchwand in Corfu die 
achtjährige Tochter des jüdiſchen Schneiders Vita 
Sarda, Namens Rubina. Am Abend darauf wurde der 


) Nach Dr. L. Auerbach, „Das Judenthum und ſeine Be⸗ 
kenner (Berlin 1890. S. 64) mit 6 katholiſchen gegen 6 evan⸗ 
geliſche Stimmen. \ 


4⁴⁰ 


Leichnam der Rubina neben der Synagoge mit ſchweren 
Verletzungen an Kopf, Hals und Armen aufgefunden. 
Trotzdem die Ermordete Jüdin war, tauchte die Fabel vom 
Ritualmord auf. Es wurde ausgeſprengt, daß die Ermordete 
nicht die Tochter des Sarda geweſen ſei, ſondern ein 
Chriſtenmädchen Namens Maria Deſſylla, das Sarda als 


Pflegekind bei ſich aufgezogen habe, um ſie ſpäter als „öſter⸗ 


liches Opfer“ zu verwenden. Durch die Verbreitung ſolcher 
Märchen wurde die Bevölkerung zu Plünderungen und 
Gewaltthätigkeiten aufgereizt, und die Juden wurden 
ſchließlich im Ghetto wie in einer Feſtung belagert. Die 
Zuſtände beſſerten ſich erſt, als verſchiedene Großmächte 
Kriegsſchiffe nach Corfu entfandten, um Leben und Eigen⸗ 
thum ihrer Staatsangehörigen zu ſchützen. 

Wegen der damals gegen die Juden begangenen Exceſſe 
fanden im Jauuar 1892 mehrere Gerichtsverhandlungen 
vor dem Schwurgericht von Patras ſtatt, in denen die An⸗ 
geklagten zu zwölf bis fünfzehn Jahren Kerker verurtheilt 
wurden. In dieſen Verhandlungen wurde vom corfiotiſchen 
Unterſuchungsrichter Farſi, dem Staatsanwalt Apoſtolides 
und dem corfiotiſchen Polizei⸗Inſpector Maritza feſtgeſtellt, 
daß die Ermordete in der That Jüdin geweſen iſt. 

Dies geht auch aus einer ausführlichen Beſcheinigung 
der katholiſchen Schweſter Marte Laetitia hervor (ſ. Strack 
S. 153). 


Der franzöſiſche Conſul zu Corfu gez. A. Dauloux be⸗ 
ſcheinigte die Copie dieſes Zeugniſſes. Dieſes iſt deshalb von 
beſonderem Werth, weil angeblich gerade die Ordens⸗ 
ſchweſtern wiſſen ſollten, daß die Ermordete Chriſtin war. 

Auch die Lügen der Antiſemiten hatten kein Glück. 
Angeblich ſollte Sarda die Ermordete in Gemeinſchaft mit 
dem Synagogendiener Naxon und dem Todtengräber Ephraim 
getötet haben — der Schutzmann Charalampis und der 
Polizeibkamte Sarkopolo ſollten Belaſtendes geſehen haben. 
Es ſteht aber feſt, daß dieſe angeblichen Zeugen gar nicht 
exiſtiren (vergl. die Atteſte des Präfecten von Corfu in der 
Broſchüre „Corfu““ von Dr. Horowitz S. 14). Auch ein 
Bericht der „Staatsbürgerzeitung“ — angeblich herrührend 


von einem griechiſchen Deputirten Zerros — erwies ſich 


als Schwindel. Der Deputirte G. Zervos erklärte, daß es 
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* 
einen Deputirten Zerros nicht gebe, daß er in der griechiſchen 
Kammer der einzige Abgeordnete ſei, der einen ähnlichen 
en trage, und daß er einen ſolchen Bericht nicht verfaßt 
abe. — f 


7. Xanten. 


Thatbeſtand. Am 29. Juni 1891, Abends zwiſchen 
6—!/27 Uhr, wurde in Kanten am Rhein der fünfjährige 
Knabe Johann Hegemann ermordet vorgefunden. Eine 
Dienſtmagd entdeckte den Leichnam des Kindes in der Scheune 
des Kaufmanns Küppers in Kanten. Die von der Magd 
a Leute ſtellten feſt, daß der Hals des Knaben 

is zum Rückenwirbel durchſchnitten war. Als der Xantener 
Arzt, Dr. Steiner, hinzukam, ſchien es ihm, als ob das 
wenige Blut, das er ſah, einer „Nachblutung“ zuzuſchreiben 
ſei und ſchloß daraus, daß Fundort und Thatort nicht zu⸗ 
jammenfielen. Die mediciniſchen Sachverſtändigen ſtellten 
feſt, daß der Mord ungefähr ſechs Stunden vor der Auf⸗ 
findung der Leiche ſtattgefunden haben mußte. 

Verdachtsmomente. Bald lenkte ſich der Verdacht auf 
den jüdiſchen Schlächtermeiſter Buſchhoff, weil ein paar 
Kinder und auch Erwachſene geſehen haben wollten, daß 
der kleine Hegemann von der Frau und der Tochter des 
jüdiſchen Schlächtermeiſters Buſchhoff in die Scheune ge⸗ 
zogen worden ſei Andere behaupteten, dieſer habe den 
Knaben am Vormittage des 29. Juni in ſeinem Schlacht⸗ 
haus gezüchtigt, weil er ihm mehrere Grabſteine beſchädigt 
hätt 


e. 

Exceſſe und ihre Folgen. In Folge der Gerüchte, 
die in kanten über Buſchhoff umliefen, wuchs die Erregung 
der Einwohnerſchaft derart, daß ſie ſich in Exceſſen Luft 
machte. Es kam ſo weit, daß Buſchhoff einige Tage nach 
dem Morde zum Bürgermeiſter Schleß mit dem Erſuchen 
herantrat, ihn zu verhaften, um vor Verfolgungen ſicher 
zu ſein. Das Beſitzthum Buſchhoffs wurde demolirt und 
und ſolche Exceſſe gegen Juden verübt, daß am 4. Sep⸗ 
tember 1891 9 Perſonen wegen groben Unfugs, Be⸗ 
ſchimpfung ꝛc. vom Schöffengericht zu Geldſtrafen verurtheilt 
werden mußten. Da wandte ſich im September die jüdiſche 
Gemeinde zu Tanten an den Miniſter des Innern mit der 
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Bitte, auf wre Koſten einen tüchtigen Criminalbeamten be⸗ 
hufs Entdeckung des wirklichen Mörders zu entſenden. Sie 
wollten die Koſten bereitwillig tragen. Der Miniſter 
entſprach ſofort der Bitte der bedrängten Juden und ſandte 
den Berliner Criminal⸗Commiſſarius Wolff (2. October) 
nach Kanten Nach einem Aufenthalt deſſelben von mehr 
als einer Woche wurde Buſchhoff nebſt Fran und Tochter 
am 14. October 1891 verhaftet, weil ſie ihm der Thäter⸗ 
ſchaft verdächtig erſchienen. Aber eine genauere Unter⸗ 
ſuchung der einzelnen Verdachtsmomente ergab die Grund⸗ 
loſigkeit des Verdachtes, und Buſchhoff wurde mit ſeiner 
Familie am 24. December 1891 aus der Haft entlaſſen. 

Unmittelbar nach der Ermordung des Knaben Hegemann 
wurden in Kanten und Umgebung antiſemitiſche Flugblätter 
verbreitet, worin die Juden als die Mörder hingeſtellt 
wurden, u. A auch die gleiche bildliche Darſtellung des 
„rituellen Mordes“, wie in den ſ. Z. in Corfu verbreiteten 
Flugblättern. Die antiſemitiſchen Zeitungen behandelten 
fortge ſetzt dieſen neueſten Fall, deſſen Motive nach ihrer 
Meinung nur „rituelle“ ſein konnten. Für ſie war Buſchhoff 
unzweifelhaft der Thäter Ein Schrei der Entrüſtung ging 
daher durch die antiſemitiſche Preſſe, als Buſchhoff aus der 
Haft entlaſſen wurde Die Juſtiz wurde heftig angegriffen, 
beſonders in öffentlichen Verſammlungen. In Berlin, Leipzig, 
Halle, Hamburg, Göttingen und anderswo wurden in 
Verſammlungen Reſolutionen angenommen, welche den 

Juſtizminiſter zu erneutem Einſchreiten gegen Buſchhoff ver⸗ 
anlaſſen ſollten. 

Am 8. Febr. 1899 wurde Buſchhoff zum zweiten Male 
in Köln verhaftet, weil Kreisphyſicus Bauer in einem der 
Buſchhoffſchen Meſſer mit der Lupe eine Scharte entdeckt 
hatte, welche vielleicht die Riſſe im Kleidchen des toten 
Kindes hervorgebracht haben könnte. 

Der Proceß. Am 8. April 1892 wurde die nunmehr 
durch den Landgerichtsrath Birck geführte Vorunterſuchung 
geſchloſſen, vom 4. bis 14. Juli 1892 fand die Verhandlung 
vor dem Schwurgericht zu Cleve ſtatt. Vorſitzender war 
Landgerichtsdirektor Kluth. Die öffentliche Anklagebehörde 
vertraten der Oberſtaatsanwalt Hamm (Köln) und der Erſte 
Staatsanwalt am Landgericht Baumgard zu Cleve. Die 
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Vertheidigung führten die Rechtsanwälte Fleiſchhauer 
(Cleve), Gammersbach (Köln) und Stapper (Düſſeldorf). 
Die zehntägigen Verhandlungen endigten mit der Frei⸗ 
5 und ſofortigen Haftentlaſſung Buſch⸗ 
offs. a 
Auch die Vertreter der Anklagebehörde, die Staats⸗ 
anwälte, waren von der Unſchuld Buſchhoffs völlig über: 
zeugt. So ſagte der Oberſtaatsanwalt Hamm in ſeinem 
Plaidoyer: 

„Ich komme zu dem Schluſſe: es iſt bewieſen, daß 
Buſchhoff die That nicht begangen haben kann, und die 
Staatsanwaltſchaft muß zu dem Antrage kommen, das 
Nichtſchuldig gegen den Angeklagten zu beantragen.“ 

And der Staatsanwalt Baumgard ſchloß ſich dem mit 
den Worten an: 

„Ich muß bemerken, daß mir in meiner langen 
eriminaliſtiſchen Thätigkeit noch kein Fall vorgekommen, 
in dem ein fo klarer zufammenhängender Beweis ge- 
führt worden iſt, daß der Angeklagte die That nicht 
begangen haben kann, wie in dieſem Falle.““ 

Die Beweisaufnahme hatte folgende Reſultate ergeben: 

Die mediziniſchen Sachverſtändigen, Profeſſoren der Bonner 
Univerſität, hatten ausgeſagt, daß es nicht möglich ſei, an⸗ 
zugeben, mit welchem Inſtrumente die Durchſchneidung des 
Halſes und die Beſchädigung des Kleides vollführt ſei. 
Der Fundort ſei der Ort der That, es ſei an Ort und 
Stelle ſoviel Blut im Stroh und auf dem Boden 
vorgefunden, als nach der Art der Verletzung vor⸗ 
handen ſein mußte. Auch Dr. Steiner, der, wie bemerkt, 
zuerſt ein abweichendes Gutachten erſtattet hatte, ſchloß ſich 
am ſechſten Verhandlungstage dieſem Gutachten an. Damit 
war aber — gleichgültig, wer der Mörder war — „die 
Blutbeſchuldigung“ widerlegt. Wenn ein Inde der Mörder 
war, handelte es fi um einen gewöhnlichen Mord, Die 
Verhandlung hat aber auch jedenfalls ergeben, daß Buſch⸗ 
hoff der Mörder nicht war. Daß die Volksſtimme 
gerade ihn aber als Mörder bezeichnete, hat folgende 
Gründe: j 
In der Bevölkerung war vorher, anläßlich des 
„Falles“ von Corfu, viel von „Ritualmorden“ der Juden 
die Rede geweſen. Wie der Zeuge Junkermann, der 
ZA 
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wiederholt unrichtige Angaben als Zeuge machte, zwar 
beſtritt, aber der Bürgermeiſter Schleß bekundete, hat 
Junkermann am Tage nach dem Morde zu ihm (Schleß) 
geſagt: „Ich kenne den Mörder, das iſt niemand anders 
als der Jude Buſchhoff. Die Juden brauchen Chriſten⸗ 
blut“. — Die Volksſtimmung, daß ein Ritualmord vor⸗ 
liegen fünne, wurde durch das Steiner'ſche Gutachten 
gekräftigt, daß Blut fehle, — ein Gutachten, daß er 
ſpäter ja allerdings ſelbſt für irrthümlich erklärt hat. 
Hatten es aber „die Juden“ gethan, ſo mußte es 
natürlich der Schächter geweſen ſein, — alſo Buſchhoff. 
Sonſt lag gegen Buſchhoff, der mit allen Leuten in Frieden 
lebte und allſeitig, auch von den Belaſtungszeugen, als 
ein gutmüthiger und ehrlicher Menſch geſchildert wird, 
nichts vor. 


8. Polua. 


Am 1. April 1899 wurde im Walde Brezina zwiſchen 
Polna und Klein⸗Weznitz die Leiche der ſeit dem Abend des 
29. März, Mittwoch, vermißten 19 jährigen Näherin Agnes 
Hruza aus Klein⸗Weznitz gefunden. Der Verdacht, den 
Mord begangen zu haben, fiel auf den 23jährigen Iſraeliten 
Leopold Hilsner, der ſich oft in genanntem Walde umher⸗ 
getrieben hatte. Wüſte Exceſſe gegen die Juden in ganz 
Böhmen folgten. Am 12. September kam die Angelegenheit 
zor dem Kreisgericht Kuttenberg zur Verhandlung. Am 
fünften Tage, 16. September, antworteten die Geſchworenen 
mit 11 Stimmen „Nein“ auf die erſte ihnen vorgelegte 
Frage „Iſt Hi. ſchuldig, im Verein mit Anderen den 
Meuchelmord an der Hruza vollführt zu haben?“ Dagegen 
wurde mit allen zwölf Stimmen bejaht die zweite Frage: 
„Iſt Hilsner mitſchuldig am Morde!“ Der Gerichtshof 
erkannte infolgedeſſen auf Verurtheilung Hilsners zum Tode 
durch den Strang. 0 

Daß Hi. ein arbeitsſcheuer Menſch, der mit der Wahr⸗ 
heit nicht auf gutem Fuße ſteht, iſt allgemein anerkannt. 
Er wies das Anerbieten zurück, daß am Verſöhnungstage 
(10. Thiſchri = 14. September), d. i. an einem Tage, den 
auch ſolche Juden, die ſich faſt gar nicht mehr um ihre 
Religion kümmern, heilig halten, die Verhandlung ausgeſetzt 
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würde. Und nach feiner Verurtheilung hat er es fertig 
gebracht, zwei Unſchuldige, Joſua Erbmann und Salomo 
Waſſermann, als Mitthäter anzuzeigen. Beide wurden bald 
gefunden und verhaftet, mußten aber nach kurzer Zeit, da 
ſie ihr Alibi vollkommen glaubhaft nachweiſen konnten, ent⸗ 


laſſen werden. Hilsner erklärte bei der Zurücknahme ſeines 


„Geſtändniſſes“, daß er durch die Mittheilung, es werde 
ſchon der Galgen für ihn errichtet, trotz ſeiner Unſchuld in 
entſetzliche Angſt gerathen und zur Erlangung eines Auf⸗ 
ſchubs die falſche Mittheilungen gemacht habe. 

Das Unſympathiſche der Perſönlichkeit aber darf 
nicht verleiten, Hi. ohne zwingenden Beweis für den 
Mörder oder Mitmörder zu erklären. Noch weniger darf 
ohne zwingenden Beweis „Ritualmord“ behauptet werden. 
Und doch hat dieſe Behauptung, freilich in verhüllenden 
Worten, der Staatsanwalt Schneider⸗Swoboda auf⸗ 
geſtellt, beſonders in den Sätzen: „Das Moment, welches 
dieſen Mord intereſſant macht, kennt Jeder, und ich brauche 
es nicht zu wiederholen ... Der Thäter wollte die Hruza 
durch die Hiebe auf den Kopf eben nur betäuben, und erſt 
der charakteriſtiſche Schnitt am Halſe war die tödliche 
Wunde.“ Und der die „Antiſemiten“ vertretende Rechts⸗ 
anwalt Dr. Baxa hat, nachdem er Rachſucht, Eiferſucht, 
Sinnenluſt als ausgeſchloſſen bezeichnet hatte, gar geſagt 
(„Neue Freie Preſſe“ 17. Sept. 1899 Nr. 12597): 

„Aber wir verlangen zu wiſſen, warum Agnes Hruza ermordet 
wurde! (Stürmiſche Viborne⸗Rufe im Auditorium). Der Körper 
der Ermordeten ſpricht, warum fie ermordet wurde. ... Bis jetzt 
kannten wir die verſchiedenſten Motive des Mordes, ſelbſt den po⸗ 
litiſchen Mord; aber dieſes Motiv, wie es hier vorliegt, iſt bis 
jetzt leider noch nicht von jedermann geglaubt worden. Die A. H. 
würde nur aus dem Grunde ermordet, weil eine Chriſtenjungfrau 
gemordet werden mußte. .. Die oberſten Kreiſe des Staates 
werden ſich darum kümmern müſſen, daß eine Geſellſchaft von 
Menſchen unter uns iſt, die unſre chriſtlichen Mitmenſchen nur 
mordet, um unſer Blut zu erlangen. Gegen dieſe Klaſſe von 
Menſchen, welche unſer Blut will, welche das Blut von chriſtlichen 
Mädchen braucht, muß von Seite des Staates aufgetreten werden; 
das iſt eine unabwendbare Pflicht, ob es nun eine Sekte dieſes 

Volkes iſt oder die ganze Raſſe. .. Ganz gewiß war in jener Sy⸗ 
nagoge wo die blutbefleckte Hofe gefunden wurde, ſchon früher alles 
zum Morde vorbereitet; dort wurde dann der eigentliche Beweis 
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für die erfolgte Mordthat, die graue, blutbefleckte Hofe, aufge 
hoben. Dieſe Synagoge iſt der Ausgangspunkt und auch der 
Endpunkt des Mordes von Polna. Es wurde kein Blut gefunden. 
Das jagt alles ... Dieſer Mörder brauchte das Blut. Deshalb 
wurde — nach dem Urtheil der Sachverſtändigen — das Blut 
nicht gefunden (Anhaltende Bewegung).“ Und hernach hat 
er gejagt: wenn der Vertheidiger Beweiſe gegen den Ritualmord 
habe, „ſo habe ich Beweiſe dafür. Vielleicht kennt der Vertheidiger 
das Buch des Rabbiners Eleaſar, vielleicht auch das des Rabbiners 
Mendel“) (Staatsbürger Ztg., Berlin, 19. Sept. 1899, Nr. 483). 

Der böhmiſche Prof. Th. G. Maſaryk verlangt in 
einer Broſchüre („Die Nothwendigkeit der Reviſion des 
Polnaer Proceſſes“ Wien 1899) die Aufhebung des Urtheils. 
Er führte aus, der Leſer werde ſich überzeugen, daß der 
ganze Polnger Proceß ſich unter antiſemitiſchem Hochdruck 
und dem Wahnglanben an Ritualmorde abgeſpielt habe. 
Auch die Wiener „Juriſtiſchen Blätter“ (Sept. 1899) erklärten 
eine neue Verhandlung für nothwendig: 

„Er wurde ohne Beweiſe angeklagt und ohne Beweiſe ver⸗ 
urtheilt, und das iſt für den Inriſten ein Juſtizmord ... Ein 
wichtiges Gegenindiz, daß der Thäter allein nicht im Stande ge⸗ 
weſen wäre, das kräftige Mädchen zu überwältigen, führte zu der 
Anklage und Verurtheilung wegen Mitſchuld, ohne daß greifbare 
Anhaltspunkte für Mitthäter gegeben waren.“ 

In der That beſchloß der Oberſte Gerichtshof „die 
Sache im Anklageſtadium behufs wiederholter Prüfung 
der Unterſuchungs⸗Ergebniſſe durch neue Geſchworene zu 
neuerlicher Verhandlung und Entſcheidung in die nächſte 
Schwurgerichtsſitzung des k. k. Kreisgerichts in Piſek, die 
Nichtigkeits⸗Beſchwerde des Angeklagten aber auf dieſe Ent⸗ 
ſcheidung zu verweiſen.“ * 

Auf Grund des Gutachtens der Prager mediziniſchen 
Facultät erklärte das Urtheil des Oberſten Gerichtshofs 
wörtlich: 

„Die Anklageſchrift conſtatirt nur, geſtützt wiederum auf das 
Gutachten der Polnaer Gerichtsärzte, daß die Leiche der Agnes 


1) Hierzu bemerkt Prof. Strack (a. a. O. S. 169 ff): „Die 
Nennung des Rabbi Mendel beruht auf einer groben Fälſchung 
A. Rohling's, wie ich ſchon im Auguſt 1883 in einem Briefe 
an Prof. W. Bacher⸗Budapeſt (ſ. Jüdiſches Litteratur⸗Blatt, 
Magdeburg 1893, Nr. 34) dargethan habe. Vgl. auch J. Kopp, 

Zur Judenfrage 35—37 und J. Bloch. Acten I, 157160“. f 
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Hruza beinahe ganz ausgeblutet erſchien, die auf dem That⸗ 
orte aber vorgefundene Blutmenge aber jenem Quantum nicht ent⸗ 
ſprach, daß bei der conſtatirten Todesart vorauszuſetzen war. 
Kann auch hierin ein Ausſpruch über das der That zu Grunde 
liegende Motiv überhaupt nicht erkannt werden, ſo iſt doch dem 
nunmehr vorliegenden Facultätsgutachten zufolge Blutentziehung 
zum Zwecke irgend einer beſtimmten Verwendung des Blutes als 
Thatmotiv ſchlechthin auszuſchließen. Ueberzeugend weiſt das 
Facultätsgutachten nach daß die dem Körper der Er⸗ 
mordeten entſprechende Blutmenge, in deren blutdurchtränkter 
Gewändern, den vom Blute förmlich zuſammengebackenen (spencene) 
Haaren, in der auf dem Thatorte conſtatirten Blutlache und den 
Reſt im Körper der Agnes Hruza ſelbſt gefunden wurde. Das 
Motiv der That aber verweiſt es in die ſexuelle Sphäre.“ 
Der Oberſte Gerichtshof erklärte ferner: „Es ſteht doch 
ſo viel feſt, daß den Geſchworenen das Beweismaterial, ſo 
weit es gerichtsärztlicher Wahrnehmung und Begutachtung 
unterlag, vielfach in ſchiefer Beleuchtung vorgeführt 
wurde! Die Unterſuchungs⸗Ergebniſſe, ergänzt durch das 


Facultätsgutachten, den Geſchworenen in der dem heutigen 


Stande ärztlicher Wiſſenſchaft entſprechenden Beleuchtung 
vorzuführen, wird die Aufgabe der neuerlichen Verhandlung 
ſein.“ + 

9. Konitz. 
Seit Sonntag, den 11. März 1900 war der 18½jährige 
Gymnaſiaſt Eruſt Winter in Konitz verſchwunden. Man 


vermuthete, daß der Jüngling im nahen Mönchſee einge⸗ 
brochen und ertrunken wäre. An der ſog. Spule im nörd⸗ 


lichen Winkel des Sees fand man am 14. März ein Packet 
in Packleinwand, das den Rumpf des ermordeten Winter 
enthielt. Weitere Leichenteile fanden ſich ohne Umhüllung 


im Waſſer vor; am 15. März fand man den rechten Arm auf 


dem evangeliſchen Friedhof, am 15. April entdeckten ſpielende 
Knaben in einem Graben an den Wieſen den Kopf Winters. 
Nach dem ärztlichen Gutachten des Kreisphyſikus Dr. Müller 


und des prakt, Arztes Dr. Bleske vom 29. Juni 1900 iſt 


die Ermordung zwiſchen 3 und 4 Uhr und bis ſpäteſtens 
halb 5 Uhr Nachmittags erfolgt. 


Weil die Synagoge am Mönchſee liegt, ſchrieb bereits 1 


am 17. März 1960 (Nr. 128) die Berliner „Staatsb.⸗ 
Ztg“ die verfänglichen Worte: „Der Fundort iſt neben der 
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Synagoge, im Mönchſee hier wird allerlei geſprochen 
und die Erinnerung an die Skurezer Mordaffaire, die große 
Aehnlichkeit mit dieſer hat, wird wieder lebendig“ Am 
19. März (Nr. 131) ſchrieb daſſelbe Blatt: „Man ver⸗ 
muthet einen Ritualmord“. 

Schrankenlos und ſkrupellos griff jetzt die antiſemitiſche 
Preſſe, allen voran die „Staatsb.⸗Ztg.“ mit den Herren 
Wilhelm Bruhn und Paul Werner an der Spitze in 
die Aufregung der Bevölkerung ein. Die „Staatsb.⸗Ztg.“ 
wurde in faſt allen Dörfern Oſt⸗ und Weſtpreußens vertheilt, 
antiſemitiſche Flugblätter folgten, antiſemitiſche Agitatoren 
und ein richtiger antiſemitiſcher Nebenunterſuchungs⸗Aus⸗ 
ſchuß ſtachelten die Erregung des Landvolks maßlos auf. 
Antiſemitiſche Oberlehrer in Konitz halfen hierbei mit. Es 
kam zur offenen Empörung in 1 Bütow, Stolp!), 
Tuchel, Baldenburg, Prechlau, Hammerſtein, Czersk, Vauds⸗ 
burg, Bruß, Pr. Friedland, Kamin, Mrotſchen, Rummelsburg. 

Der Fall Konitz und ſeine Unruhen veranlaßten Herrn 
v. Hertzberg⸗Lottin, im Herrenhauſe an die Regierung 
wegen der fog. Ritualmorde zu interpelliren. In der Inter⸗ 
pellation hieß es: 

„Welche Schritte gedenkt die königliche Staatsregierung zu 
thun, um weiten Kreiſen der chriſtlichen Bevölkerung die Gewißheit 
zu verſchaffen, daß die in den letzten Jahren vorgekommenen un⸗ 
aufgeklärten Morde an chriſtlichen Jünglingen und Jungfrauen 
nicht von den Juden begangene ſogenannte Ritual⸗ 
morde ſind?“ 

Die Regierung ſollte alſo den ſeltſamen Nachweis 
führen, daß die unaufgeklärten Morde „nicht von den Juden 
begangene Ritualmorde ſind “!! £ 


1) Die Krawalle in Bütow (30, Mai 1900) und Stolp (21. 
und 22. Mai 1900) haben zu ſchweren Verurtheilungen geführt 
(9.—12. Juli). Man kann die ſcharfen Strafen (4 Monate Ge: 
fängniß bis 3 Jahre Zuchthaus), welche über 20 Stolper Arbeiter 
unglücklich gemacht haben, uur beklagen. Man hat Leute gefaßt, 
die mit Steinen geworfen haben, aber diejenigen, die ihnen die 
Steine in die Hand gegeben haben — die antiſemitiſchen Agitatoren 
und Aufwiegler — hat man nicht gefaßt. Dieſe Leute haben die 
Strafe eigentlich verdient. 
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Nicht unvernünftig antwortete das ankiſemitiſche 
„Deutſche Blatt“ (28. April 1900) unter Berückſichtigung 
einer gräßlichen Blutthat einer chriſtlichen Secte in Holland: 

„Und noch einmal, wenn es möglich iſt, daß ein deutſcher 
Chriſt aus Aberglauben ein Verbrechen begeht, warum in aller 
Welt ſoll es dann ſo ganz und gar unmöglich ſein, daß ein in 
Deutſchland lebender Jude ein ſolches Verbrechen begeht?! Wenn 
alſo Jemand an das Vorkommen jüdiſcher Blutmorde glaubt, ſo 
thut er nichts Anderes, als daß er Aus wüchſe. die ſich leider bei 
allen Religionen finden, auch bei der jüdiſchen Religion nicht für 
ausgeſchloſſen hält. 0 

Die Interpellation des Abg. von Hertzberg⸗Lottin im 
preußiſchen Herrenhauſe wurde jedoch bis auf Weiteres 
nicht eingebracht, weil die erforderliche Zahl von Unter⸗ 
ſchriften (20) nicht aufzutreiben war. 

Der Verdacht der Thäterſchaft richtete ſich gegen zwei 
Männer, einen Juden namens IJsraelski und gegen den 
chriſtlichen Schlächtermeiſter Hoffmann. 

1. Im Anſchluß an den Fund des Kopfes erfolgte die 
Verhaftung des Handelsmannes Israelski. Dieſer, ein 
übel beleumundetes Subject, das auf der Trunkenboldliſte 
ſteht, wurde durch die Ausſagen des Gerichtsdieners Fiedler 
in Konitz belaſtet, der angegeben haben ſoll, er habe den 
Betreffenden mit einem Sack, in dem etwas rundes, kumſt⸗ 
kopfähnliches war, am Charfreitag aus der Stadt gehen und 
nach einiger Zeit mit beſchmutzten Stiefeln wieder zurück⸗ 
kommen ſehen. Israelski iſt z. Zt. (Ende Auguſt 1900) noch 
in Unterſuchungshaft. 

2. Am 28. Mai 1900 erfolgte die Siſtirung Hoffmanns, 
weil der Verdacht beſtand, er habe Winter, der mit ſeiner 
Tochter verkehrt hatten), ertappt und aus Rache getötet. 


1) Die „Berl. N. Nachr.“ ſchrieben, als zu Tage trat, daß 
Winter mit einer ganzen Anzahl Perſonen weiblichen Geſchlechts 
intime Beziehungen unterhalten hatte, am 7. Juni: „So ſehr 
das Schickſal des Gymnaſiaſten Winter zu bedauern iſt und ſo 
fluchwürdig das Verbrechen iſt, dem er erlag, ſo iſt es doch ledig⸗ 
lich ſein Lebenswandel geweſen, der ihn dieſem Ver⸗ 
hängniß entgegengeführt hat, und da erſcheint die Be⸗ 
theiligung des geſammten Gymnaſiums an ſeiner Beerdigung weder 
vom pädagogiſchen noch vom allgemein ſittlichen Standpunkt aus 
gerechtfertigt.“ 
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Dieſe Siſtirung hatte ſchwere Ausschreitungen der Konitzer 
Bevölkerung zur Folge. Militär aus Graudenz rückte am 
30. Mai ein und verließ die Stadt am 3. Juni. Am 
7. Juni wurde die Vorunterſuchung gegen Hoffmann wegen 
Verdachts des Totſchlags eingeleitet. Das ſteigerte die Auf⸗ 
regung der Bevölkerung ins Ungeheuerliche. Die Synagoge 
wurde demolirt. Am 9. und 10. Juni rückte das ganze 
1. Bataillon des 14. Infanterie⸗Regiments aus Graudenz 
auf Befehl des Kaiſers auf unbeſtimmte Zeit nach Konitz ein. 

Durch Beſchluß vom 19. Juli 1900 wurde „der An⸗ 
geſchuldigte, Fleiſchermeiſter Guſtav Hoffmann auf Antrag 
der Königlichen Staatsanwaltſchaft wegen der Beſchuldigung, 
am 11. März 1900 zu Konitz vorſätzlich, jedoch nicht mit 
Ueberlegung, den Gymnaſiaſten Ernſt Winter getödtet zu 
haben, Verbrechen gegen 8 212 des St. G. B. aus dem 
thatſächlichen Grunde mangelnden Beweiſes außer Ver⸗ 
folgung geſetzt.“ 

Am 11. Juni 1900 veröffentlicht die Regierung in der 
„Nordd. Allg. Ztg.“ folgendes Expoſs: 

„. .. Die betheiligten Behörden find ihrer Pflicht gemäß von An: 
beginn mit dem größten Eifer und Nachdruck unter fortgeſetzter 
Kontrole der Aufſichtsinſtanzen bemüht geweſen, jede Spur zu ver⸗ 
folgen und den Schuldigen zu ermitteln, welchem Stande und 
welchem religiöſen Bekenntniſſe er angehören, und welches auch das 
Motiv der That geweſen ſein möge. Es muß daher mit Ent⸗ 
ſchiedenheit der Vorwurf zurückgewieſen werden, daß die betheiligten 
Beamten voreingenommen und von dem Wunſche geleitet geweſen 
ſeien, gewiſſe Bevölkerungsklaſſen zu ſchonen. „Vielmehr iſt jedem 
Verdacht, gleichviel auf welchen Thäter und auf welches Motiv der 
gegangen worden. Statt aber die Behörden zu unterſtützen, welche 
objektiv und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen die Wahrheit zu er⸗ 
mitteln und den Schuldigen zur Strafe zu ziehen beſtrebt waren, 
hat ein erheblicher Theil der Bevölkerung ſich durch partei⸗ 
politiſche Agitation und durch eine ſkrupelloſe Thätigkeit 
gewiſſer Preßorgane in den Bann beſtimmter Vorſtellungen 
zwingen laſſen. Infolge dieſer Beeinfluſſung, die durch Verbreitung 
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zahlreicher unwahren Behauptungen über die Ergebniſſe der Unter⸗ 


ſuchung gefördert wurde, hat ſich in weiten Kreiſen die Ueber⸗ 


zeugung feſtgeſetzt, daß es ſich bei dieſem Verbrechen um einen 
jüdiſchen Ritualmord handele, obwohl die bisherigen, auch nach 
dieſer Richtung mit allem Ernſt angeſtellten Ermittelungen nichts 
ergeben haben, was eine ſolche Annahme — ſelbſt bei Voraus- 
ſetzung der Möglichkeit von Ritualmorden — rechtfertigen könnte. 
Jene Annahme ſtützt ſich hauptſächlich auf die Thatſache der Blut⸗ 
leere der aufgefundenen Leichentheile. Dieſe Blutleere findet aber 
nach dem Ergebniß der Unterſuchung eine durchaus einfache Er⸗ 
klärung. Der Ermordete hat, nach dem Urtheil der Sad). 
verſtändigen, einen Meſſerſtich in den Hals erhalten⸗ 
Dieſer Stich hat die großen Schlagadern durchſchnitten, wodurch 
das völlige Ausſtrömen des Blutes in kurzer Zeit bewirkt wurde. 
Es kommt hinzu, daß die aufgefundenen Rumpftheile längere Zeit 
im Waſſer gelegen haben, wodurch der noch etwa vorhandene Reſt 
von Blut herausgezogen ſein mag. Die Zerſtückelung des Leich⸗ 
nams und die Fortſchaſfung der einzelnen Körpertheile iſt — jo 
muß nach den bisherigen Ermittelungen angenommen werden — 
erſt ſpäter erfolgt, um die Spuren des Verbrechens leichter zu ver⸗ 
wiſchen oder von dem Thäter abzulenken ....“ 
Der Fall Konitz. deſſen Begleiterſcheinungen den Juden⸗ 
aß ſo grell und grundlos haben aufflammen laſſen, legt 
allen die Pflicht auf, in aufklärender Weiſe dafür zu ſorgen, 
daß das Volk die Blutbeſchuldigung als Märchen erkennt. 
Jusbeſondere werden die Behörden aus dem Fall Konitz die 
Erkenntuiß gewinnen müſſen, daß der Antiſemitismus durch 


ſeine ſtaatsgefährliche Propaganda zu jenen deſtruktiven⸗ 


Elementen des öffentlichen Lebens gehört, die eine nach⸗ 
ſichtsloſe Zurückweiſung verlangen. f 


10. Der Fall Bernſtein. 


Ueber dieſen Fall, der von der antiſemitiſchen Preſſe 
immer wieder gegen die Juden ausgenutzt wird, laſſen wir 
hier das Werk Profeſſor Stracks (S. 102 f.) ſprechen: „Der 
jüdiſche Rabbinatskandidat Max Bernſtein in Breslau war 
am 21. Februar 1889 wegen vorſätzlicher Körperverletzung 
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serurtheilt worden, weil er einem chriſtlichen Knaben, Severin 
Hacke, eine leichte Ritzung!) an der Haut des Gliedes zu⸗ 
gefügt hatte, wobei einige Tropfen Bluts hervorgekommen 
waren. Der Umſtand, daß B. dies Blut ſofott von zwei 
Stückchen Löſchpapier hatte aufſaugen laſſen, war mir von 
Anfang an ein zwingender Beweis dafür, daß das „Chriſten⸗ 
blut“ keinem von der jüdiſchen Religion gebotenen oder auch 
nur geſtatteten Zwecke dienen ſollte, daß vielmehr ein Fall 
von Blutaberglauben vorlag. Dieſe Ueberzeugung wurde 
durch die amtliche Publikation über den Fall glänzend be⸗ 
ſtätigt. Die Vierteljahrsſchrift für gerichtliche 
Medizin 1891, 207 235, brachte das auf den Fall B. 
bezügliche Superarbitrium der Königl. wiſſenſch aftlichen 
Deputation für das Medizinalweſen vom 5. No⸗ 
vember 1890. Eine dort abgedruckte, von B. ſelbſt verfaßte 


Biographie ſagt nun, daß B., von Gewiſſensbiſſen wegen 


Nichterfüllung des Ceremonialgeſetzes gepeinigt, vorher an 
zwei jüdiſchen Knaben durch eine ganz ähnliche Ritzung 
die bei ihnen gar nicht, bezw. ungeſetzlich vollzogene Be⸗ 
ſchneidung zu erjegen verſucht hat, um durch ſolches frei⸗ 
williges Thun Gotte ſeine Buße zu bekunden. 

Die Königl. wiſſenſchaftliche Deputation für das Medi⸗ 
zinalweſen, bezw. das von ihr gebilligte Gutachten des zuerſt 
befragten gerichtlichen Sachverſtändigen, Profeſſor Dr. Leſſer 
in Breslau, giebt Antwort auf die Frage, ob ſolcher Aber⸗ 
glaube bei einem Manne von der Bildung Bis mit geiſtiger 
Ungeſtörtheit vereinbar fei. S. 210: „Nicht allein die Ver⸗ 
wandtſchaft der Mutter, ſondern auch die des Vaters [war] in 
Bezug auf das Ceutralnervenſyſtem nicht intakt“: nicht 
weniger als ſieben Verwandte B. “s, theils von mütterlicher, 
theils von väterlicher Seite waren in Irrſinn geſtorben 
oder lebten noch in geiſtesgeſtörtem Zuſtande. Auf Grund 
eigner Beobachtung Bis in der Charité zu Berlin kommt 
die Deputation zu dem Schluſſe, 234 f: „1. daß B. geiſtes⸗ 
krank iſt und an religiöſer Verrücktheit, Paranoia 
chronica religiosa, leidet; 2. daß er die ihm zur Laſt ge⸗ 
legten Thaten der Körperverletzung in einem Zuſtand krank⸗ 

) Unrichtig iſt die mehrfach ausgeſprochene Behauptung, es 
habe „wiederholte Blutabzapfung“ ſtattgefunden. ; j 
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hafter Störung ſeiner Geiſtesthätigkeit begangen hat, durch 
welche ſeine freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war.“ 


III. Die Flutbeſchuldigung und die Juſtizbehürden. 
Seit dem Falle Xanten Juni 1891 bis zum 1. Januar 


1900 haben die „Mittheilungen aus dem Verein zur 


Abwehr des Antiſemitismus“ 120 Blutbeſchuldigungen 
feſtſtellen können, die in etwa 10 Jahren in den Zeitungen 


gegen die Juden erhoben worden ſind. Dieſe gruppiren ſich 


wie folgt: 
40 Fälle = Gewöhnlicher Klatſch. 
17 „ = HBeitweiliges Verſchwinden von Perſonen. 
33. „ Verleumdungen. 
Sa. 90 Fälle, in denen ein Thatbeſtand überhaupt nicht 
vorlag. 


14 Fälle = Morde, deren Thäter nicht ermittelt 
wurden, Verſchwundene ec. 
9 „ = Morde, durch Chriſten verübt. 
4 Verunglückte Perſonen und Selbſtmörder. 
Sa. 30 Fälle, bei denen die Möglichkeit eines Todesfalls 
oder Verbrechens nicht ausgeſchloſſen war. 


l 


Sa. 120 Fälle. 

Ungeſühnte Mordthaten wird es ſtets geben. In Deutſch⸗ 
land blieben (ſ. S. 443 dieſes Buches) 1890/92 etwa 100 
ungefühnt. Wenn unter den 30 „Blutmorden“ 2c., die man 
den Juden in der Zeit von 1891—1900 zuſchrieb, 16 ihre 
Aufklärung fanden, fo iſt das ein günſtiger Zufall, wenn 
man bedenkt, daß der größte Theil dieſer Mordthaten in 
Ländern begangen worden iſt, deren Halbkultur nicht die 


exacte Kriminalpolizei und Juſtiz beſitzt, wie etwa Deutſchland. 


Trotzdem konnte Dr. Böckel's „Reichsherold“ (25. Sept. 


1894) ſchreiben: 


„Das Entdecken von Raubmorden und ähnlichen ſchweren 
Verbrechen dauert trotz des koloſſalen Apparates an Sicherheits⸗ 
beamten, über welche der Staat verfügt, oft unheimlich lange.“ 

Und das Blatt führt einen Fall an, wo der Mörder 
erſt nach 5 Jahren ergriffen worden iſt: 

„Wenn es 5 Jahre dauern kann, bis ein in Deutſchland 
weilender und gewiß mit Eifer geſuchter Verbrecher entdeckt wird, 
ſo muß das doch ſeine Urſachen haben.“ 
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Trotzdem verfuchen die Antiſemiten daraus Kapital gegen 
die Juden zu ſchlagen, daß einzelne Mord⸗Beſchuldigungen, 
die ſie gegen die Inden erhoben, ſeitens der Juſtizbehörden 
auf Grund genauer Unterſuchungen abgelehnt worden ſind. 
Die Fälle Skurcz, Xanten, Polna und Konitz find. erſchreckende 
Beiſpiele dafür, wie fanatiſch der Antiſemitismus die 
Staatsautorität untergräbt, nur um ſeine lichtfeindlichen 
Zwecke zu fördern. 

Im Jahre 1885, als der Antiſemitismus vergebliche 
Anſtrengungen machte, die in Skurcz verübte Ermordung 
eines Knaben zu einem „rituellen Mord“ zu verwerthen, 
ſchrieb der berühmte Rechtsgelehrte Franz von Holtzen⸗ 
dorff an Dr. L. Fuld⸗Mainz ) er ſollte einmal den Einfluß 
des Aberglaubens auf die Glaubwürdigkeit des Gerichts⸗ 
zeugniſſes unterſuchen, denn die antiſemitiſche Agitation habe 
es glücklich wieder dahin gebracht, daß man vor denſelben 
Erſcheinungen ſtehe, wie ſie uns in den Akten der Hexen⸗ 
proceſſe entgegentreten. 

Unvergleichlich ſchlimmer waren die directen Angriffe 
auf die Juſtizbehörden anläßlich des Falles Tanten. Die 
„Kreuz⸗Zeitung“ vom 20. Januar 1892 ſchrieb: 

„Nebenbei aber trieben ſich hier (in Kanten), in Eleve 

und Mayen, unter anſcheinend amtlicher Maske, aber un⸗ 
zweifelhaft im Auftrage der Synagoge, allerlei Perſoner. 
umher, welche ebenfalls bei der Entgleiſung des Verfahrens 
mitgewirkt haben. Ueber dieſen Punkt und lber dieſen 
Verkehr des Rabbiners in Crefeld mit dem Oberſtaatsan⸗ 
walt in Ciln und anderen Perſonen in Cleve ſollen ge⸗ 
legentlich noch weitere Enthüllungen folgen.“ (Dr. P. Nathan, 
Kanten⸗Cleve, Berlin 1892. S. 8). 
In der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 9. Fe⸗ 
bruar 1892 legte der Abg. Rickert Proteſt dagegen ein, daß 
antiſemitiſche Volksverſammlungen ohne irgendwelche ge⸗ 
nauere Kenntniß der Thatſachen einen Druck auf die Juſtiz 
und den Juſtizminiſter auszuüben verſuchten: 

„Das darf nicht geduldet werden, daß Leute, die von der 

Sache nichts verſtehen, nach dem Vortrage eines antiſemitiſchen 
Hetzapoſteks ſich herausnehmen, abzuurtheilen über Handlungen 


7) f. „Geſellſchaft“ Dez. 1894. 


. 461 


von Richtern und Staatsanwälten während einer ſchwebenden 
Unterſuchung.“ 

Abg. Stöcker rügte es als ein „ganz unbegreiflihes 
Verſehen“, daß am 24. Juni das Verbrechen geſchehen, am 
4. Juli aber erſt der Thatort beſichtigt worden ſei. Juſtiz 
miniſter Dr. v. Schelling erwiderte darauf: „Es iſt nicht 
richtig, was der Herr Abg. Stöcker erwähnt, daß der That⸗ 
ort erſt am 4. Juli beſichtigt worden iſt; die Beſichtigung 
iſt alsbald nach der That, wie ich meine, am Tage darauf 
erfolgt.“ Und er fügte hinzu: „Es iſt vielfach die Mei⸗ 
nung entſtanden, es ſolle die Unterſuchung über: 
haupt unterdrückt werden. Es liegt ja auf der 
Hand, daß eine ſolche Meinung nur von Jemand 
gehegt werden kann, der die Geſetze überhaupt nicht 
kennt.“ 

Für die antiſemitiſche Hetzpreſſe war natürlich die Frei⸗ 
ſprechung Buſchhoffs kein Anlaß zur Beruhigung. Während 
der Proceß ſeinem Ende zuging und die Unſchuld des un⸗ 
glücklichen Mannes immer mehr hervortrat, ſchrieb die anti⸗ 
ſemitiſche „Hannov. Poſt:“ 

„Niemand darf ſich wundern, wenn auch dem Buſchhoff⸗Proceß 
gegenüber das Volk ſeine eigene Meinung behält. Danach aber 
wird der verurtheilte Buſchhoff unter allen Umſtänden als ein 
Ritualmörder betrachtet werden, und der freigeſprochene Buſch⸗ 
hoff wird nicht nur dieſe Ueberzeugung nicht zu erſchüttern ver⸗ 
mögen, ſondern noch dazu dem Anſehen der Juſtiz einen weiteren, 
furchtbaren Stoß geben.“ 

Dem Abgeordneten Stöcker, der es hervorhob, daß ſo⸗ 
viel „Proceſſe wegen jüdiſcher Morde niedergeſchlagen“ 
werden, wobei „ſich niemals der Schuldige findet“ 
(Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten 9. Februar 
1892, S. 365), kann man nur mit dem treffenden Worte 
des Staatsanwaltes Baumgard (Buſchhoff⸗Prozeß) ant⸗ 
worten: 

„Nicht, weil es ſich um einen Inden handelt, bleibt 

die Sache unklar, ſondern weil die Sache unklar war, 
griff man ſofort zu einem Juden“). 


1) Anläßlich des Multaniſchen Menſchenopfer⸗Prozeſſes (Rub- 
land 1896) ſchrieb der Senator J. P. Sakrewskij in der „Jurid. 
Gas.“: „Wir wiſſen, daß bei uns in Rußland religiöſe Secten exiſtiren, 


a 
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Anläßlich der Affaire Ziethen hat der berühmte Rechts⸗ 
gelehrte R. von Gneiſt, der verſtorbene erſte Vorſitzende 
des Vereins zur Abwehr des Antiſemitismus, einen Brief 
an Paul Lindau geſchrieben (S. „Vorwärts“ 1895 Nr. 286), 
worin er über den ſchlimmen Einfluß ſchreibt, den die ſog. 
öffentliche Meinung auf Proceſſe ausübt: 

„Am ſchlimmſten iſt die Lage, wenn ſich eine locale öffentliche 
Meinung gebildet hat, die in jedent Bierhauſe die Modalitäten des 
Falles discutirt, wie in dem unglückſeligen Falle von Kanten. 
Dutzendweiſe kommen dann Zeugen zum Vorſchein, welche That⸗ 
ſachen beſchwören, von denen ſie etwas gehört haben und die ſie 
dann mit eigenen Wahrnehmungen verwechſeln. .. Die Unſicherheit 
der ſogenannten öffentlichen Meinungen kann man immer am Beſten 
an Kriminalfällen ſich klar machen. Die Maſſe des halbgebildeten 
Publikums ſteift ſich ſtets auf einige vereinzelte handgreifliche Ar⸗ 
gumente, wie in politiſchen Fragen auf einzelne gemeinverſtändliche 
Schlagworte. Dagegen kämpfen die Götter vergeblich. Aber man 
muß auch dem gegenüber ſeine Schuldigkeit thun.“ 

Und dieſe Angriffe auf die Juſtiz ruhten nicht. Der 
Verleger des „Volk Heinrich Oberwinder erhielt am 
18. November 1892 wegen ſeines Druckheftes „Der Fall 
Buſchhoff. Die Unterſuchung über den Fantener Knaben⸗ 
mord. Von einem Eingeweihten“ 2 Monate Gefängniß. 
Im Urtheil hieß es: i 

„Das Druckheft enthalte nicht blos eine Kritik, ſondern es gehe 
darauf hinaus, zu beleidigen. Es wolle dem Publikum klar machen, 
daß bei dem ganzen Verfahren in Cleve, reſp. Kanten im Intereſſe 

eines Juden fehlerhaft procedirt worden ſei, und daß man in dem 
Verfahren ſelbſt dahin kommen konnte, blos um Buſchhoff unſchuldig 
zu machen, einen Katholiken als Blitzableiter zu gebrauchen. Das 
Druckheft operire auch mit nicht erweislich wahren Thatſachen, die 
den Staatsanwalt Baumgard und den Landgerichtsrath Brixius 


deren Ritus häufig mit Verſtümmelung des Körpers, ja ſelbſt mit 
Tötung von Menſchen verbunden iſt. Können wir aber, falls wir 
eine Perſon ſolcher Verbrechen anklagen, von der allgemeinen Vor⸗ 
ausſetzung deſſen ausgehen, was wir über Sectenweſen geleſen und 
gehört haben oder ſelbſt von gerichtlichen Präcedenzfällen? Um 
den Angeklagten ſchuldig zu erkennen, muß die Anklage in einem 
ſolchen Grad feſtgeſtellt ſein, als wenn wir von einem ſolchen Ver⸗ 
brechen das erſte Mal hören würden; hauptſächlich aber müſſen 
dabei alle unſere perſönlichen Empfindungen in Bezug auf das Un⸗ 
moraliſche und Monſtröſe eines ſolchen Acts aus dem Spiel bleiben“, 
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in ihrer Ehre kränken ſollten .. Die Unterſtellung, daß der Unter⸗ 
ſuchungsrichter nur danach getrachtet habe, einem Juden durchzu⸗ 
helfen, ſei ein ſchwerer Vorwurf... Dazu komme, daß die Auto⸗ 
rität der Gerichte vor ſolchen Verunglimpfungen doch energiſch 
zu ſchützen ſei. Aus allen dieſen Gründen habe der Gerichtshof 
wie oben angegeben erkannt.“ 

Aus denſelben Gründen erhielt damals der Redakteur 
des „Volk“ O. Balla wegen Beleidigung der Mitglieder des 
Landgerichts Cleve drei Monate Gefängniß. Das 
hinderte aber nicht, daß ein Antiſemit — B. Ark in der 
Broſchüre „Hiſtoriſche Enthüllungen über die Juden⸗Moral 
und das Blutgeheimniß“ — zu ſchreiben wagte: 

„Wir ſprechen nicht weiter von den neueſten Proceſſen in 
Tisza⸗Eszlar und in Kanten, weil in dieſen die jüdiſchen Angeklagten 
leider der irdiſchen Gerechtigkeit entſchlüpft ſind. Wir ſagen nur, 
daß man bei Leſung der Acten des Proceſſes von Xanten, wie fie 
in mehreren Zeitungen veröffentlicht worden ſind, ſich nicht ent⸗ 
halten konnte, auszurufen: 

„O Macht des jüdiſchen Goldes!!!“ 

Von der Unzufriedenheit der Antiſemiten mit den 
Juſtizbehörden zum — Erſatz derſelben iſt logiſch nur ein 
Schritt. Wenn der Richter X „mit jüdiſchem Gelde beſtochen“ 
iſt, jo muß eben der Antiſemit Y ſelber die Sache in die 
Hand nehmen. Die Fälle Polna und Konitz ſind draſtiſche 
Beweiſe dafür, wie die Antiſemiten förmliche Neben⸗Unter⸗ 
ſuchungs⸗Ausſchüſſe gebildet haben, die aufeigene Fauſt Zeugen 
vernahmen, der Unterſuchung ins Gehege kamen u. ſ. f. 
Wieder hetzte der Antiſemitismus die lokale Meinung ohne 
Gründe auf die Juden und ſein Terrorismus zwang in 
Polna wie in Konitz die Unterſuchungsbehörde, die Ritual⸗ 
mord⸗Beſchuldigung beweislos aufzunehmen und zu verfolgen. 

Ueber Polna ſchrieb Prof. Maſaryk, der ganze Polnaer 
Prozeß habe ſich unter antiſemitiſchem Hochdruck und dem 
Wahnglauben an Ritualmorde abgeſpielt. ; 

Und über Konitz gab die conſervativ⸗antiſemitiſche 
„Tägl. Rundſch.“ (21. April 1900) zu: 

„Wir wiſſen uns in dieſer Beziehung ſo unbefangen, daß wir 
ſogar die Möglichkeit nicht von vornherein ausgeſchloſſen jehen 
wollen, der Verdacht der Thäterſchaft könnte vielleicht aus Haß 
künſtlich auf die Juden gelenkt und die Umſtände der That 
Tounten fo eingerichtet fein, wie es der populären Vorſtellung vom 
Blutmord entſpricht.“ ; 
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Und Tag für Tag erhoben die antiſemitiſche Preſſe und 
ihre Anhänger gegen die Juſtiz den Vorwurf, daß fie im 
Dienſte des — Judenthums arbeite. „Das Volk hat kein 
Vertrauen mehr zu den Männern, die über Recht und Ge⸗ 
rechtigkeit in dieſer ſchweren Mordſache mitzuſprechen haben.“ 
Die Staatsbürgerztg.“ ſchrieb dies (9. Mai 1899) und fügte 
noch die Verdächtigung hinzu: 

„Alles in allem kann man den Eindruck nicht los werden, 
als wenn ſelbſt die oberen die Unterſuchung leitenden Organe nach 
einer beſtimmten, das Judenthum ſchonenden Schablone arbeiten 
müſſen.“ 

„Es darf nichts herauskommen! Es werden noch mehr 
(Opfer fallen, die ...“ höhnte die „Deutſche Reform” 
1. Juli 1900). Und das Münchener „Deutſche Volksblatt“ 
(17. Juni 1900) übertrumpfte dieſe Worte noch: 

„Wer iſt nun der große Tote von Konitz? Iſt es 
Winter? Nein, er nicht. Kein Chriſtenmenſch wird dem armen 
Gemordeten ſein Mitleid verſagen, aber ein großer Toter iſt er 
nicht. Der andere, der ungleich größere, den ſie dort begraben 
haben: es iſt der Glaube an Recht und Geſetz im Volke. 

Ueber dieſe Thatſache wird kein Gaunertrit der Judenpreſſe 
hinwegtäuſchen!“ 

Niemals hat die Sozialdemokratie den Glauben an die 
Gerechtigkeit des Staates fo erſchüttert wie der Antiſemitismus 
in dieſen Fällen. Er hat damit feine deſtructive und 
anarchiſche Tendenz voll bewieſen. 

Man hat es zuweilen den Juden ſchwer verdacht, daß 
ſie ſo eifrig gegen die Blutbeſchuldigung kämpfen. Und doch 
können ſie nicht anders. Anläßlich des Falles Polna konnte 
Prof. H. Delbrück in den „Preuß. Jahrb.“ (Okt. 1899) 
ſchreiben: 

„Wenn der Verdacht eines ſchweren Verbrechens ſich irgendwo 
auf einen Juden lenkt, ſo ſetzt ſich ſofort die bei allen Völkern ver⸗ 
breitete antiſemitiſche Stimmung dahinter, vergrößert die Verdachts⸗ 
momente und verallgemeinert die Anklage gegen das Judenthum 
überhaupt. Naturgemäß ſind die Juden auf dieſem Punkt ſehr 
empfindlich, treten für den Angeklagten auf die Schanze und ſuchen 
nachzuweiſen, wie wenig er doch eigentlich belaſtet ſei. Nicht lange 
dauerts, ſo ſind ſie fertig mit dem Urtheil, daß die Auflage ſchlecht⸗ 
hin nichtig fei. Dieſer Uebereifer aber reizt die Gegner zu der 
Frage: Wäret Ihr auch ſo ſicher, wenn der Angeklagte kein Jude 
wäre? Soll er etwa deshalb von vornherein als unſchuldig gelten, 
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weil er Jude iſt? Gewiß haben die Juden abſolut Recht, wenn ſie 
bei jeder Anklage auf Ritualmord von vornherein die Anklage 
bekämpfen, denn der Ritnalmord iſt nichts als ein wahnwitziger, 


grauenhafter Aberglaube, und Blätter, die ihn auch nur als 


eine Möglichkeit hinstellen, ſollten ſich ihrer Unwiſſenheit ſchämen. 
Aber was dieſen Aberglauben am Leben erhält, iſt gerade das 


leidenſchaftliche und einmüthige Eintreten des ganzen Judenthums 


für jeden dieſes Verbrechens Verdächtigten. Gerade in dieſem 
Augenblick ſpielt ſich in Böhmen wieder ein ſolcher Fall ab. Was 
ſollen die Juden machen? Sollen ſie etwa, ohne zu kämpfen, 
den Juſtizmord geſchehen laſſen? Die Grenze iſt ſchwer zu 
ziehen, aber ſoviel iſt ſicher, daß das Eintreten der Preſſe und das 
Anrufen der öffentlichen Meinung gerade das Gegentheil von dem 
bewirkt, was erzielt werden fol; Nehmen die Juden die eine 
Partei, ſo nehmen die Antiſemiten, die doch in der Volks⸗ 
meinung die bei weitem Stärkeren ſind, die andere, 
und der perſönliche Kriminalprozeß iſt zur Parteiſache geworden.“ 


IV. Zur Abwehr der Blutbeſchuldigung. 


Die Antiſemiten können alſo 
1) keine Autorität für die Exiſtenz eines Ritualmordes 
anführen, ; 
2) keinen hiſtoriſch ſicheren Fall nennen, der einen Juden 
als Ritualmörder hinſtellt. 
Wohl aber ſtehen ſie einem erdrückenden Beweismaterial 
gegen die Blutbeſchuldigung gegenüber. 


1. Plutbeſchuldigung gegen das Chriſtenthum und 
chriſtliche Secten. 


Vielleicht der ſtärkſte Beweis gegen die Blutbe⸗ 
ſchuldigung iſt die Thatſache, daß ſie über tauſend Jahre 
gegen die chriſtliche Kirche und chriſtliche Secten erhoben 
wurde, bevor ſie gegen die Juden am Ende des zwölften 
Jahrhunderts zuerſt auftauchte. 

Die Ehriſten des zweiten und dritten Jahr⸗ 
hunderts hatten unter der Blutbeſchuldigung ſchwer zu 
leiden). Die Vertheidigung der Kirchenväter könnte heute 
wörtlich von den Juden wiederholt werden. 


1) S. hierüber Juſtinus Martyr, Apologia — Athenagoras, 
ꝛegatio en Christianis — Euſebius, Hist. Eee, — Minucius 
Felix im? 


ctavius, beſonders aber das Apologeticum des Tertullian. 
. 30 
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1) Gegenüber den Beweiſen und Geſtändniſſen vor den 
römiſchen Gerichten hebt Juſtinus Martyr hervor, 
daß ſie durch die Folter erpreßt ſind. Wenn Ihr, 
ſo ſagt Juſtinus Martyr, durch Martern von unſeren 
Sclaven, Frauen und Kindern einzelne Geſtändniſſe 
erpreßt, ſo ſind das keine Beweiſe unſerer Schuld. 

2) Den Einfältigen, die meinen, an der Sache müſſe 

doch etwas daran ſein — ſonſt käme doch ein ſolches 

Gerücht nicht auf — ruft Tertullian zu: „Er⸗ 

weiſet es alſo, wenn ihr es glaubt, oder glaubt es 

nicht, da ihr es nicht erwieſen habt.“ Sehr ſcharf⸗ 
ſinnig bemerkt er, darin liege gerade das Weſen des 

Gerüchts, daß nichts bewieſen ſei; wo etwas bewieſen 

ſei, handle es ſich um Thatſachen und nicht mehr um 

Gerüchte. 5 

Beſondere Beweiskraft legt Tertullian den jüdiſchen 

Speiſegeſetzen bei. Er ſagt im Apol. Cap. IX.: 
„Euer Irrthum muß vor uns Chriſten erröthen, die wir 

„nicht einmal das Blut von Thieren bei unſern Gaſtmählern 

„genießen und deshalb auch von erſtickten und krepirten 

„Thieren uns enthalten, damit wir auf keine Weiſe von Blut 

„befleckt werden, oder etwas, das in den Eingeweiden zurück⸗ 

„geblieben iſt.“ 

In der That gilt auch vielen Chriſten das jüdiſche 
Verbot jeglichen Blutgenuſſes als Beweis gegen die Blut⸗ 
beſchuldigung, ſo den Päpſten Innocenz IV. und Gregor X. 
(. ©. 475 f. dieſes Buches) 

Die Ausführung Tertullians iſt aber auch deshalb be⸗ 
deutſam, weil ſie beweiſt, daß die vorſtehend geſchilderten 
jüdiſchen Speiſegeſetze damals auch den Chriſten als ver⸗ 
bindlich galten. ) 

5 


3 


— 


) Es iſt viel zu wenig bekannt, daß das ſog. „Schächten“ 
früher gut chriſtlich war. A. Wiedemann ſchreibt (j. „Am Urs 
Quell“ 1892, Bd. 3. Heft 6, S. 182 f): „In den erſten Jahr⸗ 
hunderten n. Chr. wurde das Schächten in den chriſtlichen Ge⸗ 
meinden allgemein beobachtet; es wird damals ſogar angeführt, um 
zu beweiſen, der Vorwurf gegen die Chriſten, fie ſchlachketen Kinder 
und tränkten mit deren Blut das Brod, das ſie bei ihren Mahlen 
verzehrten, könne nicht begründet ſein. In der griechiſchen Kirche 
hielt man lange an der Vorſchrift feſt, und beſtrafte bis in 
das Mittelalter hinein ihre Uebertretung mit Ex⸗ 
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Zu derſelben Zeit, in der die Blutbeſchuldigung 
von den Römern gegen die Chriſten erhoben wurde, wurde ſie 
zu einer Waffe gegen die chriſtlichen Sectirer. Derſelbe 
Juſtinus Martyr, der die Chriſten jo beredt 
gegen die Anſchuldigungen der Römer zu vertheidigen 
weiß, ſtellt es (Apol. ad Anton) als fraglich hin, 
ob die ketzeriſchen Anhänger des Simon, Menander 
und Marcion nicht derartige Morde begehen, deren man 
die Chriſten beſchuldigt. Später wurde dieſe Beſchuldigung 
wohl faſt gegen alle Secten erhoben. So gegen die 
Quintillianer oder Priseillianer (Epiphanius Haer.), 
gegen die gnoſtiſchen Nicolaiten (ebenda), gegen die 


Montaner (Cyrillus Catech und Philaſtrius Haer.), 


gegen die Carpocrater (Irenaeus). Die Anſchuldigung 
wiederholt ſich auch überall in derſelben Form, in der ſie 
von den Römern gegen die Chriſten vorgebracht wurde. 
Nämlich, daß bei ihren Concilien die Lichte ausgelöſcht 
werden, worauf ſie mit einander, ſelbſt mit Mutter und 
Schweſter, verkehren. Wird ein Kind geboren, ſo kommen 
ſie wieder zuſammen, ſtechen in das Kind und vermiſchen 
das Blut mit ihren Speiſen. In dieſer Form wird die 
Anklage noch gegen die Maſſallianer erhoben (ca. 360 n. 


communikation. In der lateiniſchen Kirche hingegen kam 
fie ſchon um 400 außer Gebrauch und wurde z. B. vonAuguſtin für 
nunmehr bedeutungslos erklärt, da ſie ihren Zweck erfüllt habe; 
die wenigen, die noch an den alten Speiſeverboten feſthielten, 
wurden von den Uebrigen verlacht Später tritt das Geſetz wieder 
als zu Recht beſtehend auf. Es bildet den 63. der ſog. apoſtoliſchen 
Canones, ward 533 durch die Synode von Orleans, 692 durch die 
trullaniſche Synode eingeſchärft, und Papſt Gregor III. (T31—41) 
legte in einem Briefe an Bonifacius auf den Genuß von Erſticktem 
und das Eſſen und Trinken von Blut eine Buße von 40 Tagen. 
Maßgebend war dabei nicht etwa der Gedanke, daß der Genuß 
des Blutes ein Zeichen von Barbarei ſei und daher verhin dert 
werden müſſe, e wie der Beſchluß von Orleans, der bei Ge: 
legenheit des Verbotes von Leuten ſpricht, die zum Götzendienſt 
zurückkehrten oder Götzenopferſpeiſen äßen, weil der Blutgenuß als 
heidniſche Sitte 1 werden ſollte. In Folge hiervon wird 
das Verbot an den Orten immer wieder eingeſchärft, an denen 
neben neubekehrten Chriſten Heiden wohnen; noch im 12. Jahrh. 
verkündigt es Otto von Bamberg den neubekehrten Pommern.“ 
30* 
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Chriſtus, ſ. Walch, Entwurf e. vollſt. Geſch. der Ketzereiem, 
die Herbertiſten, eine ſüdfranzöſiſche Seete um 1017, 
(Meuſfel, Geſchichte Frankreichs, Halle 1772 S. 316—318), 
die Beghinen und Begharden (H. Haupt in Zeitſchr. f. 
Kirchengeſch. Gotha 1885, S. 553 ff.) die Waldenſer 
(Ch. M. Hahn, Geſch. der Waldenſer 1847, S. 148 ff.) 
die Wahn brüder in der Romagna (ſ. Strack S. 201) u. a. m. 

In derſelben Form erſcheint die Anklage ſogar gegen 
die Proteſtanten in Frankreich (Rambach, Geſch. der 
Proteſtanten in Frankreich, Halle 1759 Bd. I S. 74 u 
S. 111 „Kinder, die man lebendig gebraten, um ſie zu 
freſſen“), dafür erhoben die Proteſtanten in England ähnliche 
Beſchuldigungen gegen die Katholiken (ſ. Strack S. 202). 
Derartige Beſchuldigungen wurden auch ſehr häufig gegen ein⸗ 
zelne Feinde gerichtet. Daß die Uebereinſtimmung der Anklage 
gegen die verſchiedenſten Secten ein Beweis gegen ihre 
Richtigkeit iſt, hat übrigens auch ſchon Voltaire hervor⸗ 
gehoben als er von der Blutbeſchuldigung gegen die 
ruſſiſchen Raskolniken (18. Jahrh.) erzählte (Pierre le 
Grand. P. I. Ch. II). 

Aus dem Gutachten Ganganellis(ſ.S. erfahren wir, 
daß die Jeſuiten von den Schweizern im 17. Jahrhundert 
ſolchen Verbrechens beſchuldigt wurden. Ihre Gegner, die 
Freimaurer, ſtehen nicht beſſer da. Nach einem Pamphlet 
LeoTaxils: „die Morde der Freimaurer“, iſt die Erdolchung 
des Verräthers Ritus bei der Aufnahme in den höchſten 
Grad des Freimaurerordens als „Kadoſchritter“ 1). So 
ſehen wir eine ganze Reihe ſolcher Beſchuldigungen von 
Chriſten gegen Chriſten erhoben, faſt vom Beginne des 
Chriſtenthums an bis in unſere Zeit hineinreichend. 

Die Chriſten werden des gleichen Verbrechens in Afrika, 
Madagaskar und China beſchuldigt. Dem katholiſchen 
Pater Johannes Damascenus riefen die Leute das Wort 


N) Das Buch von Taxil iſt eine Myſtification, mit der er 
den franzöſiſchen Clerus hineingelegt hat. Um ſo mehr beweiſt 
dies, daß er manche Anſchauungen dieſer Kreiſe richtig beurtheilt hat. 
— Als Euriojum erwähnen wir noch ein franzöſiſches Gedicht 
von Latapie, das erzählt, wie ein Preuße ein elfäſſiſches Kind 
kreuzigt, das mit dem Rufe vive 1a France ſtitbt. S. „Mit⸗ 
theilungen“ 1892 Nr. 37 S. 307. 
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„Kinderfreſſer“ nach (in Zeilah am Golf von Aden, ſ. Die 
kathol. Miſſionen 1877. S 39). Dieſer oſtafrikaniſchen 
geſellt ſich eine nordafrikaniſche Blutbeſchuldigung hinzu. 
Von einem chriſtlichen Arzt glaubte die muhamedaniſche 
Bevölkerung, er wollte ſich „als Chriſt eine Gelegenheit 


verſchaffen, das Blut eines Moslem zu trinken“ (ſ. G. 


Schweinfurth, Im Herzen von Afrika. 1874 II, 340). Weil 
die Franzoſen in Madagascar unter dieſer Beſchuldigung 
zu leiden hatten, erließ die malagaſſiſche Regierung folgende 
Verfügung (Temps 1. Febr. und 25. März 1892): 

1. „Kein Fremder, weder Engländer noch Franzoſe, 
noch irgend einer anderen Nation ſucht menſchliche Herzen zu kaufen. 
Wenn Leute von üblen Abſichten dieſes Gerücht verbreiten und be⸗ 
haupten, daß die Fremden Menſchen⸗Herzen kaufen, ſo ergreift ſie, 
nehmt ſie feſt und führt ſie nach der Hauptſtadt Tananariva, 
damit ſie dort verurtheilt werden können!“ 

2. Wer auch dieſe Gerüchte verbreiten mag, es iſt Eure Pflicht, 
Gouverneure, das Volk zu verſammeln, es zu verſtändigen und 
aufzuklären über die Falſchheit dieſer Gerüchte, die im Königthum 
officiell verboten ſind; es iſt ein Verbrechen, ſie zu ver⸗ 
breiten!“ 

Beſonders bedeutungsvoll ſind die Anklagen in China. 
Sie haben ſehr oft zur Niedermetzelung dort lebender 
Chriſten geführt. Damit keine Waffe aus dem mittel⸗ 
alterlichen Arſenal der Judenverfolgung fehle, tritt dort 
auch die Fabel von der göttlichen Anbetung des Schweines 
auf (s. Abbildungen illuſtrirter chineſiſcher Pamphlete und 
Text im Monde illustre vom 16. April 1892, ſowie die 
Fabel von der Brunnenvergiftung (ſ. Globus 1892 Nr. 24 
S. 384). Und wie bei uns die „beſtochenen“ Beamten die 
Juden in Schutz nehmen, ſo geſchieht daſſelbe mit den 
Ehriſten in China. So heißt es in dem Manifeſt von 
Wuhu (Frankf. Ztg. vom 20. Sept. 1891): 

„Sie ſahen mehrere Leichen und getrocknete Knochen kleiner 
Kinder und auch 4 Zellen unter der Erde. Die Entdeckung erregte 
Argwohn und die Leute regten Unterſuchungen an. Die Barbaren, 
denen das Gewiſſen ſchlug, beſtachen in ihrer Angſt den Unter- 
mandarin Yao mit 40 Tasis. Dieſer ſchickte infolge deſſen 40: 


Soldaten zun Schutz der Kirche ab. Diejenigen, die hinein wollten, 


wurden mit dem Schwert zurückgetrieben. Die Beamten zwangen! 
Ri Volk zu Ruheſtörungen, und das Volk konnte nichts anderes: 
thun ze.“ 55 


* 


Dieſe Beſchuldigungen in China ließen ſich zahllos 
vermehren. Aber manchmal wehrt ſich die Regierung da⸗ 
gegen. Als 1892 in Wufteh, einer Stadt 20 Meilen von 
Shanghai, ähnliche Gerüchte auftauchten, erhielten die Be⸗ 
amten von ihren Vorgeſetzten ſtrengen Befehl, die Chriſten 
zu beſchützen; Proklamationen gegen die Verbreitung der 
Hetzplakate wurden erlaſſen und verſchiedene Schuldige ein⸗ 
gefangen, die zur Strafe in Ketten in den Straßen paradiren 
mußten, um den Hals den Holzkragen tragend, auf dem 
geſchrieben ſtand: „Für das Erfinden von grundloſen 
Gerüchten, um das Volk aufzuhetzen.“ ) 


2. Blutbeſchuldigung und Oſterfeſt. 
In den Anklagen gegen die Juden heißt es, daß ſie 
das Blut chriſtlicher Kinder in ihre Oſterkuchen mischen, es 


) Die Kgl. Preuß. Kriegs⸗ und Domänenkammer zu Bay⸗ 
reuth hat am 25. April 1803 ein ähnliches Reſkript erlaſſen. 
Ein Ljähriger Knabe ſtarb auf dem Felde. Der Haß des Volkes 
erhob die Ritualmord⸗Beſchuldigung. Die Ruheſtörer wurden ver⸗ 
warnt: „Es kann dieſe veranlaßke Ruheſtörung wohl nur allein 
das Werk einzelner boshafter Menſchen ſeyn, die vom Haß gegen 
einzelne jüdiſche Glaubens⸗Genoſſen angetrieben, Rache üben und 
dazu andere leichtgläubige Menſchen mißbrauchen und irre führen 
wollen, ohne zu überlegen, welches Ungemach ſie ſich ſelbſt und 
andern dadurch bereiten. ? 

Die Ausmittelung dieſer Ruheſtörer wird indeſſen der Polizey 
vereinigt mit den Juſtizbehörden nach den bereits gegen ſie vor⸗ 
liegenden Anzeigen nicht ſchwer, und es wird eines jeden Theil⸗ 
nahme an der Sache nach dem Grade ſeines Verſchuldens mit 
aller Strenge der Geſetze geahndet werden, welche Strafen um ſo 
empfindlicher werden müſſen, als dabei Vergehungen auf Ver⸗ 
gehungen gehäuft worden ſind. ; 

Indem dieſes hierdurch zu jedermanns Wiſſenſchaft öffentlich 
bekannt gemacht, und zugleich jeder dortige chriſtliche Einwohner 
ernſtlich gewarnt wird, ſich nicht die mindeſten weiteren Kränkungen 
gegen die jüdiſchen Eingeſeſſenen zu erlauben; ſo verhofft die Königl. 
Kriegs⸗ und Domänen⸗Kammer, daß dieſer Warnung Gehör ge⸗ 
geben und durch ein entgegengeſetztes Benehmen, welches überdies 
eine Widerſetzlichkeit gegen obrigkeitliche Verfügungen bezeichnen 


und den Grad der Strafbarkeit erhöhen würde, nicht die Noth⸗ 


wendigkeit werde veranlaßt werden, daß die den Unterbehörden 
des Kreiſes wegen ihres weiteren Verfahrens gegebenen erſten 
Inſtruktionen zum Vollzug gebracht werden müſſen.“ 


* 
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an auswärtige Gemeinden verſenden und um der Verſöhnung 
willen genießen. Die Anklage gegen die Chriſten und 
chriſtlichen Secten knüpft nun auch an das Oſterfeſt an. So 
Philaſtrius Haer. über die Montaner: man ſagt, daß fie 
beim Paſſahfeſt Kinderblut in ihr Opfer miſchen. Ebenſo 
ſteht die Anklage gegen die Gnoſtiker in Verbindung mit 
dem Paſſahfeſt. 3 

Beſonders intereffant ift folgende Stelle aus Waldemar 
Belck, Geſchichte des Montanismus. Leipzig 1883, S. 58 ff. 

„Es iſt übrigens auffallend, wie ſehr ſich die Gegner der 
Montaniſten bemühten, jenen mit dem größten Ernſte die un⸗ 
ſinnigſten Gebräuche, ja ſogar Verbrechen zur Laſt zu legen; und 
zwar im Allgemeinen ſolche, deren die Chriſten überhaupt angeklagt 
wurden. So warf man ihnen vor, ſie hätten ein einjähriges Kind 


mit Nadelſtichen verwundet, das Blut aus den Wunden 


herausgedrückt, dasſelbe mit Mehl vermiſcht und Brod 
daraus gebacken. Dieſe grauſame Behandlung ſei aber nur 
am Paſſahfeſte verrichtet worden, gleichſam als Opfer und als 
Nachbild des Todes Jeſu, deſſen Stelle das unſchuldige Kind ver⸗ 
trat. Von dem Brode ſchickten ſie dann an alle ihre entfernten 
Genoſſen, damit ſie auch an der Verſöhnung theil hätten.“ 

Hier liegt alſo genau die gleiche Beſchuldigung wie gegen 
die Juden vor. Prüft man ihre einzelnen Beſtandtheile, ſo 
zeigt ſich überall chriſtliche und nicht jüdiſche Anſchauung. 
Die Verbindung von Blut und Brod iſt die Hoſtie, Chriſtus 
iſt das unſchuldige Kind, das zur Verſöhnung geopfert wird. 


Im Chriſtenthum ſteht in der That die Verſöhnung zum 


Oſterfeſt und Opfertod Chriſti in Beziehung. Für die Juden 
hat das Oſterfeſt nichts mit Verſöhnung zu thun. 
Die Beſchuldigung gegen die Juden ſchließt ſich ur⸗ 


a ſprünglich an das chriſtliche Oſterfeſt an; die Verbindung 


mit dem jüdiſchem Oſterfeſte tritt erſt viel ſpäter auf. Auch 
die Benutzung des Chriſtenbluts iſt eine ſpätere Erfindung, 
bei den älteren „Fällen“, wie Wilhelm von Norwich 1144 ꝛc. 


geht die Beſchuldigung nur dahin, daß das Kind „eruci- 


fixum esse in odium Christi“, gekreuzigt ſei aus Haß gegen 
Chriſtus. Bei dem Fall von Balrcas 1247, der die Vers 
anlaſſung für die drei nachher angeführten Bullen InnocenzIV. 
gegeben hat, laufen beide Motive: Kreuzigung und Ge⸗ 
winnung des Blutes neben einander her, bis ſpäter die 


Anklage nur auf das Gewinnen des Blutes geht. Nachdem 


er 
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ſo aber durch den Fortfall der auf Kreuzigung lautenden 
Beſchuldigung die Beziehung zum chriſtlichen Oſterfeſt ver⸗ 
dunkelt iſt, wird die Beſchuldigung allmählich zum jüdiſchen 
Oſterfeſt in Beziehung gebracht, das ja ungefähr in dieſelbe 
Zeit fällt. So kommt es, daß die antiſemitiſche „Deutſche 
Reform“ (1. Juli 1900) zu ſchreiben vermag: „Es werden 
zu jede Oſtern neue Fälle hinzukommen.“ 


3. Der „Werth“ der Blutbeſchuldigung. 


Die Blutbeſchuldigung iſt eine Erfindung, deren vollen 
Werth eigentlich nur die Herren Mörder empfinden können. 
Schon einzelne Papſturkunden (ſ. S. 478) weiſen darauf 
hin, daß Chriſten die Fabel vom Blutmord aufbrachten, 
zum ſich das Beſitzthum beſagter Hebräer mit einem gewiſſen 
Schein von Recht anzueignen.“ Es giebt aber auch be⸗ 
glaubigte Einzelfälle. So den Fall von Pöſing in Ungarn 
1509 (f. Strack S. 134 f): „Das angeblich von den Juden 
geſchächtete Kind iſt von dem Kläger ſelbſt geſtohlen und 
ſpäter lebend wieder gefunden worden.“ 

Der Glaube an den Ritualmord mußte allen 
Mördern ſehr willkommen ſein. Sie entgingen dadurch der 
Entdeckung. Indem die Aufmerkſamkeit auf die Juden ge⸗ 
lenkt war, wurde der eigentliche Thatbeſtand des Ver⸗ 
brechens verdunkelt. Zwei derartige wiſſentlich falſche An⸗ 
klagen finden ſich bei Strack S. 149 f. In beiden Fällen 
(Boleslaw 1829 und Niezdow 1839) waren die Mütter des 
ermordeten Kindes überwieſen, den Mord ſelbſt verübt und 
auf die Juden den Verdacht abgewälzt zu haben. 

Ein eben ſolcher Fall hat ſich im März 1892 abgeſpielt. 
In Ingrandes, Dep. Indres et Loire, wurde ein Kind er: 
mordet und gräßlich verſtümmelt aufgefunden. Das Journal 
„Indres et Loire“ vom 27. März 1892 ſchrieb hierüber 
unter der Aufſchrift „Ein Ritualmord“ einen Artikel, dem 
wir folgende Stellen entnehmen: 

„. . . Wir befinden uns vor einem von den Juden voll⸗ 
brachten Ritualmorde: alles beweiſt es ... Der Körper iſt 
in einem neuen Sack gefunden worden, alſo hat man ihm vorher 
das Blut entzogen.. Der Mord hat nicht an der Fundſtelle be⸗ 
gangen ſein können, ſondern in einer vielleicht entfernten Gegend, 
gewiß an einem Orte, wo man es ganz bequem hafte, dem noch 
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febenden Opfer das Blut zu entziehen ... Es iſt leicht, das 
Intereſſe zu verſtehen, welches die Mörder am Verſchneiden der 
Glieder hatten: es galt die Zeichen der Blutentziehung am Hals, 
an den Armen, an der Schenkel⸗Schlagader, an den ſchließlich ge⸗ 
kreuzigten Gliedern wegzuſchaffen, welche ſchreckliche und unwider⸗ 
legliche Ankläger wegen Ritualmords geweſen wären. Und wenn 
man an dem Körper die Zeichen der Beſchneidung, die zur Be⸗ 
ſchaffung des Beſchneidungsblutes, eines Univerſalheilmittels in den 
Augen der Juden, beſtimmt iſt, gefunden hätte, — wer begreift 
da nicht das Intereſſe der Opferer am Verſchwinden der Spur?“ 

Aufklärung bringt der „Temps“ vom 5. Auguſt 1892: 

„Bei einer Hausſuchung fand man im Abtritt die Eingeweide 
und die halb verbrannte Mütze des armen Kleinen. Die Mutter 
wurde verhaftet. Sie erklärte zu ihrer Vertheidigung, daß ſie ſich 
mit ihrem Sohn habe erſticken wollen ... Da habe ſie ſich ent⸗ 
ſchloſſen, die Leiche zu zerſchneiden und den größten Theil in einem 
Sack ins Waſſer zu werfen... Das Schwurgericht der Vienne 
hat die unnatürliche Mutter ſoeben zu zwanzig Jahren Zwangs⸗ 
arbeit verurtheilt.“ N 

Schon in den Papſtbullen (ſ. S. 475 ff.) wird darauf hin⸗ 
gewieſen, daß dergleichen Anklagen bisweilen von den Eltern 
ausgehen, die ihre Kinder verborgen haben. In dem Gut⸗ 
achten Ganganellis findet ſich folgende Stelle: 

„Was würde aber der Fiscus von Luceoria ſagen, 
daß ein gleiches entſetzliches Verbrechen mehrere Male!) 
(Gott wolle nicht, daß immer) von Chriſten begangen 
worden iſt, ſogar vom Vater ſelbſt und darauf den un⸗ 
glücklichen Juden in die Schuhe geſchoben? Ich ſchäme 

mich den Verdacht auszuſprechen, aber viel mehr bringt 
es mich außer Faſſung, hierfür den authentiſchen Beweis 
(bezeichnet mit Littera P) darzubieten. Dort leſe man, 
daß ein Vater eine ſeiner zarten Töchter an verſchiedenen 
Theilen verſtümmelte, nach tötlicher Verwundung zwiſchen 
Tücher einwickelte und in einer Krippe im Stalle eines 
Wirthshauſes, das nach der Sitte in Polen von Juden 
gehalten wird, zurückließ! Dort leſe man, daß dasſelbe 
Kind, welches durch göttlichen Willen länger lebte, mit 
eigenem Munde bekannte, vom eigenen Vater mit vielen 


1) Man vergleiche damit die Bemerkung des Abg. Herrn von 
Wackerbarth 1892 im Preuß. Abg.⸗Hauſe, daß niemals ein Chriſt 
eines derartigen Verbrechens überführt worden ſei! 
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Wunden und Verſtümmelungen übel zugerichtet worden 
zu ſein. Und doch hatte ſich ſchon der Verdacht gegen 
die Juden gebildet, ſchon wollte man gegen die Juden 
vorgehen.“ 

Die Abwälzung der Schuld auf die Juden wird den 
Mördern von einer durch antiſemitiſche Hetzlitteratur auf⸗ 
geregten Bevölkerung förmlich entgegengekragen. Beweiſe 
dafür ließen ſich durch mannigfache Fälle bringen, deren 
genaue Darlegung der Raum verbietet. 

Es bleibt jedenfalls eine ſchlimme Frivolität, jeden un⸗ 
aufgeklärten Mord den Juden zuſchieben zu wollen. Wurde 
der Mörder nicht entdeckt, ſo war die Sache eben dunkel; 
es war gar kein Beweggrund für den Mord zu finden — 
da mußten es die Juden gethan haben. Beſonders wo der 


Hals durchſchnitten vorgefunden wurde, war kein Zweifel 
darüber möglich geweſen. 


Seitdem wir wiſſen, daß viele Morde aus Aberglauben 


geſchehen, ſeitdem wir wiſſen, daß häufiger Luſtmorde ver⸗ 


übt werden, iſt in die Beweggründe „dunkler Fälle“ mehr 
Licht gekommen. 

Es iſt natürlich möglich, daß ſolche Morde auch von 
Juden begangen find. Prof. Strack, der in der jüdiſchen 
Litteratur ſehr beleſen iſt, kennt nur die Benutzung eigenen 
Blutes als abergläubiſchen Gebrauch bei Juden. Sollte trotz⸗ 
dem einer oder der andere. Fall dieſer Art von einem 
Juden begangen ſein, was bisher nicht erwieſen zu ſein 
ſcheint, ſo iſt er hierbei nicht einem jüdiſchen Aberglauben 
gefolgt, ſondern einem allgemeinen. 


4. Jeuguiſſe gegen die Blutheſchuldigung. 
A. Papſtbullen ). 


T. Bulle Innocenz IV. vom 28. Mai 1247: 


An den Erzbiſchof von Vienne. Die göttliche Gerech⸗ 
tigkeit hat das jüdiſche Volk keineswegs ſo verworfen, daß 
ſie nicht ſeinen Ueberreſt zum Heile aufbewahrt hätte. 
Deshalb iſt es ein unlöblicher Eifer oder eine verab⸗ 


1) Der lateiniſche Text und die Angabe, wo die Bullen zu 
finden, beziehungsweiſe abgedruckt find, bei Strack, S. 177 ff. 


475 


ſcheuenswerthe Grauſamkeit, wenn Chriſten, ver⸗ 
ſtoßend gegen die Milde der katholiſchen Kirche, welche 
ſie in ihrer Mitte wohnen ließ und anordnete, daß ſie 
bei ihren Riten zu dulden ſeien, aus Habgier oder Blut⸗ 
durſt die Juden ohne Urtheil berauben, martern und 
tödten. Nun haben die in Deiner Provinz wohnenden 


Juden kürzlich eine flehentliche Beſchwerde vor den Hei⸗ 


ligen Stuhl gebracht, daß einige Prälaten und Adelige 
jener Provinz, um einen Vorwand zu haben, gegen 
ſie zu wüthen, ihnen den Tod eines Mädchens, welches 
heimlich ermordet ſein ſoll, zur Laſt legen und deshalb 


einige von ihnen, ohne daß ſie geſetzmäßig überführt 


wurden und ohne daß ſie ein Geſtändniß abge⸗ 


legt hätten, unmenſchlich dem Feuertod überliefert, 
Andere, aller Habe beraubt, aus ihrem Gebiete verjagt 
haben und die Söhne derſelben wider ihren Willen, ent⸗ 
gegen dem Gebrauch, zur Taufe zwingen. Da Wir, wie 
Wir dies auch nicht vor Unſerm Gotte verantworten 
können, derartiges keineswegs dulden wollen, verordnen 
Wir, daß Du Alles, was Du in Bezug auf das Ge⸗ 
nannte (den Mord in Valreas) gegen jene Juden durch 
die Prälaten, Adeligen und Beamten leichtfertig unter⸗ 
nommen findeſt, in den geſetzmäßigen Zuſtand zurück⸗ 
führeſt, nicht geſtatteſt, daß ſie (die Juden) fernerhin 
wegen dieſer oder ähnlicher Anklagen von irgend Jeman⸗ 
dem widerrechtlich beläſtigt werden, und diejenigen, 
welche fie beläſtigen, durch kirchliche Strafen, ohne den 
Aufſchub einer Berufung, in Schranken hältſt, unbeſchadet 
der auf dem allgemeinen Concil erlaſſenen Constitutio de 
duabus dietis, Gegeben zu Lyon am 28. Mai des vier⸗ 
ten (Pontificats⸗ Jahres [1247]. . 

II. Bulle vom gleichen Tage, die fic auf den gleichen Fall 

von Valreas bezieht. 


III. Bulle Innocenz IV. vom 5. Juli 1247 an die Erz⸗ 


biſchöfe und Biſchöfe Deutſchlands: 

. Trotzdem die heilige Schrift unter anderen 
Geſetzesvorſchriften jagt „Du ſollſt nicht tödten“, 
und ihnen verbietet, am Paſſahfeſte etwas Geſtor⸗ 
benes zu berühren, erheben jene die falſche An⸗ 
klage, daß ſie eben am Paſſahfeſte das Herz eines 
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gemordeten Kindes unter ſich vertheilen, indem 
ſie glauben machen, daß das Geſetz ſelbſt es vorſchreibe, 
vährend es doch offenbar dem Geſetze zuwider iſt. 
Ind wenn irgendwo ein Leichnam gefunden wird, legt 
man böswillig ihnen den Mord zur Laſt. Durch ſolche 
und andere zahlreiche Erdichtungen wüthet man gegen 
fie, ohne Anklage, ohne Geſtändniß, ohne Beweis, 
entgegen den ihnen vom Apoſtoliſchen Stuhl gnädig ge⸗ 
währten Rechten, wider Gott und Gerechtigkeit beraubt 
man ſie ihrer Habe, bedrückt ſie mit Hunger, Gefängniß 
und ſo vielen Martern und Qualen, unterwirft ſie den 
verſchiedenartigſten Strafen, verurtheilt ſie zu dem ſchimpf⸗ 
lichſten Tode, ſo daß die Juden unter der Herrſchaft 
obengenannter Fürſten, Machthaber und Adeligen ein 
ſchrecklicheres Loos haben, als ihre Väter unter Pharao 
in Aegypten, und gezwungen werden, elend die Orte zu 
verlaſſen, die ſie und ihre Vorfahren ſeit Menſchengedenken 
bewohnt haben 0 
IV. Bulle Innocenz IV. vom 25. September 1953: 
Ferner verfügen Wir, um der Schlechtigkeit und 
Habſucht böſer Menſchen Eintrag zu thun, daß Niemand 
es wage, einen Friedhof der Juden zu verwüſten oder 
zu ſchänden oder um Geldes willen Leichen auszugraben 
und daß Niemand ihnen vorwerfe, daß ſie bei ihrem 
Ritus Menſchenblut gebrauchen, weil ihnen ja im 
alten Teſtament vorgeſchrieben iſt, ſich — von 
Menſchenblut ganz zu ſchweigen — jeglichen 
Blutes zu enthalten. Da bei Fulda und in zahlreichen 
anderen Orten wegen einer derartigen Verdächtigung viele 
Juden getödtet wurden, verbieten Wir kraft der Au⸗ 
torität vorliegender Urkunde auf das Strengſte, daß 
dies fernerhin geſchieht. : 
V. Bulle Gregor X. vom 7. Oetober 1272. 

. . . Ferner verordnen wir, daß das Zeugniß 
von Chriſten gegen Juden nur dann Gültigkeit 
hat, wenn unter jenen Chriſten ſich ein Jude zur Ab⸗ 
legung des Zeugniſſes befindet, da die Juden gegen Ehriften 
nicht Zeugniß ablegen können, [und]. weil es bisweilen 
vorkommt, daß Chriſten ihre Kinder verlieren und dann 
die Juden durch ihre Feinde bezichtigt werden, ſie rauben 
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und tödten heimlich Chriſtenkinder und opfern mit dem | 
Herzen und Blute derſelben, daß die Väter dieſer Kinder } 
oder andere Chriſten, Gegner der Juden, heimlich die 
Kinder verbergen, um den Juden etwas anhaben 
und als Preis des Loskaufes von den Quälereien 
eine gewiſſe Summe Geldes von den Juden er⸗ 
preſſen zu können, und fie machen dann die völlig 
falſche Angabe, daß die Juden heimlich und ver⸗ 
ſtohlen die Kinder geraubt und getödtet haben 
und daß die Juden mit dem Herzen und Blute 
der Kinder opfern, während doch ihr Geſetz klar 
und ausdrücklich verbietet, daß ſie Blut opfern, 
eſſen oder trinken oder auch das Fleiſch von 
Thieren mit geſpaltenen Klauen genießen, was 
von Juden, welche an Unſerm Hofe zum chriſt⸗ 
lichen Glauben bekehrt wurden, wiederholt be⸗ 
ſtätigt worden iſt. Aus derartigem Anlaſſe ſind ſehr 
viele Juden oft wider die Gerechtigkeit gefangen genommen il 
und gehalten worden. Wir beſtimmen, daß Chriſten in 
einem ſolchen Falle gegen Juden nicht gehört 
werden dürfen, und verfügen, daß die aus einem 
derartigen frivolen Anlaſſe gefangenen Juden aus 
dem Kerker befreit und daß ſie fernerhin wegen 
eines derartigen frivolen Anlaſſes nicht gefangen rl 
genommen werden ſollen, es ſei denn, daß ſie, was Wir 
nicht glauben, auf friſcher That ertappt werden 
VI. Bulle Martins V. vom 20. Februar 1422. Der deutſche 
Text nach der Ausfertigung im „Allgemeinen Reichs⸗ 
archiv“ zu München von 1464: 
Auch iſt fürkommen für uns das dy vorgnanten 
Juden dy vergifftnüß in dy prunn ſoltten geworffen haben 
und ir Oſterprot mit menſchenplut vermiſcht ſoltten han 
umb ſolliche miſſetat, dy den vorgnanten Juden mit un: 
recht wird zugefügt, ſo verpieten wir allen Criſten und 
den vorgnenten predigern baid geistlicher und auch ö 
werutlicher, das ſy nitt bewegen ſullen dy Criſten wider 
die Juden wer oder welliche wern die dawider täten, die N 
ſind verurtailt des pannes der heiligen kirchen wir ver⸗ 
pieten auch ſunderlich und veſtlich aller gemeinklichen und 


N 


beſunder den piſchoven der laund und allen obriſten der 
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vorgnanten Orden das ſi fürbaß ſollichs und der geleich⸗ 
nuß wider die Juden baide man und frawe wonhaft an 
allen ennden in iren biſtumb, ſtet, floſſern wo die gelegen 
find, dawider nicht thün ſullen. 


VII. Bulle Pauls III. vom 12. Mai 1540: 

Obſchon die Juden, welche in den verſchiedenen 
Theilen der Welt die allerheiligſte Kirche zum Zeugniß. 

unſeres Glaubens duldet, lieber in ihrer Hartnäckigkeit und 

Blindheit und in ihrem Unglauben verharren, als die 

Worte der Propheten und die Geheimniſſe der Heiligen 

Schriften erkennen, den beſagten Glauben annehmen und für 

das Heil ihrer Seele ſorgen wollen, ſo dürfen Wir dennoch, 

da ſie in ihren Nöthen Unjeren Schutz und Unſere Gnaden 

anrufen, ihnen die Liebe chriſtlicher Sanftmuth nicht ver⸗ 

weigern, damit ſie, von einer derartigen Liebe geleitet, 

ihre Irrthümer erkennen und durch die Gnade von oben 

Yin erleuchtet, endlich zu dem wahren Lichte von beſtändiger 
Klarheit welches Ehriſtus ift, zu gelangen ſuchen. Wir 
haben mißfällig vernommen, daß ſeit einigen Jahren 
gewiſſe Herren als heißſpornige und, wie man ſagt, 
tödtliche Feinde derſelben Juden, von Haß und 
Neid, oder, was mehr wahrſcheinlich ſcheint, von Hab⸗ 
ſucht verblendet, damit ſie das Hab und Gut ſelbiger 
ebräer mit einem gewiſſen Anſtand ſich anzueignen im 
Stande ſeien, ihnen fälſchlich andichten, daß fie kleine 
Kinder umbringen, deren Blut trinken und andere ver⸗ 
ſchiedene und mannigfache ungeheuerliche Verbrechen be⸗ 
gehen, welche ſich namentlich gegen unſeren beſagten 
Glauben richten, — und in ſolcher Weiſe bemüht find, 
die Gemüther der einfältigen Chriſten gegen ſie auf⸗ 
zuhetzen, wodurch es geſchieht, daß letztere häufig nicht 
blos ihres Habes und Gutes, ſondern ſogar des Lebens 

in ungerechter Weiſe beraubt werden. 


VIII. Das Gutachten Ganganellis gegen die Blut⸗ 
beſchuldigung vom Jahre 1759 kann eigentlich als Papſt⸗ 
urkunde nicht verzeichnet werden; denn bei der Abfaſſung 

i dieſes bedeutſamen Gutachtens war Ganganelli, der ſpätere 
ö Papſt Clemens XIV, noch Cardinal. 
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B. Zeugniſſe getaufter Juden. 


Als Zeugen gegen die Blutbeſchuldigung traten u. a. 
auf: Pfefferkorn, Alohſius von Sonnenfels, der berühmte 
Neander, Miſſionar Bieſenthal, Dan. Chwolſon, Profeſſor 
Kalkar. » 

Anläßlich der Blutbeſchuldigung von Damascus unter: 
zeichneten 58 Proſelyten eine Erklärung gegen die Blut⸗ 
beſchuldigung. Den Zeugniſſen der getauften Juden, 
unter denen mehrere als Geiſtliche gewirkt, andere 
wie z. B. Pfefferkorn, als „Antiſemiten“ bekannt 
ſind, iſt beſondere Bedeutung beizumeſſen, weil ſie 
eine genauere Kenntniß der jüdiſchen Gebräuche 
haben mußten. „Aber ich,“ fo jagt Aloyſius von Sonnen⸗ 
fels, „der ich unter Anführung meines Vaters als Ober⸗ 
Landrabbiner zu Berlin und der ganzen Kur⸗Branden⸗ 
burgiſchen Mark ſogar in meiner zarteſten Jugend die 
genaueſten und verborgenſten Heimlichkeiten des geſammten 
Judenthums haarklein kennen gelernt, weilen er einſtens 
einen Mann ſeines Gewerbes aus mir zu machen verlangte: 
kann vor Gott auf mein Wort und Gewiſſen bezeugen, daß 
dieſes eine aus den höchſten Unwahrheiten ſei, welche in der 
Welt jemalen erhöret worden“. 

Auch der Proſelyt Friedrich Albert Chriſtiani 
hebt in ſeiner Schrift: „Der Juden Glaube und Aberglaube“ 
ſeine genaue Kenntniß der jüdiſchen Gebräuche bei dem 


Zeugniß gegen die Blutbeſchuldigung hervor. Der berühmte 


Wiener Hof⸗ und Domprediger Veith erklärte 1840 
von der Kanzel: 

„Und ſo ſchwöre ich es hier im Namen des dreieinigen Gottes, 
den wir Alle bekennen, vor Euch und vor aller Welt, daß die durch 
arge Lift verbreitete Lüge, als gebrauchen die Inden bei der Feier 
ihres Oſterfeſtes (Paſſah) das Blut eines Chriſten, eine hämiſche, 
gottesläſterliche Verleumdung iſt, und weder in den Büchern des 
alten Bundes, noch auch in den Schriften des Talmud, die ich 
genau kenne und eifeig durchforſcht habe, enthalten iſt.“ 

Nach antiſemitiſcher Angabe ſei das Zeugniß Veiths 
eine „Indenlüge“, die zuerſt 1840 bei dem „Juden“ Hitzig 
(Neuer Pitaval) gedruckt ſei. Thatſfächlich iſt das Zeugniß 
Veiths zuerſt in dem Gutachten des berühmten katholiſchen 
Kirchenlehrers Molitor erwähnt. Der Beweis, daß Veith 
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dieſe Erklärung 5 abgegeben, iſt bei Strack S. 173 ff. 
überzeugend geführt, unter anderem auch durch ein Zeugniß 
des Dr. Veith, eines Bruders des Domherrn. 

Daß gerade alle frommen Proſelyten der Beschuldigung 
mit Eifer entgegengetreten ſind, iſt nicht wunderbar. Sie 
wollten mit dem Eifer der Bekehrten auch andere bekehren 
— und da war ihnen gerade die Blutlüge ein arges 
Hinderniß. Wie war zu erwarten, daß die Juden Chriſten 
würden, wenn ſie die Chriſten ſo tolle Lügen aufbringen 
ſahen, wie die Blutlüge? Wie Ehriſtian Gerſon) 
treffend bemerkt: 

„Was joll zum ſechſten dies nutzen, daß man ie (die Juden) 
überreden will, es ſtehe dieſes oder jenes in ihren Büchern, oder 
daß ſie dies und jenes thun ſollen, welches ihnen und ihren Büchern 
aufgedichtet wird? Daraus ſie denn die Gedanken ſchöpfen, unſere 
ganze Religion ſei auf Lügen gegründet.“ 

Und ähnlich ſchrieb Prof. Strack (J. Berl. Neueſte 
Nachr. vom 8. Mai 1900 u. f.): 

„Keine der gegen die Juden gerichteten Beſchuldigungen iſt 
in ſo hohem Grade geeignet, die Juden dem Chriſtenthum und 
damit auch der Perſon Jeſu Chriſti zu entfremden und abgeneigt 
zu machen, wie gerade die „Blutbeſchuldigung“. Wenn Juden von 
der Perſon unſeres Herrn geringſchätzig denken, ſo liegt auf den 
Chriſten ein großer Theil der Schuld.“ 


C. Zeugniſſe geborener Chriſten. 


Johann Chriſtoph Wagenſeil und Jacob Schudt ſind 
als bekannte Gegner der Juden beſonders als Zeugen gegen 
die Blutbeſchuldigung hervorzuheben. Ferner der Jeſuit 
Haſelbauer, Cenſor jüdiſcher Schriften, Bas nage in ſeiner 
Geſchichte der Juden, das Gutachten der Univerjität Leipzig 
vom 8. Mai 1714, aus neuerer Zeit Erzbiſchof Latas⸗ 
Zante (1893), Cardinal Moran⸗Anſtralien (1398), Me. Caul, 
Joh. Friedrich von Meyer, Franz Joſeph Molitor, Biſchof 
Draeſe ke, Biſchof Dr. Reinkens, Franz Delitzſch, H. Dort, 
Prof. Dr. G. H. v. Schubert (1840), Dr. Alois Müller 
(1884), Guſtav Dalman, Prof. Dr. B. Stade (1899). 
Prof. Merx, Prof. Nöldeke, Siegfried Strack, Prof 


Herm. L. Strack, Lie. Prof. Wünſche, Prof. Adolf Tam, 


2) Des jüd. Thalmud fürnehmſter Inhalt ꝛc. Leipzig 1722 


— 
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"Haufen (1900), Biſchof Kopp, G. Freytag, Vietor Hugo, 
E. Renan, die Univerſitäten zu Amſterdam, Leyden, Utrecht 
u. ſ. w. u. ſ. w. Von Fürſten: der Hohenſtaufe Kaiſer 


Friedrich II. auf Grund eines Gutachtens jüdiſcher Proſelyten, 


Kaiſer Rudolf I. von Habsburg, Ottokar II. von Böhmen, 
Wenzel II., Ludwig der Baier, und viele andere. Ferner 
1895 der ruſſiſche Generalgouverneur Karpow von Semi⸗ 
palatinsk, der die Verbreiter der Gerüchte mit geſetzlichen 
Strafen bedrohte. Beſonders heben wir folgenden Erlaß 
Kaiſer Alexanders I. gezeichnet vom Fürſten Galie yn, 
als den letzten und wohl den einzigen, der in dieſem Jahr⸗ 
hundert über den Ritualmord ergangen iſt, hervor: 

„Auf Grund von Verdächtigungen, daß die Ju den Chriſten⸗ 
blut zu ihren Mazzoth verwenden, wurden ſchon unter den polni⸗ 
ſchen Regierungen wiederholte Anklagen über Ermordung chriſt⸗ 
licher Kinder gegen ſie erhoben, aber die Unterſuchung beſtätigte in 
keinem Falle dieſe Beſchuldigungen. In Folge ſolcher unbegrün⸗ 
deten Verdächtigungen hat der polniſche König Sigismund Auguſt 
durch beſondere Privilegien vom 9. Auguſt 1564 und 20. Mai 1566 
verboten, die ſolchermaßen ohne allen Grund wegen Gebrauches 
von Chriſtenblut verdächtigten Juden deſſen zu beſchuldigen, indem 
er aus Hinweiſungen auf die heilige Schrift entnommen, daß ſie 
deſſelben nicht benöthigt ſeien. In ſpäterer Zeit und namentlich 
im Jahre 1763 am 21. März ſchrieb der päpſtliche Nuntius in 
der Sache der Juden: „daß vor nicht langer Zeit der römiſche 
Stuhl alle Vorausſetzungen, auf welche ſich die Meinung ſtützt, 
daß die Juden Chriſtenblut zur Mazzoth brauchen, unterſucht, aber 
keine klaren und unzweifelhaften Beweiſe gefunden habe, welche hin⸗ 
reichend wären, dieſes gegen die Juden gerichtete Vorurtheil zu be⸗ 
ſtätigen, ſo daß es möglich würde, auf Grund deſſen die Juden 
eines ſolchen Verbrechens für ſchuldig zu erkennen“; deshalb er⸗ 
klärte er es nicht für thunlich bei ähnlichen Anklagen, auf einer 
ſolchen Baſis ein Urtheil zu begründen. Veranlaßt durch Beſchul⸗ 
digungen, welche auch jetzt in einigen von Polen zu Rußland ge⸗ 
zogenen Gouvernements ſich gegen die Juden erheben, als ſei ein 
Mord chriſtlicher Kinder zu demſelben Bedürfniß geſchehen, haben 


Se. Kaiſerliche Majeſtät, in Erwägung, daß ſolche mehrmals er⸗ 
hobene Beſchuldigungen durch unparteiiſche Unterſuchung und König⸗ 


liche Privilegien entkräftet wurden, Allergnädigſt mir zu befehlen 

geruht, daß ich allen Verwaltungschefs als Willen des Mo⸗ 

Uarchen verkünden ſoll, daß die Juden nicht fürder des 

Mordes von Chriſtenkindern beſchuldigt werden follen, 

ſo ohne alle Ueberführung, allein in Folge des Vorurtheils, als 
31 
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brauchten ſie Chriſtenblut; wenn aber irgendwo ein Mord geſchehen 
wäre und der Verdacht auf Juden fiele, jedoch ohne vorhergehende 
Ueberführung, daß ſie das gethan, um Chriſtenblut zu erhalten, 
ſo ſolle die Unterſuchung vollführt werden nach den ſich auf den 
Vorfall ſelbſt beziehenden Geſetzen und Beweiſen, geradeſo wie bei 
Leuten anderer Bekenntniſſe, welche des Verbrechens des Mordes 
beſchuldigt worden wären. Indem ich einen ſolchen Allerhöchſten 
Befehl Ew. Excellenz zur Kenntnißnahme und Ausführung mit⸗ 
theile, habe ich die Ehre zu zeichnen ꝛc. 
Fürſt Alexander Galieyn. 
St. Petersburg, 6. März 1817. 


Beſondere Bedeutung haben die Urtheile Luthers und 
des Antiſemiten Paul de Lagarde. Luther ſagt: 

„Darumb war meine Bitte, daß man ſauberlich mit inen 
(den Juden) umgienge, und auß der h. Schrift ſie underrichtete, 
ſo möchte irer etliche herbey kommen, aber nun ſie mit Gewalt 
treiben, und gehen mit Lügenteydung umb, geben ihnen Schuldt, 
ſie müſſen Chriſtenblut haben, daß ſie nicht ſtinken und 
weiß nicht was deß Narrenwerks mehr iſt, daß man ſie 
gleich für Hunde hält, was ſollten wir guts an ihnen ſchaffen?“ 
(Tom. 5. Witt. Fol, 443). 


Paul de Lagarde, der bekannte Antiſemith, eine 
Autorität auf dem Gebiete der orientaliſchen Sprachen, er⸗ 
klärte (Göttingen, 7. October 1882): 


„Sollte es der verehrlichen Rabbinerverſammlung aber zweck⸗ 
dienſtlich erſcheinen, daß ich in irgend einer gerichtlichen Ver⸗ 
handlung als Zeuge dafür auftrete, daß nach meiner feſten 
Ueberzeugung das Judenthum, wie es in der Bibel, Halacha 
und Haggada, amtlich anerkannt vorliegt, und wie es in einer um⸗ 
fänglichen Litteratur zum Ausdruck gebracht iſt, niemals 
Menſchenblut für religiöſe Zwecke zu verwenden verlangt 
habe, ſo bin ich dazu bereit. Ein ſolches Zeugniß könnte auf An⸗ 


1) Die antiſemitiſche „Deutſche Wacht“ (Krems in Oeſter⸗ 
reich, Mai 1892) wandte ſich einmal „gegen die förmliche Aus⸗ 
ſchrotung von Ritualmorden, wie ſie regelmäßig ein⸗ bis zweimal 
im Monat von weiter Ferne her gemeldet werden, von denen aber 
ſpäter kein Sterbenswörtchen verlautet. So ſchockweiſe können die 
Ehriſten denn doch nicht von fanatiſchen Juden hingemordet werden, 
ohne daß die heilige Hermandad der Sache nachgeht, darin liegt 
der Blödſinn des „blutigen“ Antisemitismus.“ 
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ſuchen eines königlich ungariſchen Gerichts oder eines Anwalts auch Sat 
ſchriftlich in den für ſolche Zeugniſſe vorgeſchriebenen Formen ab⸗ i 
‚gegeben werden. Aberglaube einzelner Juden, ſofern — was zu 
beurtheilen ich außer Stande bin — ein ſolcher vorhanden ſein 
ſollte, dürfte ſo wenig gegen das Judenthum geltend gemacht 
an wie Aberglauben einzelner Chriſten gegen das Chriften- | 
um.‘ | 
Diefem Urtheil ſchloß fi Oktober 1899 der 
Orientaliſten⸗Congreß zu Rom einſtimmig mit folgender | 
vom Kirchenrath Prof. Dr. Kautzſch⸗Halle eingebrachten Re⸗ 
ſolution an: „Die zum XII. internationalen Congreß in 
Rom verſammelten Orientaliſten erachten es angeſichts er⸗ 
neuter Vorgänge für ihre Pflicht, auszuſprechen: Die Be⸗ 
ſchuldigung, daß jemals durch irgend welche für Anhänger 
der jüdiſchen Religion geltende Vorſchriften die Benutzung 
von Chriſtenblut für rituelle Zwecke gefordert oder 
auch nur angedeutet worden wäre, iſt eine ſchlechthin un⸗ il 
ſinnige und des ausgehenden 19. Jahrhunderts unwürdig.“ J 
TR 


Nachträge. 


Zu S. 22 f.: Vom 8. bis 10. Sept. 1900 tagte der Parteitag ö 
der deutſch⸗ſozialen Reformpartei in Magdeburg. Er führte 
zur völligen Spaltung der Partei. Graf Reventlow be⸗ 
antragte dem Fraktionsvorſtande Liebermann v. Sonnenberg⸗ 
Raab und der Fraktion ein Vertrauensvotum auszuſtellen. 4 
Nach erregter Debatte ſtimmten 75 Anweſende für die { 
Vertrauensfrage, dagegen 85 und 5 enthielten fich der 
namentlichen Abſtimmung. Nach der Bekanntgabe des 
Reſultats verlas Liebermann v. Sonnenberg eine bereit ge⸗ 
haltene Reſolution, in der er das Fazit zog: „Die Spaltung 
iſt vollzogen.“ Er erklärte ſeinen Austritt aus der Partei, 
mit ihm die Vertreter von 46 Wahlkreiſen, darunter die 
Abgg. Raab und Müller⸗Waldeck, um ſich zu einer neuen 
deutſch⸗ſozialen Partei zu vereinigen. 


In S. 455: Gegen Israelski fand am 8. Sept. 1900 der Prozeß 
> ſtatt. Er endigte mit der Freiſprechung des Angeſchuldigten. 


. 
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